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Beginn: 13. Dezember 1966, 9.35 Uhr 

Präsident Dr. Kaan: Hoher Landtag! Ich eröffne 
die 19. Sitzung des Steiermärkischen Landtages 
in der laufenden VI. Gesetzgebungsperiode und 
begrüße alle Erschienenen. 
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Entschuldigt ist niemand. 

Anstelle des verstorbenen Abg. Dr. Alfred 
Rainer ist Dr. Karl Eichtinger in den Steiermär-
kischen Landtag berufen worden. 

Herr Dr. Eichtinger ist erschienen und kann 
daher die Angelobung leisten. 

Ich ersuche den Schriftführer, Herrn Abg. 
Ritzinger die Angelobungsformel zu verlesen, 
worauf Herr Dr. Eichtinger durch die Worte 
„Ich gelobe" die Angelobung leisten wird. 

Abg. Ritzinger :Ich gelobe unverbrüchliche 
Treue der Republik Österreich und dem Land 
Steiermark, dann stete und volle Beobachtung 
der Verfassungsgesetze und aller anderen Ge­
setze des Bundes und des Landes Steiermark 
und gewissenhafte Erfüllung meiner Pflichten. 

Abg. Dr. Eichtinger: Ich gelobe. 
Präsident: Ich begrüße das neue Mitglied herz­
lich in unserer Mitte. Mit der Einladung zur 
heutigen Sitzung habe ich Ihnen die voraus­
sichtliche Tagesordnung bereits bekanntgegeben. 

Der Finanz-Ausschuß hat in seiner Sitzung am 
9. Dezember 1966 außer den in der Einladung 
erwähnten Geschäftsstücken auch die Regie­
rungsvorlage, Beilage Nr. 29, Gesetz, mit dem 
das Fremdenverkehrsabgabegesetz 1963, LGB1. 
Nr. 260 1962, abgeändert wird, behandelt, so daß 
wir auch dieses Geschäftsstück auf die heutige 
Tagesordnung setzen können. 

Erhebt sich gegen diese Tagesordnung ein 
Einwand? Das ist nicht der Fall. 

Es liegen die in der letzten Landtagssitzung 
eingebrachten Anträge auf und zwar: 

der Antrag, Einl. Zahl 279, der Abgeordneten 
Egger, Jamnegg, Prof. Dr. Moser und Dipl.-Ing. 
Schaller, betreffend die Fachinspektion für den 
Hauswirtschaftsunterricht an Pflichtschulen in 
der Steiermark; 

der Antrag, Einl. Zahl 280, der Abgeordneten 
Schaffer, Maunz, Pabst und Ritzinger, betreffend 
die Übernahme der Gemeindestraße Bischoffeld 
—Steinmühle als Landesstraße unter gleichzei­
tiger Rückgabe eines Teilstückes der Landes­
straße Nr. 241 als Gemeindestraße; 

der Antrag, Einl. Zahl 281, der Abgeordneten 
Schaffer, Maunz, Pabst und Ritzinger, betreffend 
die Übernahme der Gemeindestraße Dorf Puster­
wald—Expositurvolksschule Hinterwinkel als 
Landesstraße; 

der Antrag, Einl. Zahl 282, der Abgeordneten 
Lind, Prenner, Koller, Schrammel, Lafer und 
Dipl.-Ing. Schaller, betreffend die Übernahme der 
Gemeindestraße, die von der Landesstraße Rohr-
bach-Wenigzell über Demmeldorf zur Festen­
burg führt, als Landesstraße; 

der Antrag, Einl. Zahl 283, der Abgeordneten 
Pichler, Vinzenz Lackner, Schön, Brandl und 
Genossen, betreffend eheste Beseitigung der 
durch die Unwetter im November entstandenen 
Schäden; 

der Antrag, Einl. Zahl 284, der Abgeordneten 
Aichholzer, Pichler, Zinkanell, Groß und Genos­
sen, betreffend die Vermeidung von Unfällen 
durch Schwerfahrzeuge und Großtankwagen; 

der Antrag, Einl. Zahl 285, der Abgeordneten 
Prof. Hartwig, Lendl, Vinzenz Lackner, Aich­
holzer und Genossen, betreffend Sicherung der 
Fußgeher insbesondere der Schulkinder im 
Straßenverkehr; 

der Antrag, Einl. Zahl 286, der Abgeordneten 
Sebastian, Afritsch, Heidinger, Prof. Hartwig 
und Genossen, betreffend Unterbringung der 
„Pädagogischen Akademie"; 

der Antrag, Einl. Zahl 287, der Abgeordneten 
Sebastian, Fellinger, Prof. Hartwig, Groß und 
Genossen, betreffend Aufnahme des Medika­
mentes „Preludin" in die Suchtgiftverordnung; 

der Antrag, Einl. Zahl 288, der Abgeordneten 
Wuganigg, Klobasa, Heidinger, Zinkanell und 
Genossen, betreffend die Übernahme der Ge­
meindestraße Plenzengreith—Stockheim (Kreuz­
wirt) bis zum Ort Radegund. 

Diese Anträge weise ich der Landesregierung 
zu. Weiters liegen auf: 

die Regierungsvorlage, Einl. Zahl 289, betref­
fend die Übernahme der Ausfallshaftung des 
Landes für ein Darlehen von 3 Millionen Schil­
ling; Ankauf von 5 Millionen Schilling Kom­
munalschuldverschreibungen der Landes-Hypo-
thekenanstalt für Steiermark für die Schafwoll-
warenfabrik Jakob Rathleitner & Sohn, Lend­
platz Nr. 40, Graz; 

die Regierungsvorlage, Einl. Zahl 290, über 
den Verkauf von landeseigenen zum Gutsbe­
stand der landwirtschaftlichen Fachschule Alt-
Grottendorf gehörigen Grundstücke an den 
Bund; 

die Regierungsvorlage, zu Einl. Zahl 35 zum 
Antrag der Abgeordneten Stöffler, Wegart, Eg­
ger, Dipl.-Ing. Fuchs und Nigl, betreffend eine 
finanzielle Besserstellung der Landeshauptstadt 
Graz im Rahmen des Finanzausgleichs. 

Diese Vorlage weise ich dem Finanz-Ausschuß 
zu. Wird gegen diese Zuweisung ein Einwand 
erhoben? Das ist nicht der Fall. Wir gehen zur 
Tagesordnung über. 

1. Bericht des Finanz-Ausschusses über die Re­
gierungsvorlage, Einl. Zahl 278, über den Lan­
desvoranschlag 1967 mit den Beschlußanträgen 
des Finanz-Ausschusses, den Dienstpostenplan 
und den Kraftfahrzeugsystemisierungsplan. 
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Hauptberichterstatter ist Abg. Bert Hofbauer. 

Ich frage nun den Herrn Hauptberichterstat­
ter, ob er den Antrag stellt, die Beratungen über 
den Landesvoranschlag in eine Generaldebatte 
und in eine Spezialdebatte zu teilen. 

Hauptberichterstatter Bert Hofbauer: Ich stelle 
diesen Antrag. 

Präsident: Sie haben den Antrag gehört. Wer 
damit einverstanden ist, möge eine Hand er­
heben. (Geschieht). 

Der Antrag ist angenommen. Ich erteile nun 
dem Herrn Hauptberichterstatter das Wort zur 
Eröffnung der Generaldebatte. 

Hauptberichterstatter Bert Hofbauer: Herr 
Präsident! Hoher Landtag! 

Wiederum habe ich die Ehre, sehr geehrte 
Damen und Herren des Hohen Hauses, Ihnen 
im Namen des Finanz-Ausschusses den Landes­
voranschlag vorzulegen. Der Finanzreferent Dr. 
Schachner hat in seiner am 3. 12. 1966 gehalte­
nen Rede praktisch den Auftakt für das dies­
jährige Budget gegeben. Seinen Ausführungen 
konnte man bei genauer Aufmerksamkeit ent­
nehmen, daß die Einnahmen im ordentlichen 
Haushalt gegenüber 1966 um 19 °/o gestiegen sind, 
ohne daß irgendwelche Unterteilungen oder Ab­
schöpfungen vorgenommen wurden. Weiters 
konnte man den Ausführungen entnehmen, daß 
die Ausgaben für die Straßenbauten von 236 
Millionen Schilling auf 273 Millionen Schilling 
gestiegen sind, daß für Flußbau, Wildbachver-
bauung, Wasserleitungs- und Kanalbauten die 
Ausgaben um 50 %> gestiegen sind; die Darlehen 
und Förderungen stiegen gegenüber 1966 um 
267 Millionen Schilling auf 960 Millionen Schil­
ling im Jahre 1967. Für Forschung allein stehen 
4 Millionen Schilling zur Verfügung. Aber auch 
die Förderungsmittel für Landwirtschaft, ge­
werbliche Wirtschaft, für den Fremdenverkehr 
und die Gemeinden werden wesentlich steigen. 
So können wir mit ruhigem Gewissen sagen, daß 
der ordentliche, aber auch der außerordentliche 
Haushalt für 1967 außerordentlich wirtschafts­
intensiv sein werden, daß der Voranschlag den 
Steirern in allen Belangen gerecht wird und daß 
wir alle, die wir in diesem Hohen Haus sitzen, 
mit Zufriedenheit in das neue Jahr hinüber­
gehen können. 

Der ordentliche Haushalt beträgt in seinen 
Einnahmen und Ausgaben 2675 Millionen Schil­
ling und ist ausgeglichen. Der außerordentli­
che Haushalt ist gegenüber 1966 um 63 %> ge­
stiegen und ist bei seinen Ausgaben von 
421,526.000 Schilling mit 309,622.000 Schilling be­
deckt; der Abgang beträgt 111,604.000 Schilling 
— die Bedeckung hiezu wird noch innerhalb 
des Jahres gefunden werden. 

Hoher Landtag! In diesen Ziffern sind 
allein für Industriegründungen 100 Millionen 
Schilling enthalten, um für eventuell aufgelas-
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sene Kohlenbergwerke in der Steiermark ge­
rüstet zu sein. Das Land Steiermark kann sagen, 
es ist zum ersten Mal für diesen Sektor echt 
vorgesorgt worden. Im außerordentlichen Haus­
halt stehen außerdem große Summen für den 
Amtsgebäudeneubau der Bezirkshauptmann-
schafteri in Brück und Mürzzuschlag, für die Er­
richtung eines Schülerheimes in Arnfels, eines 
Werkstättengebäudes für Körperbehinderte in 
Graz, für einen Werkstättenzubau im Landes­
jugendheim Hartberg, für den Neubau der schon 
längst gewünschten Kinderklinik in Graz, den 
Erweiterungsbau der chirurgischen Klinik im 
Landeskrankenhaus Graz, für einen Ausbau der 
Liegehalle Hörgas-Enzenbach und für vieles 
andere mehr. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Der 
Finanz-Ausschuß hat sich in der Sitzung am 
9. Dezember mit dem Jahresvoranschlag für 1967 
und dem dazugehörigen Gesetz, dem Dienst­
postenplan und dem Systemisierungsplan für 
Kraftfahrzeuge beschäftigt und nach eingehen­
der Debatte alle Ansätze einstimmig zur Kennt­
nis genommen. Ich möchte auch erwähnen, daß 
alle Anfragen der Abgeordneten im Finanz-
Ausschuß von den Regierungsmitgliedern zur 
vollsten Zufriedenheit beantwortet wurden. 
Auch verschiedene Resolutionsanträge wurden 
von den Parteien eingebracht, einzelne wurden 
für gemeinsam erklärt, einige blieben wie alle 
Jahre in der Minderheit und ein Antrag wurde 
zurückgezogen. Die Resolutionsanträge liegen — 
glaube ich — gedruckt bei. Ich möchte zu diesen 
Resolutionsanträgen sagen, weil vielleicht die 
Meinung entsteht, daß sie so nicht sehr sinnge­
recht sind, aber als langjähriges Mitglied dieses 
Hauses kann ich berichten, daß viele der ehe­
mals gestellten Resolutionsanträge in der Zwi­
schenzeit längst Wirklichkeit geworden sind. 

Da fällt es mir leicht, im Namen des Finanz-
Ausschusses die Abgeordneten des Hohen Hau­
ses zu bitten, den Ansätzen des Budgets für 
1967 ihre Zustimmung zu erteilen, und den 
Herrn Präsidenten noch einmal bitten, die Ge­
neraldebatte zu eröffnen. 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich als er­
ster Herr Abgeordneter Stöffler. Ich erteile ihm 
das Wort. Als nächster Redner hat sich zu Wort 
gemeldet Herr Dipl.-Ing DDr. Götz. Ich werde 
ihm dann das Wort erteilen. 

Abg. Stöffler: Hoher Landtag! Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! So wie sich die Auf­
gaben des Landes auf viele Bereiche des Le­
bens erstrecken, so spiegelt auch sein Haushalts­
plan eine Reihe von Problemen wider, mit de­
nen wir konfrontiert sind, bzw. denen wir, so­
weit sie vorauszusehen sind, gegenüberstehen 
werden. Eine Betrachtung der gegenwärtigen 
Lage bzw. jener Maßnahmen, die für die Zu­
kunft gesetzt werden, läßt es geboten erscheinen, 
eingangs doch einen kurzen Abriß über die Ent­
wicklung zu geben, die unser Land vor allem in 
der jüngeren Vergangenheit genommen hat. 
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Da ich bereits seit dem Jahre 1949 diesem 
Hohen Hause angehöre, möchte ich mir erlau- . 
ben, für den Zeitabschnitt seither etwa, einige 
Betrachtungen anzustellen. Im Jahre 1950 be­
trug das Volkseinkommen knapp 42 Milliarden 
Schilling. Bis zum Jahre 1964 — jüngere authen­
tische Ziffern liegen noch nicht vor — war es 
auf rund 167 Milliarden Schilling angestiegen, 
also etwa auf das 4-fache. Die Summe der 
Gesamtausgaben im ordentlichen Haushalt-und 
der bedeckten Ausgaben im außerordentlichen 
Haushalt haben im Jahre 1950 etwas über 356 
Millionen Schilling betragen und die - analoge 
Summe hat sich im Jahre 1964 auf 1 Milliarde 
844 Millionen Schilling und darüber entwickelt, 
d. h. sie ist auf das mehr als 5-fache gestiegen. 
Für das Jahr 1967 ist sogar eine bedeckte Sum­
me genau so errechnet von 2.966 Millionen prä-
liminiert, also gegenüber dem Jahr 1964 eine 
Steigerung um weitere 60 °/o. Nun, das Volks­
einkommen wird in diesen 3 Jahren nicht in 
diesem Ausmaß gestiegen sein. 

Diese Vergleiche zeigen nun doch sehr deut­
lich, und ähnliches gilt auch für das Bundes­
budget und die Budgets anderer Gebietskörper­
schaften, daß der Anteil der öffentlichen Hand 
am Volkseinkommen stark gestiegen ist. Mit 
anderen Worten heißt es aber auch, daß der 
Einfluß der öffentlichen Hand und damit der 
Politik auf die Wirtschaft zunimmt und daraus 
ergibt sich, daß die Politiker mehr und mehr 
auch für das Gedeihen der Wirtschaft verant­
wortlich gemacht werden. 

Aus einer solchen Entwicklung ergibt sich 
aber auch, daß der Steuerzahler, dem immer 
mehr von dem, was er erarbeitet, weggenom­
men wird, natürlich auch immer mehr bestrebt 
sein wird, vom Staat, der ihm soviel wegnimmt, 
wieder etwas zurückzubekommen. „Wir zahlen 
ja genug Steuern" hört man da oft, „der Staat 
soll uns helfen — und uns — und uns auch!" 
und so summieren sich die Wünsche mit dem 
Erfolg, daß der Staat noch mehr Geld braucht, 
um diese Wünsche zu erfüllen. 

Wohjin führt nun diese Umverteilung? Sie 
wird zu einem Teufelskreis, in dem wir uns 
schon weitgehend befinden. Und da der Tüch­
tige immer mehr erkennt, daß ihm von seinem 
Verdienst immer mehr weggenommen wird, und 
von seinem erarbeiteten Vermögen immer mehr 
abgeschnitten wird, erlahmt er naturgemäß auch 
in seinem Fleiß und in seiner Initiative; und er 
gibt es auf, selbst Sicherheiten zu schaffen, son­
dern er verläßt sich mehr und mehr darauf, 
daß ihm der Staat, der ihm ja soviel nimmt, 
diese Sicherheiten bietet. Ich werde, meine Da­
men und Herren, auf diese Betrachtung später 
noch zurückkommen, weil ihre Auswirkungen — 
als ein Zeichen unserer Zeit möchte ich fast 
sagen — immer wieder anzutreffen sind. 

Wie hat nun das Land Steiermark in dem 
Zeitraum, den ich eingangs abgesteckt habe, 
gewirtschaftet? Das Land hat sich in all den 

Jahren, wie dies die Haushalte deutlich zeigen, 
immer bemüht, der steirischen Wirtschaft zu 
dienen. Es ist hiebei festzustellen, daß der außer­
ordentliche Haushalt fast immer zum überwie­
genden Teil aus Überschüssen der ordentlichen 
Gebarung bedeckt werden konnte. Es wurde 
also das in der Steiermark vorhandene Kredit­
volumen nur zu einem geringen Teil zur Erfül­
lung von Landesaufgaben in Anspruch genom­
men und daher konnte ein größerer Teil der vor­
handenen Kreditdecke zum Zwecke der In­
vestitionen, den Bauwerbern, den Gemeinden 
usw. zur Verfügung stehen. Eine sparsame Ver­
waltung hat es dem Land ermöglicht, das einge­
nommene Geld in einem höheren Maße für 
wdrtschaftsf ordernde, soziale und kulturelle Maß­
nahmen zu verwenden, als dies bei vielen an­
deren Gebietskörperschaften in Österreich der 
Fall ist. 

Nun, für die Entwicklung der steirischen Wirt­
schaft war der Bau von Straßen und Brücken 
im allgemeinen von größter Bedeutung, für ei­
nige Landesteile aber geradezu die Vorausset­
zung. Während noch im Jahre 1950 das Landes­
straßennetz nur zu 11 °/o staubfrei war, sind 
es im Jahre 1966 bereits 76 °/o geworden. Dabei 
hat sich das Landesstraßennetz noch um 200 km 
auf 3.128 km vermehrt. Es konnten alle wich­
tigen Hauptverkehrsstraßen in der Ober-, Ost-, 
West- und Südsteiermark, soweit sie dem Lande 
zufallen, ausgebaut werden. Durch Verbindungs­
straßen und die Erschließung von Seitentälern 
konnte ein Verkehrsnetz geschaffen werden, das 
das ganze Land umspannt. Die Leistungsfähig­
keit dieses Verkehrsnetzes wurde noch wesent­
lich durch die Beseitigung zahlreicher Verkehrs­
fallen, durch Begradigungen, Ortsumfahrungen 
und durch den Bau von 516 neuen Brücken ver­
bessert. Außerdem wurden 373 Landesbrücken 
renoviert. Diese gewaltige Erschließungsarbeit 
wurde auch noch dadurch unterstützt, daß der 
Ausbau zahlreicher Bundesstraßen, großange­
legter Umfahrungen, zum Teil verbunden mit 
kostspieligen Tunnelbauten und einer Reihe von 
großen Brücken erfolgte. Der Bund hat 474 neue 
Brücken in dieser Zeit im Lande gebaut. Schließ­
lich konnte, wie dies auch bei vielen Verkehrs­
bauwerken des Bundes der Fall ist, Dank der 
Initiative des Landes, auch der Beginn der 
Autobahn Süd erfolgen. Hervorzuheben sind im 
weiteren die zahlreichen und wirkungsvollen 
Förderungsmaßnahmen des Landes für die 
Landwirtschaft. Für die Neuerrichtung, den 
Ausbau und die Indstandhaltung der landwirt­
schaftlichen Fachschulen und der dazugehörigen 
landwirtschaftlichen Betriebe und der Volksbil­
dungsheime, wurden seit dem Jahre 1950 etwa 
110 Millionen Schilling ausgegeben. Das land­
wirtschaftliche Schul- und Bildungswesen der 
Steiermark ist durch diese Leistung des Landes 
zu einem wesentlichen Faktor für' die Steige­
rung der Produktion am agrarischen Sektor ge­
worden. 

Für Förderungsmaßnahmen, mit deren Durch­
führung die Landes-Landwirtschaftskammer be-
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traut ist, wie' z. B. Technisierung, Tierzucht, 
Forstwirtschaft, Obst-, Wein- und Pflanzenbau 
usw. wurden seit 1949 252 Millionen ausgegeben. 
Allein die Beihilfen zur Seßhaftmachung für 
Pächter und Kleinlandwirte und Landarbeiter 
haben in dieser Zeit 65 Millionen Schilling be­
tragen. Unterstützt durch die Beihilfen und Dar­
lehen zur Beseitigung von Schäden durch höhere 
Gewalt in einer Höhe von bisher 148 Millionen 
Schilling, konnte also in dieser Zeit das Land 
entscheidend dazu beitragen, landwirtschaftli­
chen Boden zu sichern und die Agrarproduktion 
wesentlich zu verbessern. Und ich darf hier wohl 
sagen, die Bauernschaft und ihre Arbeiter ha­
ben sich dafür mit ihrem Fleiß und mit ihren 
ausgezeichneten Leistungen bedankt. 

Wie sehr auch der Fremdenverkehr dadurch 
eine fruchtbare Förderung erfahren hat, daß das 
Land sich hier außerordentlich beteiligt hat, 
geht daraus hervor, daß z. B. die Übernachtun­
gen seit dem Jahre 1949 von 1,884.000 auf 
5,475.000 angestiegen sind, davon übrigens 
1/3 Ausländer. Die Zahl der Betten stieg von 
30 auf 80.000 und die Zahl der Arbeitnehmer 
in den Fremdenverkehrsbetrieben, was mir be­
sonders wichtig erscheint, stieg in dieser Zeit 
von 4.500 auf etwa 7.600. 

Die Zahl der Schwimmbäder vermehrte sich 
von 80 auf 206 und die Zahl der Seilbahnen 
und Lifte von 8 auf 333. Diese gute Entwick­
lung wurde weitgehend auf breiter Basis vom 
Land unterstützt und sie geht in vielen Fällen 
auf die Initiative des Fremdenverkehrsreferates 
zurück. Neben dem beim Lande bestehenden 
Fremdenverkehrsinvestitionsfonds, aus dem, bis­
her im Werte von 49 Millionen Schilling In­
vestitionskredite an 1847 Kreditwerber vergeben 
wurden, wurde im Jahre 1954 der Fonds für 
gewerbliche Darlehen geschaffen. Daraus wur­
den 2500 Kreditwerbern über 61 Millionen Schil­
ling Investitionskredite gegeben. Aus den Zin­
senzuschußaktionen haben 1100 Gewerbetrei­
bende Zuschüsse bekommen, mit denen 52 Mil­
lionen Schilling Investitionskapital mobilisiert 
werden konnten. Aus der Zinsenzuschußaktion 
für die Fremdenverkehrswirtschaft konnten 684 
Bewerber über 4,8 Millionen Schilling bekom­
men und damit konnten -70 Millionen Schilling 
mobilisiert werden. 

Für den Pflichtschulbau wurden viele Millionen 
Bedarfszuweisungen und Schulbaubeihilfen 

1 überwiesen. So entstanden in den steirischen 
Gemeinden seit 10 Jahren etwa 200 neue Schu­
len, zum Teil ausgebaut, zum Teil erweitert. Es 
ist bekanntlich seit 1963 das Studienförderungs­
gesetz in Kraft. Aber bis dahin wurden in den 
10 Jahren vorher 10.000 Stipendien ausbezahlt; 
12 Millionen S wurden hiefür verwendet. Daß die 
Förderungsquote für steirische Mittelschüler 
ebenfalls sehr groß ist, geht daraus hervor, daß 
11.000 einschlägige Ansuchen mit einem Gesamt­
betrag von 15 Millionen S bewilligt wurden. Da­
zu kommen noch die Erhaltungssubventionen 
für neun steirische Schülerheime. Das Land hat 

für den gesamten Bereich des Schulwesens eine 
beispielgebende Förderung betrieben und sehr 
entscheidend mitgeholfen, daß unsere Jugend 
eine bessere Ausbildung erhalten konnte. 

Für die Heranbildung des Nachwuchses im 
Handel und Gewerbe hat sich das Land ent­
schlossen, 6 neue Berufsschulen zu bauen; die 
7. ist im Bau. An diesen werden gegenwärtig 
7000 Lehrlinge ihre Ausbildung erhalten. Ich 
muß da, entgegen einer manchmal anzutreffen­
den Meinung feststellen, daß sich die Zahl der 
Lehrlinge seit dem Jahre 1951 von 13.000 auf 
nunmehr 27..000 erhöht hat. Daraus ergibt sich 
die Notwendigkeit, daß das Berufsschulwesen 
weiter ausgebaut werden muß. 

Meine Damen und Herren, auf dem sozialen 
Sektor erbringt das Land durch die Führung 
der Landeskranken-, Heil- und Pflegeanstalten 
eine enorme Leistung, auf die kaum ein an­
deres Bundesland hinweisen kann. Es wurden 
über 400 Millionen Schilling für den Neubau 
von Kliniken und Instituten, für die Erweiterung 
und Instandsetzung von Landeskrankenhäusern 
seit 1949 bis jetzt aufgewendet. Eine neue Kin­
derklinik, das Röntgeninstitut der chirurgischen 
Klinik, der Ausbau der Krankenhäuser in Ju­
denburg und Wagna, der Neubau der Frauen­
abteilung in Leoben sind hier besonders her­
vorstechend. In dieser Zeit wurden die Kranken­
häuser in Eisenerz und Bad Aussee übernom­
men und wesentlich verbessert. Mit der Führung 
der Kranken-, Heil- und Pflegeanstalten über­
nimmt das Land eine freiwillige Aufgabe, der 
es sich bisher in geradezu großzügiger Weise 
entledigt hat.' Es muß aber auch dazu ver­
merkt werden, daß die hohen Abgänge, die z. B. 
allein in der ordentlichen Gebarung für 1967 
rund 216 Millionen Schilling betragen, auf die 
Dauer vom Land allein nicht getragen werden 
können. Dazu kommen noch die im außerordent­
lichen Haushalt verzeichneten Investitionsaus­
gaben in der Höhe von 75 Millionen Schilling. 
Es ist auch noch anzufügen, daß die Steigerung 
der Personalkosten in erster Linie durch die 
Krankenhäuser und sonstigen Anstalten verur­
sacht wurde. Die Personalkosten für die An­
stalten überwiegen heute bereits die Kosten für 
die Hoheitsverwaltung. Das Land kommt durch 
die Übernahme dieser hohen Kosten immer mehr 
in Verzug mit der Erfüllung Von Aufgaben, 
zu denen es zum Teil gesetzlich verpflichtet 
ist, aber die zum anderen für die steirische Be­
völkerung ebenfalls von existenzieller Bedeu­
tung sind. Es ist daher verständlich, wenn das 
Land nach Partnern sucht, denen die Über­
nahme eines Teiles dieser Kosten zugemutet 
werden kann und muß. 

Die Investitionen für das Fürsorgewesen und 
die Jugendhilfe, die in diesem Zeitraum fast 
63 Millionen Schilling betragen haben, umfassen 
den Neubau eines Fürsorgeheimes in Radkers-
burg, einer Körperbehindertenanstalt, einer 
Übernahmestelle für verwahrloste Jugendliche 
und eines Erziehungsheimes für Mädchen in 
Graz usw. 
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Eine wichtige Aufgabe sah das Land schon 
frühzeitig darin, an der Behebung der Woh­
nungsnot mitzuhelfen. Schon im J a h r e 1949 hat 
der Landtag, obwohl nicht verfassungsmäßig da­
zu verpflichtet, die Err ichtung eines Wohnbau-
förderungsfonds beschlossen. Aus diesem Fonds 
sind b isher 18.344 Wohnungen gefördert worden, 
aus Sonderakt ionen zusätzlich 2800 Wohnungen 
und aus der Wohnbauförderung 1954 konnten 
weitere 18.556 Wohnungen gefördert werden. 
Insgesamt wurden seitens des Landes 39.713 
Wohnungen mi t Darlehen, Annuitätenzuschüssen 
und Zinsenzuschüssen in der Gesamthöhe von 
2705 Millionen S gefördert. Hiebei ist der Bundes-
Wohn- und Siedlungsfonds und der Wohnhaus­
wiederaufbaufonds natürl ich nicht berücksich­
tigt. Die berufliche Aufgliederung der Förde­
rungswerber ist interessant: Arbei ter 54%, öf­
fentliche Angestellte 16 %>, Pr ivatangestel l te 
11 °/o, Landwir te 10!Vo und für die restlichen 
Berufsstände 9 °/o, d. h. durch die Wohnbauför­
derung des Landes wurde vor allem die Ver­
mögensbildung bei der Arbeiterschaft ganz ent­
scheidend unters tützt (Beifall bei der ÖVP). 

Es liegen derzeit noch 9000 Ansuchen von Ge­
meinden und Bauvereinigungen vor. Man wi rd 
e twa vier J ah r e brauchen, um alle diese Ansu­
chen zu bewilligen. Außerdem sind noch 2400 
Ant räge von natürlichen Personen vorhanden, 
von denen e twa 1800 im kommenden J a h r er le­
digt werden können. Ich darf dazu bemerken, 
daß es gelungen ist, den steirischen Anteil an 
der Wohnbauförderung 1954 auf 17,5 Prozent zu 
erhöhen, doch noch nicht auf den von uns be­
rechtigt angestrebten Prozentsatz von 19,68 P ro ­
zent. Aber die Zuteilung aus dem Bundes-
Wohn- und Siedlungsfonds mit 14,42 Prozent 
und aus dem Wohnhauswiederaufbaufonds mit 
10 Prozent ist noch unzulänglicher. Wir s treben 
eine Zusammenlegung der drei Fonds an und 
eine Kor rek tu r der Zuteilungen auf das uns zu­
stehende Maß. 

Nun zu den kulturpolitischen Leistungen des 
Landes, die eine Menge von Schwerpunkten zei­
gen. Die Err ichtung und Entwicklung des stei­
rischen Musikschulwesens, das m i t 32 Volks­
musikschulen und mit 20 Zweigstellen das ganze 
Land umspannt , gewährleistet eigentlich eine 
Erfassung aller musikalischen Begabungen in 
der S teiermark. Es sind 300 Musiklehrkräfte in 
diesen Schulen tätig. Durch den Ausbau des 
Volksbildungsheimes Retzhof konnte eine be ­
achtliche volksbildnerische Tätigkeit entwickelt 
werden. Das steirische Volksbildungswerk, or­
ganisiert in Arbei ts- und Heimatkreisen, über­
zieht das ganze Land mit e inem Netz von Bil­
dungseinrichtungen. Seit der völligen Wieder­
herstel lung des Schlosses Eggenberg im J ah re 
1948 erfreut sich dieses Barockschloß und Jagd­
museum allgemeiner und größter Beliebtheit. 
Die Veransta l tungen in diesem Schloß zählen zu 
den gesellschaftlichen und kul ture l len Höhe­
punk ten in Graz. Es dient aber auch als Ta­
gungsstätte, wie z. B. der Steirischen Akademie, 
die im J ah re 1960 gegründet, seither periodisch 

immer wieder s tattgefunden hat . In i h rem Rah­
men werden Vortragsreihen gehalten, die in­
ternat ionale Bedeutung er langt haben. Von den 
großen Ausstel lungen ist auf die anläßlich des 
ehrenden Gedenkens an Erzherzog J ohann s ta t t ­
gefundene Ausstel lung „Erzherzog J ohann und 
seine Zeit" besonders hinzuweisen, dann „Graz 
als Residenz Inner Österreichs" und die heuer 
s tat tgefundene Ausstellung „Der steirische 
Bauer". 

Diese Ausstellungsreihe wird fortgesetzt we r ­
den mi t den Themen „Der Steirische Berg- und 
Hü t t enmann" und „Gewerbe und Handwerk" . 
Und schließlich ha t die Drei länder-Ausstel lung 
„Trigon" in der in ternat ionalen Fachwel t größte 
Beachtung gefunden. Auf Initiative des Ku l tu r ­
referenten wu rde 1962 auch mi t dem Aufbau 
des Österreichischen Frei l ichtmuseums im En-
zenbachgraben bei Stübing begonnen, das be­
sonders angesichts der drohenden Verluste der 
Zeugen für die Lebensart unserer Vorfahren 
gar n icht hoch genug eingeschätzt werden kann. 

Zur Bewahrung des Landschaftsbildes ha t sich 
die Err ichtung von Natur - und Landschafts­
schutzgebieten als sehr notwendig erwiesen. Da­
mit können besonders hervorstechende steiri­
sche Gebiete vor einer planlosen und „wilden" 
Verbauung geschützt werden. Und schließlich ha t 
das Land am Rieshang ein S tudentenheim er­
richtet, das 138 Hochschülern zu günstigen Be^ 
d ingungen eine Unterkunft gibt und es h a t auch 
die Er r ichtung anderer Hochschülerheime in 
Graz zum Teil wesentlich gefördert. Es wäre 
dann noch auf die Malerwochen hinzuweisen, 
die Stiftung einer Reihe von Wet tbewerbsprei ­
sen, auf die Ausgrabung der römischen Villa 
in Löffelbach, auf verschiedene Austauschver­
anstal tungen, besonders die Jugendkonzer te in 
Jugoslawien und anderes mehr . 

Man kann wohl sagen, die kul turfördernde 
Tätigkeit des Landes kann als hervorragend und 
beispielgebend bezeichnet werden und k aum ein 
anderes Bundesland bietet der Ku l tu r und dem 
Geistesleben eine solche Heimstät te wie unsere 
Steiermark. Hier in diesem Lande ist man vor 
allem durch die Initiative des He r rn Landes­
hauptmann-Ste l lver t re ters Prof. Dr. Koren in 
hohem Maße der/Verpfl ichtung nachgekommen, 
die uns dadurch auferlegt ist, daß w i r auf einem 
alten und traditionsreichen Kul turboden leben, 
daß unsere Vorfahren eine hohe Ku l tu r g&-
schaffen haben, und daß die jeweils lebende 
Generat ion Kul turarbei t zu leisten hat. 

Man kann also zusammenfassend sagen, daß 
das Land immer wieder mit Erfolg die aktuellen 
Probleme angefaßt hat . Hiebei wurde die Ge­
samtheit der Landesaufgaben im Auge behal ten 
und es gelang auch, jedwede Gefahr für die 
finanzielle Gestion des Landes zu vermeiden. 
Immer wieder setzte sich der Wille durch, bes­
sere Voraussetzungen für einen höheren E r t rag 
zu schaffen, um damit auch zur Möglichkeit zu 
gelangen, mehr Sozialleistungen zu vollbringen 
und Kul turförderung zu betreiben, also auch 
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bessere Voraussetzungen für eine erhöhte Wert­
schöpfung geistiger Art zu schaffen. 

In dieser Zeit konnte auch der Landeshaupt­
stadt Graz seitens des Landes beachtliche Hilfe 
geleistet werden. Der laufende Beitrag zur Er­
haltung der Grazer Theater, es sind 1967 16 Mil­
lionen, und die Übernahme eines beachtlichen 
Teiles der Baukosten für das Schauspielhaus 
haben es überhaupt erst möglich gemacht, daß 
Graz seine Theatertradition fortsetzen kann. 
Graz ist auch immer mit einem beachtlichen An­
teil an der Wohnbauförderung ausgestattet wor­
den. Durch großzügige Beiträge des Landes 
konnten die Kunstbahn und im Rahmen eines 
Sportstättenprogrammes die Sportanlage in Eg­
genberg und die Turnhalle in der Engelgasse 
geschaffen werden, und eine Reihe anderer 
Sportarten und Sportstätten wurden noch ge­
fördert. 

Dadurch, daß das Land auch für die gesamten 
Kosten der Spitalserhaltung aufkommt, sind der 
Stadt Graz bisher viele Millionen Schilling er­
spart worden. Alle Landesstraßen in Graz sind 
asphaltiert, wobei ein weiterer Ausbau für die 
Zukunft beabsichtigt ist und schließlich wird die 
Stadt Graz durch die Initiative des Landes für 
die Errichtung der Autobahn eine wesentliche 
Verbesserung ihrer wirtschaftsgeographischen 
Lage erfahren. 

Aber trotz all dieser enormen Leistungen, 
trotz des persönlichen Einsatzes der Regierungs­
mitglieder und hier insbesondere des Herrn Lan­
deshauptmannes, der sich in all den Jahren 
kaum einen Urlaub gegönnt hat, trotz des Be­
mühens der Abgeordneten und der vielfach her­
vorragenden Leistungen unserer Beamtenschaft, 
sind wir heute von Sorgen geplagt, deren Be­
wältigung uns viel zu schaffen machen wird. 
Der gewaltige technische Fortschritt, meine Da­
men und Herren, den die meisten Menschen nur 
in seiner Auswirkurig sehen, wird überall dort, 
wo er Erleichterungen, Annehmlichkeiten und 
vermehrte Möglichkeiten bringt, sehr begrüßt. 
Das motorisierte Ackergerät, die elektronisch 
gesteuerte Fabrikationsanlage, die Waschma­
schine, das Auto und das Flugzeug begrüßen 
wir alle. Die Raketen ermöglichten uns die Er­
forschung des Weltraumes und die Atomkraft 
wird zum ungeahnten Energiespender. Die sich 
daraus ergebende Entwicklung schafft aber auch 
Probleme, die dem einzelnen nicht nur fast un­
lösbar, sondern oft auch lebensgefährlich er­
scheinen. Ich verweise auf die Verschlechterung 
der atmosphärischen Verhältnisse, auf die Ver­
giftung unserer Gewässer, auf die Gefahren, die 
der Verkehr mit sich bringt und die Raketen 
und die Atomkraft wurden leider auch zu Ver­
nichtungsmitteln. Sie brachten eine Ballung von 
Macht und die Möglichkeit zur vermehrten Ge­
waltanwendung, vor der sich doch die ganze 
Welt wirklich fürchtet. Die technische Entwick­
lung hat es aber auch mit sich gebracht, daß 
Wirtschaftszweige, die bislang sich eines guten 
Absatzes erfreuten und damit auch einer be­

friedigenden Zahl von Arbeitnehmern, sich 
plötzlich vor einem rapiden Schwund ihrer 
Existenzgrundlage sehen. Meine Damen und 
Herren! Wenn danach gerufen wird, daß die 
Forschung forciert werden muß, daß wir an der 
Gewinnung technischer Errungenschaften nicht 
hinter anderen Ländern zurückbleiben dürfen, 
so ist das natürlich richtig und auch durch­
aus begrüßenswert, aber wir dürfen uns dann 
natürlich nicht wundern, wenn sich aus dieser 
Entwicklung tiefgreifende Veränderungen der 
Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung ergeben. 
Man muß im Zuge dieser Entwicklung natürlich 
auch in Kauf nehmen, daß da und dort Härten 
und unliebsame Zustände entstehen, mit deren 
Beseitigung wir viele Sorgen haben. Es wird 
immer schwerer, die Bereiche des Lebens auf­
einander abzustimmen, den gestörten Akkord 
wieder herzustellen, um die Harmonie des Le­
bens zu gewährleisten. Geschehnisse dieser Art 
finden wir in der ganzen Welt, damit auch in 
Europa und auch in Österreich. Struktur­
probleme, meine Damen und Herren, die sich 
aus dieser Entwicklung ergeben, gibt es nicht 
nur in Österreich. Kohlenkrisen, Betriebsein­
schränkungen, ja Betriebsstillegungen, Abbau 
von Arbeitskräften, Defizite bei Zahlungs- und 
Handelsbilanzen, finden wir auf der Tagesord­
nung fast aller europäischer Staaten, ohne Un­
terschied, ob diese Staaten eine konservative oder 
sozialistische Regierung haben. In den soge­
nannten „reichen Ländern" sind solche Schwie­
rigkeiten oft erheblicher als bei uns. Nun, wo­
her kommen unsere Strukturschwächen? Öster­
reich hatte neben der Bundesrepublik Deutsch­
land bis zum Jahre 1961 die höchste Wachs­
tumsrate aller westlichen Staaten. Während sie 
in der EWG im Durchschnitt nur 5,7 %> betragen 
hat, betrug sie in Österreich 6,3 °/o. Seit 1962 
aber sinkt diese Wachstumsrate ab. Dabei müßte 
sie in Österreich höher sein, damit wir den 
Rückstand aufholen können. Die Aussichten hie­
für sind aber nicht gerade sehr zufriedenstel­
lend. Erstens, weil die Lösung wichtiger Pro­
bleme seit Jahren immer wieder aufgeschoben 
wurde, zweitens, weil viele österreichischen Be­
triebe zum Teil hinsichtlich ihrer technischen 
Ausstattung zurückgeblieben sind und schließ­
lich stehen uns auch immer weniger Arbeits­
kräfte zur Verfügung. Gleich zum letzteren Punkt 
darf ich bemerken, daß die Herabsetzung des 
Pensionsalters, das 9. Schuljahr, längere Aus­
bildungszeiten und längerer Urlaub das Arbeits­
kräftevolumen bis zum Jahre 1970 um etwa 10 %> 
vermindern werden. 

Wir haben heute bei 2,4 Millionen Beschäf­
tigten schon fast 1,3 Millionen Pensionisten. Die­
se Schere wird aber in Zukunft noch weiter 
auseinanderklaffen, weil ja die Lebenserwartung 
— was ja sicher zu begrüßen ist — ansteigt. 

Von den Problemen, die immer wieder auf die 
lange Bank geschoben wurden, erwähne ich nur 
einige, so z. B. die Wohnwirtschaft. Obwohl seit 
1945 etwa 750.000 Wohnungen gebaut wurden 
und die Zahl der Haushalte sich nicht wesent-
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lieh vermehrt hat, herrscht Wohnungsnot. Hun­
derttausende Wohnungen werden in absehbarer 
Zeit verfallen, es gibt über 30 verschiedene Miet­
zinskategorien, wobei das Ausmaß des Mietzin­
ses nicht von der Qualität der Wohnung, son­
dern vielfach von Zufälligkeiten abhängt. Durch­
schnittlich bezahlt der Österreicher 5 °/o seines 
Einkommens für die Wohnung; sehr viele zah­
len viel weniger, viele zahlen auch sehr viel 
mehr. Es stehen 80.000 Wohnungen leer und es 
herrscht trotzdem ein unmoralisches Untermiet-
problem. Auf unsere Wohnwirtschaft passen die 
Bezeichnungen „unwirtschaftlich" und „unso­
zial" in gleicher Weise. 

Ein anderes Problem. Die Österreichischen 
Bundesbahnen, die bereits ein jährliches Defizit 
von 3 Milliarden Schilling aufweisen, müssen 
saniert werden. Ihre Anpassung an die geän­
derten Verkehrsverhältnisse wird aber minde­
stens 10 Jahre dauern. 

Die Subventionen waren für das Jahr 1966 
mit fast 3 Milliarden Schilling präliminiert. Ihr 
Abbau zugunsten einer Förderung des Wirt­
schaftswachstums ist unbedingt notwendig, aber 
er wird auch nur schrittweise vor sich gehen 
und es werden dabei natürlich gewisse soziale 
Härten zu beseitigen sein. 

Auf dem Gebiete des Bildungswesens haben 
wir einen ungeheuren Nachholbedarf. Die Zahl 
der Pflichtschüler wird in der nächsten Zeit um 
30 °/o ansteigen, die Zahl der Mittel- und Hoch-
schülerum 40 °/o und darüber hinaus. Wir brau­
chen also in den nächsten Jahren mehr Schul­
raum und mehr tüchtige Lehrer. 

Dazu kommen noch die Erfordernisse aus der 
Umschulung von Arbeitskräften im Zuge von 
Strukturbereinigungen. Die Energieversorgung 
muß gelöst werden. Es ist ein Energieplan längst 
fällig. Ich wage kaum noch anzuführen, daß 
auch eine Verwaltungsreform notwendig wäre 
und daß eine Modernisierung und Automatisie­
rung der Verwaltung viele Arbeitskräfte frei­
setzen könnte. Die Ursachen für unsere Struk­
turschwäche beginnen damit, daß Österreich 
lange Zeit hindurch Nutznießer des internationa­
len Konjunktur auf Schwunges war und daß sich 
unsere Wirtschaft nicht rechtzeitig an die Ände­
rungen in der Welt angepaßt hat. Der Grund 
für dieses Versäumnis liegt darin, daß die 
Kostensteigerung vielfach der Produktivitätshe­
bung vorangeeilt ist; weiters in der Diskrimi­
nierung unserer Produkte in der EWG. Das 
daraus resultierende Absinken der Gewinne und 
damit der Schwund der Möglichkeit zur Selbst­
finanzierung waren die Folge und schließlich 
fehlte auch ein funktionsfähiger Kapitalmarkt. 
In der Eisen- und Stahlindustrie wirkt sich mehr 
und mehr der schlechte Standort aus. Die Kohle 
hat durch andere Energiestoffe eine kaum noch 
zu bewältigende Konkurrenz erhalten und wäh­
rend z. B. die Elektroindustrie in den anderen 
Staaten zu den expandierenden Wirtschaftszwei­
gen zählt, ist sie bei uns — fragen.Sie bei der 

Elin — zum Teil notleidend. Die Erdölförderung 
stagniert, die Textilindustrie schrumpft sich ge­
sund und die Papierindustrie leidet einerseits 
an einer außerordentlichen Überkapazität und 
andererseits an einer harten internationalen 
Konkurrenz. Damit sei nur auf die Lage einiger 
wichtiger Wirtschaftszweige hingewiesen. Wäh­
rend die private Wirtschaft sich noch einiger­
maßen zurechtfindet, gelingt dies der verstaat­
lichten Industrie viel weniger. Nicht, weil dort 
nicht fleißige oder nicht tüchtige Menschen tä­
tig wären, sondern in erster Linie wohl deshalb, 
weil die verstaatlichte Industrie sich aus dem 
Gefängnis, dessen Mauern aus Doktrinen be­
stehen, bisher nicht befreien konnte. Erst jetzt 
gelingt es langsam, diese Mauern niederzu­
reißen und damit den Lebensraum für die ver­
staatlichte Industrie zu erweitern. (Unverständ­
liche Zwischenrufe von der SPÖ). Ich komme 
auf Ihre Partei! Bitte nur zuzuhören! 

Nun sind ca. 60 °/o der österreichischen Groß­
betriebe verstaatlicht. Wenn man davon reden 
kann, daß die österreichische Innenpolitik eine 
Schuld an den bestehenden Strukturschwächen 
auf sich geladen hat, dann gilt dies in erster 
Linie für die Politik, die man mit der verstaat­
lichten Industrie bisher betrieben hatte. Das 
verzweifelte Bemühen, meine Damen und Her­
ren, Ihr verzweifeltes Bemühen, meine Damen 
und Herren von der SPÖ, einen Mythos der 
Nationalindustrie aufzubauen und die bewußte 
Verbreitung der falschen Meinung, die Gemein­
wirtschaft diene nur dem Gemeinwohl, aber 
die Privatwirtschaft diene dem Profit, war im 
übrigen ein arger Hemmschuh dafür, daß es 
zu einer sinnvollen Aufgabenteilung gekommen 
wäre und daß man zu einer verständigen Zu­
sammenarbeit gelangt wäre. Statt einen solchen 
Mythos aufzubauen, hätte das zuständige Re­
gierungsmitglied, Ihr Parteigenosse, der Herr 
Vizekanzler außer Dienst, Dr. Bruno Pittermann 
sich dafür einsetzen sollen, daß die Leistungs­
kraft dieser Betriebe steigt und daß die Pro­
duktion den geänderten Marktverhältnissen an­
gepaßt worden wäre. (2. Präsident Afritsch: „Das 
geht ja ganz daneben, Herr Kollege!") 

Die Überkapazität der amerikanischen Stahl­
industrie und die Kapazitätsausweitung in 
Europa hat er scheinbar übersehen. Allein 
das neue Stahlwerk in Taranto in Kala-
brien, das heute schon mit 4,5 Millionen Jahres­
produktion fährt und das auf 6 Millionen Jahres­
produktion angelegt ist, hat die doppelte Kapa­
zität der gesamten österreichischen Stahlpro­
duktion. Wir produzieren in der Alpine 1 Mil­
lion, in Österreich insgesamt 3 Millionen und 
dieses Werk in Süditalien produziert in Zukunft 
6 Millionen. Die Konkurrenzverhältnisse haben 
sich verschärft und als der Herr Vizekanzler 
aus der verstaatlichten Industrie hinausging, hat 
er riesige Lagerbestände hinter sich gelassen. 
(Landesrat Gruber: „Weil man ihr die gesetzli­
chen Voraussetzungen nicht zubilligte im Par­
lament, wo die ÖVP die Mehrheit hatte." — 
Landesrat Bammer: „Wären Sie für noch grö­
ßere Kapazitäten?") 
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Übriggeblieben sind aus diesem politischen 
Tun arge Strukturschwächen und wir in der 
Steiermark leiden in besonderem Maß darunter. 
(Landesrat Bammer: „Finalschwächen, da sind 
aber Sie schuld!") Dazu kommt noch, daß die 
geographische, klimatische, soziologische und 
wirtschaftliche Vielfalt des Landes uns in dieser 
Zeit vor schwierigere Aufgaben stellt, als dies 
im allgemeinen der Fall ist. Das Wirtschafts-
gefüge der Steiermark ist stark verästelt, das 
soziale und wirtschaftliche Gefälle ist ziemlich 
ausgeprägt. Die Kaufkraft der steirischen Bevöl­
kerung und auch ihrer ausländischen Nachbar­
schaft ist viel geringer als das z. B. bei den 
westlichen Bundesländern der Fall ist. Die Fol­
gen der politischen Entwicklung in Europa in 
den letzten Jahrzehnten hat die Steiermark viel 
schwerer und viel weniger überwinden können, 
als etwa Salzburg und Tirol. Unser Bundesland 
wird von der künftigen Entwicklung wesentlich 
stärker als andere Länder betroffen. Die Bemü­
hungen zur Besserung der Lage werden daher 
in der Steiermark allgemein sein müssen, d. h. 
sie werden von Seiten des Landes, der Gemein­
den, der Kammern, der Sozialpartner, der Pro­
duzenten und der Konsumenten und schließlich 
auch seitens der politischen Parteien zu erfol­
gen haben. 

Meine Damen und Herren, es wird dem Tempo 
der Annäherung an diese Verbesserung nur för­
derlich sein, wenn man die Verteilung von Op­
fern und Erfolg nicht zum Politikum macht. 
Dieses in der österreichischen Innenpolitik so 
beliebte Spielchen sollte man in Zukunft wirk­
lich vermeiden. (Beifall ÖVP). Es gibt in Öster­
reich keine politische Partei, die den Pensio­
nisten nicht eine höhere Rente gönnen würde. 
(Landesrat Gruber: „Deswegen hat der Herr 
Vizekanzler Dr. Pittermann schon 1963 dem 
Par lament . . ." — weiterer Zwischenruf unver­
ständlich). Horchen Sie zu, Herr Landesrat! Es 
kann Ihnen nicht schaden! Ich habe bei Ihnen 
gelernt, wie man es nicht machen kann. Man 
kann auch beim anderen etwas lernen. Ich habe 
das von Ihnen gelernt. (Landesrat Sebastian: 
„Jedenfalls haben wir bis jetzt 4 Gesetzesvor­
lagen gesehen, die Schwierigkeiten der ÖVP-
Regierung zu verstaatlichen!") Geht vollkommen 
daneben. 

Präsident: Glockenzeichen — „Herr Landesrat, 
Sie sind nicht am Wort. Am Wort ist Herr Ab­
geordneter Stöffler". (Landesrat Sebastian: 
„Ich habe mir als Abgeordneter einen Zwischen­
ruf erlaubt, weil ich apostrophiert wurde!" — 
Abg. Pölzl: „Aber keinen guten!") 

Ich komme noch auf dieses politische Spielchen 
zurück, das gerne von Ihnen gemacht wird. Es gibt 
in Österreich gewiß keine politische Partei, die 
den Pensionisten nicht eine höhere Pension gön­
nen würde. Niemand hat ein Interesse daran, 
daß dem Kranken weniger geholfen werden soll. 
Alle wollen sich bemühen und bemühen sich 
auch die Vollbeschäftigung zu erhalten. Es be­
steht nirgends ein Zweifel darüber, daß für eine 

gute Leistung der gerechte Lohn und Gewinn 
da sein muß und alle möchten der Wissenschaft 
und Kunst mehr Mittel zuführen. Es geht nicht 
um das Wollen, es geht darum, das Gewollte zu 
ermöglichen. Man sollte sich daher davon ent­
fernen, den Mangel an Möglichkeiten als Mangel 
an gutem Willen hinzustellen. Da wird z. B. be­
hauptet, die ÖVP-Regierung will die Steuern 
nicht vorzeitig senken. Man sollte doch, um ehr­
lich zu bleiben, sagen, sie kann die Steuern nicht 
vorzeitig senken. Das können auch Regierun­
gen in reicheren Ländern nicht. Der holländi­
sche Ministerpräsident Dr. Zijlstra hat am 28. 
November d. J. dem niederländischen Parlament 
die gefährliche Situation geschildert, in der sich 
Holland befindet; 900 Millionen Gulden Defizit 
der Handelsbilanz, Betriebsschließungen, Mas­
senentlassungen. Man befürchtet im Jahre 1967 
100.000 Arbeitslose. Wird die Zahlungsbilanz 
korrigiert, steigt die Arbeitslosigkeit. Schafft 
man Arbeitsmöglichkeiten, verschlechtert sich 
die Zahlungsbilanz. Man wollte in Holland nicht 
das englische Beispiel nachahmen. Um nun das 
Budgetdefizit zu decken, will man die Senkung 
der Lohn- und Einkommensteuer, die für Anfang 
1967 beabsichtigt war, um ein halbes Jahr zu­
rückverschieben und gleichzeitig wird die Er­
höhung der Umsatzsteuer, die für Anfang 1968 
geplant war, um ein halbes Jahr vorverlegt. Aus 
dem Überschuß, den er dadurch erzielt, führt 
er Mittel dem Kapitalmarkt zu, damit die Ge­
bietskörperschaften und die Wirtschaft investie­
ren können. Also der Herr Ministerpräsident von 
Holland machte dem viel reicheren Holland als 
wir es sind, deutlich, daß der Gürtel viel enger 
geschnallt werden muß, um morgen bestehen zu 
können. Es wäre z. B. doch auch falsch, wenn 
jemand sagen wollte, daß die fast ausschließlich 
von großen sozialistischen Mehrheiten geführten 
Krankenversicherungsinstitute nicht mehr Spe-
zialitätenpharmazeutika verschreiben wollen. Sie 
wollen es sicher, aber sie können nicht, weil 
sie ohnehin schon belastet sind mit allem mög­
lichen und weil der Arzneiverbrauch jetzt schon 
kaum mehr zu verkraften ist. Und solche Bei­
spiele ließen sich doch beliebig fortsetzen. Also 
meine Damen und Herren, Schluß mit den Ver­
dächtigungen! Die Öffentlichkeitsarbeit ist für 
jeden, der sich dieser Aufgabe wirklich ehrlich 
widmet, kein Vergnügen, und diese Arbeit sollte 
daher nicht mit Ehrabschneidung quittiert wer­
den. Verläßt aber einer den geraden Weg, dann 
haben wir dafür zu sorgen, daß solche Abzwei­
gungen vor Gericht enden, ganz gleich, wer sol­
che Abzweigungen beschreitet. Wie wir also ar­
beiten wollen ist klar: sauber und ehrlich und 
nach bestem Wissen und Gewissen. Was wir 
wollen, steht ebenfalls fest: die kulturellen, wirt­
schaftlichen und sozialen Verhältnisse verbes­
sern; die offene Frage lautet also nur: Wie kön­
nen wir das? Nicht, weil ich nach dem inneren 
Gehalt der Probleme eine Rangordnung herstel­
len will, sondern weil die wirtschaftlichen Fra­
gen zur Zeit brennender sind, darf ich mit die­
sen beginnen: Dafür gibt es nach meiner Mei­
nung zwei Ausgangspunkte: 
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1. Das System des öffentlichen Haushaltes a l­
so der öffentlichen Verwal tung ist zu en t rüm­
peln und neu zu ordnen. Maßnahmen, die zu 
höherer Wertschöpfung führen, müssen Vor­
zugstellung erhal ten, denn erhöhter E r t rag er­
gibt erhöhte Möglichkeiten für kulturel le und 
soziale Taten. 

2. Wir haben die Änderungen der Voraus­
setzungen für unsere Wirtschaft, soweit sie schon 
erfolgt sind, aufzufangen und uns darauf zu 
rüsten, in Zukunft tiefer in das europäische 
Wirtschaftsgefüge einzutreten. 

Gleich zum ers teren möchte ich bemerken, daß 
der S taa t nicht alles selbst machen kann und 
auch nicht machen soll. Ich zitiere in diesem 
Zusammenhang ein Wort aus der Abschieds­
rede eines bekannten und allseits geachteten 
Spitzenpolitikers der Sozialistischen Partei , näm­
lich des He r rn Al tbürgermeisters Prof. Dr. 
Speck, der sagt: „Ein Staat, der so mächtig ist, 
alles zu geben, ist auch so mächtig, alles zu 
nehmen." Ich kann den Herren und Damen auf 
den sozialistischen Bänken nur empfehlen, sich 
öfter da ran zu e r innern! (Zwischenruf von der 
SPÖ: „Das haben w i r nicht vergessen!" — Abg. 
Ileschitz: „Wer n immt mehr, als er gibt?" — 
Landesra t Bammer: „Sie hät ten dem Her rn Alt­
bürgermeis ter f rüher mehr zuhören sollen!") Es 
muß also wieder mehr Subsidiarität eintreten, 
wi r sind ja gerade dabei, solche Dinge zu be­
handeln. Es ist doch viel gescheiter, wenn 
die öffentliche Hand der Wirtschaft die Auf­
t räge gibt, durch die auch S teuerer t räge ent­
stehen, als daß sie eigene Betriebe err ichtet und 
ausweitet. Solche Betriebe sind öfter als not­
wendig mit Defiziten behaftet, sie br ingen Steu­
erentfall und dabei wird noch der Lebensraum 
der pr ivaten Wirtschaft eingeschränkt und durch 
ungleiche Wettbewerbsverhältnisse gestört. Mei­
ne Damen und Herren! Werten Sie die Erkennt ­
nis aus dieser Bet rachtung dahin, daß w i r auch 
bei Beschlußfassung der Gemeindeordnung dafür 
sorgen wollen, daß die Subsidiari tät mehr zum 
Tragen kommt. Wir wollen sehr bewußt den Ge­
meinden eine Grenze setzen, sowohl in der Zahl, 
als auch hinsichtlich ihrer Größe, ohne dabei 
dem unvermeidl ichen Gemeindebetrieb die 
Möglichkeit wirtschaftlicher und erfolgreicher 
Entwicklung zu nehmen. In diesem Rahmen 
wi rd es nicht eines Kampfes bedürfen, den der 
Her r Landesrat Sebastian auf dem Par te i tag 
der SPÖ angekündigt hat . Aber diesen Rahmen 
zu sprengen, wäre nach unserer Meinung eine 
Sünde gegen die wirtschaftliche Vernunft. (Lan­
desrat Sebastian: „Was hät ten Sie jetzt gesagt, 
wenn ich da nicht geredet hätte?") Es ist viel 
gesünder, s ta t t der Abdeckung von Defiziten 
und der Gewährung — ich komme noch auf 
einiges, was bei diesem Par te i tag geredet worden 
ist, zurück — von Subventionen zu solchen 
Zwecken, Förderungsmaßnahmen zu finanzie­
ren. Wenn schon. Subventionen, dann muß ihr 
fördernder Charakter gewährleistet sein. Ih re 
Gewährung muß genau zweckbestimmt, 
zeitlich begrenzt und ihre Verwendung 

einwandfrei nachweisbar sein. Es ist vielleicht 
im übrigen vielfach gescheiter, Darlehen zu 
geben, als nicht rückzahlbare Zuschüsse. Die 
Erzielung echter Preise und Tarife ist volks­
wirtschaftlich und erzieherisch von viel grö­
ßerem Wert, als die Anonymitä t der durch Sub­
ventionen verfälschten Kostenrechnungen, die 
n u r zum Mißbrauch und zu unüber legten und 
ungerechtfert igten Wünschen führen. Meine Da­
men und Herren! Zu geben ha t die Gemeinschaft 
nu r im Rahmen der sozialen Fürsorge, also de­
nen, die nicht mehr oder n icht selbst arbeiten 
können und jenen, denen das Schicksal hiezu 
die Kraft und die Möglichkeit versagt hat . Allen 
anderen aber, j enen Glücklichen, die vom 
Schicksal mit Gesundheit, Kraf t und Talent aus­
gestat tet wurden, denen sollten w i r Möglichkei­
ten zur Leistung verschaffen. Wir haben von ih­
nen aber auch zu fordern, daß sie diese Leistun­
gen erbringen und diese Möglichkeiten nützen. 
Das Ausmaß für den Anteil jedes einzelnen am 
Erfolg kann und darf nicht durch einen politisch 
ausgehandelten Verteilungsschlüssel erfolgen, 
sondern die eigene Leistung ha t den we ­
sentlichen Ausschlag hiefür. zu geben. Wir wer ­
den in der ganzen Welt nach dem Ausmaß un­
serer Leistungen bewertet . Was da d raußen gilt, 
wonach wir uns auch zu r ichten haben, wenn 
wir Erfolg anstreben, kann nicht im Lande selbst 
verneint werden. Gerade w i r Österreicher soll­
ten das beherzigen! Wir, mi t unserem kleinen 
Vaterland, müssen tücht iger sein, als die Gro­
ßen, um das wettzumachen, was die anderen aus 
der Größe an Vorteilen haben. Und so gesehen, 
kommt der Neuordnung der öffentlichen Ver­
wa l tung best immt g roße Bedeutung zu. Man 
kann dieses Streben nicht damit abtun, daß man 
ihm mi t banalen Verdächtigungen begegnet oder 
Forderungen in unerfül lbarer Höhe stellt, oder 
mehr verspricht, als man j e hal ten kann. Damit 
kommt man nu r auf das alte Geleise, auf dem 
wir in Zukunft nicht wei terfahren können. Nun 
meine Damen und Herren, da lese ich z. B. in 
der „Neuen Zeit" vom 12. November 1966, daß 
dort ein maßgebender Funkt ionär anläßlich der 
sozialistischen Frauenkonferenz folgendes er­
k lä r t ha t : „Wir r ingen um eine bessere Gesell­
schaftsordnung, um ein Staatswesen und um 
eine Wirtschaftsordnung, die das Ganze und die 
Existenz des einzelnen gegen alle Gefahren si­
chert. Das ist der Auftrag, der uns gesetzt ist — 
nichts anderes und nichts sonst." (Landesrat Se­
bastian: „Sind Sie dagegen?" — Abg. Pölzl: 
„Weiterhorchen!") Also das wäre wirkl ich eine 
schöne Ordnung, die das Ganze und die Exi­
stenz jedes einzelnen gegen alle Gefahren sichert. 
Ich gratul iere Ihnen zu diesem Wunsch, er ist 
geradezu himmlisch! Aber himmlisch deshalb, 
weil das, was Sie da wünschen, auf Erden nicht 
existiert und weil es das nie geben wi rd meine 
Damen und Herren. Mir ist auf dieser Welt kein 
Beispiel hiefür bekannt und schon gar n icht ein 
sozialistisches! (Beifall bei der ÖVP). Ich habe 
eher den Eindruck, je sozialistischer eine Ord­
nung ist, um so weniger ist man gegen Ge­
fahren gesichert und der Supersozialismus und 
Kommunismus zeigt uns ja das ganz deutlich. 
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(Landesrat Sebastian: „Gehn Sie, tun Sie sich 
nicht so hervor! Schauen Sie, was hat der Müll­
ner gemacht, schauen Sie nach Niederösterreich, 
was ist dort geschehen!") Was regen Sie sich 
denn auf, (Landesrat Sebastian: „Weil es eine 
Frechheit ist, was Sie da behaupten!") wenn Sie 
das könnten, was Sie da versprechen. Warum 
halten Sie dann mit Ihrem Wissen „hinter dem 
Berg"? Warum so bescheiden und so schweigsam? 
Es würde uns doch außerordentlich interes­
sieren, wie Sie z. B. fertigbringen, alle Gefahren 
zu bannen, die unserem Staat aus der Weltpoli­
tik und aus der Weltwirtschaft drohen und auch 
begegnen. Derzeit kann doch die Weltpolitik und 
die Weltwirtschaft von Österreich kaum merk­
bar beeinflußt werden. Ja glauben Sie, daß das 
ein sozialistisches Österreich könnte? Seien wir 
uns doch da einig, das glauben wir doch beide 
nicht. (Landesrat Sebastian: „Wir Sozialisten 
haben da eine andere Auffassung von den Din­
gen" — Landesrat Gruber: „Entschuldigen Sie, 
wenn wir uns wegen dem Müllner aufregen, 
da regt sich das ganze österreichische Volk auf!") 
Eine solche apodiktische Verheißung ist doch 
ein Zeichen unrealistischer Betrachtung dieser 
Welt. Das ist doch unrealistisch, was da gesagt 
wird. Aber meine Damen und Herren, es gibt 
doch keine irdische Ordnung, die dem Menschen 
das gesamte Lebensrisiko abnimmt. Solche Ver­
sprechungen sind nur dazu angetan, meine Da­
men und Herren, daß die Menschen mehr und 
mehr den Boden der Wirklichkeit verlieren. 
Klagen wir nicht die Menschen an, wenn sie 
das Maß verlieren, wenn sie sich immer weniger 
um die Zusammenhänge kümmern und viele nur 
von ihrem eigenen egoistischen Standpunkt aus 
fordern. (Abg. Heidinger: „Meinen Sie den Müll­
ner oder meinen Sie den Olah?" — Landesrat 
Wegart: „Vor drei Jahren haben Sie über den 
Olah anders gesprochen!" — Landesrat Bam­
mer: Aber Ihr auch!") 

Meine Damen und Herren, wem wollen Sie es 
übel nehmen, wenn man ihm ständig nur 
Wunschgebilde vorsetzt, daß auch er nur mehr 
wünscht und sich darauf • verläßt, daß andere 
das schon richten werden. Mit einem solchen 
geistigen Rüstzeug könnte unser Volk sich sei­
nen Platz in der Welt nicht sichern; in einer 
Welt voll Gefahren und voll Realitäten. Wir 
können doch nur von der Wirklichkeit ausgehen 
und nicht von unerfüllbaren Verheißungen. 
Außer dieser Verheißung haben Sie nichts zu 
bieten, denn es heißt in Ihrer Zeitung wörtlich: 
„Das ist der Auftrag, der uns gesetzt ist, nichts 
anderes und sonst nichts." (Landesrat Bammer: 
„Für Stöffler zu viel"! — Abg. Pölzl: „Er 
braucht Eure Sicherheit nicht!" — Landesrat 
Bammer: „Ja, er hat so seine Pension!"). Ich 
sagte meine Damen und Herren, daß wir zwei­
tens die Änderungen, die unsere Wirtschaft be­
einflussen, auffangen müssen und uns für die 
Zukunft zu rüsten haben. Wir stehen in Öster­
reich vor steigenden Schwierigkeiten, die sich 
aus der Diskriminierung der österreichischen 
Produkte gegenüber dem EWG-Raum zeigen. 

Wir werden immer weniger exportfähig. Da­
durch wird die Vollbeschäftigung gefährdet, mit 
all ihren menschlichen Folgen und all den Fol­
gen beim Volkseinkommen, der Kaufkraft und 
'der Möglichkeit sozialer Leistungen. Zum ande­
ren verspürt Österreich als Außenseiter nur die 
Nachteile der dynamischen Wirkung der EWG. 
Das zeigt ja ganz deutlich der Einfuhrüberschuß. 
Wir können zwar nicht hinausexportieren, aber 
wir können uns gegen den Zustrom der auslän­
dischen Waren nach Österreich nicht wehren. 
Unsere Bemühungen, mit diesem Wirtschafts­
raum zu einem Arrangement zu kommen, sind 
lebenswichtig, wenngleich hiefür noch nicht die 
richtige Form gefunden sein mag. Gerade in 
diesen Tagen, meine Damen und Herren, in de­
nen der mächtigste Partner der Efta, nämlich 
England, wieder von seinem Eintritt in die EWG 
reden macht, tritt der Ernst dieses Problems 
noch mehr in Erscheinung. Die Versammlung 
von kleineren Staaten, die dann in der Efta 
verbleiben würden, würde Österreich keine Ge­
währ bieten, die Isoliertheit zu vermeiden. Wir 
müssen, wenn wir nach beiden Seiten wirt­
schaftliche Beziehungen halten wollen und das 
ist unsere Absicht, diese Verbindung nach Osten 
und nach Westen halten und ausbauen. (2. Prä­
sident Afritsch: „Der traut sich was!"). Wir müs­
sen versuchen, neue Märkte im Osten zu ge­
winnen, aber natürlich auch die alten Märkte 
im Westen zu behalten, von denen wir uns doch 
nicht einfach lostrennen können. Wozu hätten 
wir die Fluglinie Graz-Frankfurt eröffnet. Ob 
das nun Arrangement heißt oder sonst wie ist 
völlig egal. Wichtig ist der Inhalt und dieser 
hat zu lauten „miteinander leben und miteinan­
der Handel treiben". Dazu erstreben wir vom 
Osten das entsprechende Verständnis und vom 
Westen das entsprechende Entgegenkommen 
hinsichtlich unserer Neutralität. Vielleicht gab 
es anläßlich des Besuches des russischen Staats­
oberhauptes da und dort nicht ganz'zutreffende 
Auslegungen der russischen Erklärung zum 
EWG-Problem. Zugegeben! Aber, meine Damen 
und Herren, das ist doch der viel geringere 
Fehler, als die Stellungnahme der oppositionel­
len Presse, die den Eindruck erweckte, als wür­
de sie Streichhölzer für eine ablehnende Haltung 
werfen. Was soll der Verhöhnungsversuch be­
deuten, den die sozialistische Presse anläßlich 
des Besuches unseres Außenministers Dr. Toncic 
in Frankreich mit der Schlagzeile unternahm 
„De Gaulle soll Klaus-Träume verwirklichen"? 
Ja Träume nennen Sie das Bestreben nach bes­
seren wirtschaftlichen Beziehungen mit dem 
EWG-Raum? (Abg. Ileschitz: „Hören Sie sich 
einmal unsere Unternehmer an!"). So wenig 
ernst nehmen Sie die Lage der österreichischen 
Wirtschaft? Oder sind Sie so unrealistisch, daß 
Sie andere Alternativen sehen, als gute wirt­
schaftliche Nachbarschaft mit dem Westen? Sa­
gen Sie doch diese Alternative? Was bedeutet 
die Unterschrift des Herrn Außenministers a. D. 
Dr. Kreisky auf dem Antrag, der noch von der 
Koalitionsregierung einstimmig beschlossen 
wurde und die Erreichung eines Arrangements 
mit der EWG zum Inhalt hat? Meine Damen und 
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Herren, eine etwaige Absicht, daß Sie damit der 
ÖVP-Regierung eines auswischen wollen, zeigt 
sich eher als schädlich für das ganze Volk. (Lan­
desrat Sebastian: „Herr Kollege Stöffler, Sie re­
den doch noch vom Jahr 1958! Das was Sie jetzt 
erzählen, haben wir schon 1958 gesagt!"). In sol­
chen Fällen sollten Sie parteipolitische Betrach­
tungen und Absichten hinter den Rücksichten 
bleiben lassen, die auf ganz Österreich zu neh­
men sind, denn das ist das Vaterland für alle, 
ganz gleich welcher Partei der einzelne ange­
hören mag (Beifall ÖVP). Wenn sich die So­
zialistische Partei eine bessere Qualifikation 
wünscht, dann soll sie sich diese durch ihr Ver­
halten in staatspolitischen Fragen selbst geben. 
Dadurch werden Sie viel besser geeignet sein, 
selbst in der Oppositionsstellung, mit uns 
gemeinsam für alle Arbeit zu leisten. Keine 
Doppelzüngigkeit und es gibt keine Vor­
würfe gegen Sie! Das ist sehr einfach. In der 
EWG-Frage fahren Sie einen Slalom für den 
Ihnen die Goldmedaille verliehen werden müßte. 
(Landesrat Sebastian: „Von Ihnen legen wir 
keinen Wert auf eine Qualifikation! Fragen Sie 
die Wähler jetzt, was sie von Ihren Verspre­
chungen halten!" — weitere unverständliche 
Zwischenrufe). Sie machen gerade jenen Leuten 
Vorwürfe, die sich bemühen, etwas zustande zu 
bringen. Daß dieses Problem nicht leicht zu lö­
sen ist, wissen Sie selber. Daß es durch Ihre 
Haltung noch schwerer wird, das wissen Sie 
auch und danach sind sie (Landesrat Sebastian: 
„Und durch Ihre auch!") zu beurteilen. (Beifall 
ÖVP.) 

Wir haben auch im Rahmen der inneröster­
reichischen Bereiche den geänderten Verhältnis­
sen Rechnung zu tragen. Die erhöhten sozialen 
Ausgaben durch die Auswirkungen des ASVG., 
der Rentendynamik, der Familiehf örderung— die 
wir alle durchaus begrüßen und für die wir auch 
energisch gewirkt haben — bringen eine erhöhte 
Belastung des Budgets mit sich. Es ist daher 
selbstverständlich, daß nach einem höheren Er­
trag gestrebt werden muß. Dies ist aber nur 
möglich, wenn die Wirtschaft leistungsfähiger 
und ertragreicher wird. Es sei denn, man redet 
einer Steuererhöhung das Wort, aber das führt 
nicht zum Ziel. Das Tempo, das uns die Technik 
und die Kenntnis der Verhältnisse im Ausland 
aufzwingen, veranlaßt uns zu raschen und 
wirksamen Maßnahmen. Jede Ausgabe sollte ge­
prüft werden, ob sie zukunftsträchtig ist und zu 
höherer Wertschöpfung führt. Wir werden heute, 
ähnlich wie in Holland, auf manchen Gebieten 
des Konsums uns eben Zurückhaltung auferle­
gen müssen, damit wir morgen bestehen kön­
nen. Alles was daher im Laufe des nächsten 
Jahres und der nächsten Zeit erspart werden 
kann, muß für Aufgaben, die der künftigen Ent­
wicklung dienen, verwendet werden. Jede Maß­
nahme, die in solcher Hinsicht zu sinnvollen 
Einsparungen führt, ist nur zu begrüßen. Das 
muß aber auch der Bevölkerung so bekannt ge­
macht werden, dann wird sie diese Politik ver­
stehen und auch gutheißen. Alle sollten dabei 

mitwirken, dieses Verständnis zu erwirken. Kri­
tik an Unrichtigem kann dabei nur helfen, aber 
Verdrehungen von Tatsachen und Täuschungen 
der Bevölkerung sollte man in diesem Zusam­
menhang unterlassen. (Landesrat Sebastian: 
„Halten Sie sich daran, Herr Kollege!") -

Zu den Maßnahmen, die notwendig sind, 
um den eingetretenen Änderungen zu be­
gegnen, gehört das Bemühen, das Kohlen­
problem zu lösen. Für jene Kohlengruben, in 
denen noch gefördert werden kann, muß alles 
was möglich und vertretbar ist, unternommen 
werden, um den Kohlenabsatz trotz der harten 
Konkurrenz anderer Energiestoffe zu sichern. 
Dort wo die Kohlengruben vor der Auskohlung 
stehen, muß rechtzeitig und sinnvoll die Grün­
dung von Auffangbetrieben nachhaltigst ange­
strebt werden. Der Betrag von 4 Millionen 
Schilling für die einschlägigen Grundlagenfor­
schungen und Planungen ist daher durchaus 
vertretbar. Es wäre nur zu begrüßen, wenn es 
gelänge, nach Art und Größe leistungsfähige 
Betriebe in den betreffenden Gebieten zur Er­
richtung zu bringen. Vor allem soll es sich dabei 
um Wirtschaftszweige handeln, die nicht schon 
wieder nach kurzer Zeit von der Entwicklung 
überholt sind und zu Zuschußbetrieben werden. 
Zu dem im Budget über Initiative des Herrn 
Landeshauptmannes Krainer eingesetzten Be­
trag von 100 Millionen Schilling für struktur­
politische Maßnahmen,. die vor allem in den 
von der Kohlenkrise betroffenen Gebieten gesetzt 
werden sollen (Landesrat Sebastian: „Sie haben 
gesagt, Sie sind wahrhaftig bei Ihrer Politik! 
Die Regierung war sich völlig einig und der 
Herr Finanzreferent hat den Betrag eingesetzt"!). 
Aber Herr Landesrat das ist ja sehr schön, wenn 
sich die Regierung einig ist, der Initiative des 
Herrn Landeshauptmannes Rechnung zu tragen. 
Ja warum denn nicht? Das werden Sie doch 
nicht bekritteln! Ja das wäre ja noch schöner, 
wenn Sie in der Regierung dagegen gewesen 
wären. (Erster Landeshauptmannstellvertreter 
DDr. Schachner-Blazizek: „Ist Ihnen bekannt, 
daß der Herr Landeshauptmann mich gefragt 
hat, wieviel ich die Absicht habe, einzusetzen!" 
— Landeshauptmann Krainer: „Bitte hier keine 
Unwahrheiten! Wenn schon, dann bleiben Sie 
bei der Wahrheit!" — Landeshauptmannstell­
vertreter Dr. Koren: „Der Herr Landeshaupt­
mann hat die 100 Millionen Schilling gefor­
dert!") Ist es nicht selbstverständlich, wenn der 
Herr Landeshauptmann den Landesfinanzrefe-
renten befragt, wieviel Geld unter Berücksich­
tigung der finanziellen Lage des Landes für die­
sen Zweck bereitgestellt werden könne. Eine 
solche Frage ist doch kein Fehler! (Abg. Klobasa: 
„Das ist ganz etwas anderes!") Herr Finanzrefe­
rent! Der Herr Landeshauptmann hat ja Sie ge­
fragt, nicht Sie ihn. (Landesrat Sebastian: „Das 
ist ja gar nicht protokolliert!") 

Präsident: Glockenzeichen — Ich bitte, den 
Redner nicht zu unterbrechen und fortzufahren. 
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Abg. Stöffler: Das Land Steiermark hat jeden­
falls damit Zeugnis für seine ernsten Bemü­
hungen abgelegt, dem Strukturproblem an den 
Leib zu rücken. Nun hat im Zusammenhang 
damit der Herr Landesfinanzreferent anläßlich 
der Vorlage des Budgets Kritik daran geübt, 
daß der Bund mit dem im Bundesbudget vor­
gesehenen Investitionsstoß eine Konsumab­
schöpfung verbindet. Ja meine Damen und Her­
ren, beim Bund gibt es leider keine Reserven, 
wie Sie doch selbst wissen, weil dort die ge­
setzlichen Verpflichtungen rascher ansteigen als 
die laufenden Einnahmen. (Landesrat Sebastian: 
„20 Jahre habt Ihr den Finanzminister gestellt!") 
Verehrter Herr Landesrat, im Bund war die 
SPÖ stets von der Tendenz des Ausgebens und 
nicht des Sparens beseelt. (Beifall bei der ÖVP. 
— Landesrat Sebastian: „Ihr habt ja gesagt, Ihr 
habt die Mehrheit! Der Finanzminister hat schon 
zweimal erklärt, ein währungsneutrales und ein 
währungsgerechtes Budget! Schauen Sie, was 
herausgekommen ist, das schaut gesund aus!). 
Sie stellen ja heute noch, in der Opposition 
stehend, Forderungen, die zum gewünschten 
Termin niemals erfüllbar sind. (Landesrat Se­
bastian: „Eine gleichmäßige Belastung für alle, 
aber nicht dem einen geben und dem anderen 
nehmen!"). Aber schauen Sie, ob nun der ein­
geschlagene Weg der sogenannten Umverteilung 
oder einer Steuererhöhung, wie Sie das wün­
schen, der richtige wäre, darüber gehen eben 
die Meinungen auseinander. Aber entweder 
(Landesrat Sebastian: „Sie wissen, Ihnen ge­
lingt das immer!"). Mein Gott sind Sie heute 
aufgeregt, warum denn? Warum sind Sie denn 
so aufgeregt? Erdulden Sie die Schmerzen ini 
stillen. Sie sind es ja so gewohnt im Rahmen 
Ihrer Partei Schmerzen im stillen zu ertragen. 
(Heiterkeit bei der ÖVP. — LR. Bammer: „Er ist 
ja keine Wöchnerin!") Also meine Damen und 
Herren, entweder Investitionsstoß mit Abschöp­
fung dieser oder jener Art, dann gibt es 
auch keine Möglichkeit, für einen Investitions­
stoß. So ist doch leider die Lage beim Bund! 
Leider. Hier in der Steiermark gibt es Gott sei 
Dank — Reserven. (LR. Sebastian: „Lesen Sie, 
was bei den Wirtschaftswachstumsgesetzen ge­
sagt worden ist"!). Seien Sie glücklich, daß Sie 
in der Regierung eines Landes sitzen, in dem es 
Reserven gibt. (Landesrat Sebastian: „Weil wir 
20 Jahre einen sozialistischen Finanzreferenten 
haben!") Die Steirer waren scheinbar nicht 
schlecht beraten, daß sie der Österreichischen 
Volkspartei immer den Führungsanspruch ge­
währleistet haben und jetzt haben wir sogar die 
absolute Mehrheit. (Landesrat Sebastian: „Ja mit 
viel Glück! — Abg. Pölzl: „So ein Malheur!") 
Wir kommen gleich auf eine Körperschaft 
zu reden, die seit Jahrzehnten von Ihnen ge­
führt wird. Wie schön wäre es z. B., wenn 
man in der Gemeinde Graz auch so einen In­
vestitionsstoß, vielleicht wenigstens ein Inves-
titionsstößchen machen könnte. Ja das wäre 
wirklich schön, das hätte auch eine antizykli­
sche Wirkung und es könnte damit auch der 
ungeheure Nachholbedarf aufgeholt werden, der 

ja in Graz besteht. Aber bei der Gemeinde Graz, 
verehrter Herr Landesrat Bammer, gibt es lei­
der keine Reserven. Es ist auch nicht möglich 
bei der Gemeinde Graz eine Abschöpfung durch­
zuführen oder eine Umverteilung. In Graz ist 
es nur möglich, Schulden zu machen, wenn man 
überhaupt noch dazu Gelegenheit hat. (Landes­
rat Bammer: „Vielleicht stoßen Sie für Graz bei 
den Beitragsbezirken ein bißerl nach! — Lan­
desrat Sebastian: „Er hat fest mitgeholfen, die 
Reserven auszuräumen!"). Aber Ihr Parteikol­
lege, der sozialistische Finanzreferent Stadtrat 
Hainz, dem die finanzielle Lage der Stadt sicher 
viel Sorgen macht, der wäre Ihnen sehr dank­
bar, wenn Sie ihm einen Typ geben könnten, 
wie man in Graz einen solchen Investitionsstoß 
machen kann, ohne die Reserven, ohne Umver­
teilung oder Abschöpfung und ohne Schulden 
zu machen und glauben Sie mir, wenn Sie den 
Typ wissen, ich wäre Ihnen auch dankbar. (Bei­
fall bei der ÖVP. — Landesrat Sebastian: „Wir 
haben ihn ja auch, wir haben Ihnen ja den Typ 
gegeben!" —• Abg. Leitner: „Einen gerechten 
Finanzausgleich!" — Landesrat Sebastian: „Sie 
haben schon geschrieben, wir sollen uns beim 
Finanzminister dafür verwenden, daß Graz mehr 
bekommt. Getan haben wir es, aber bekommen 
haben wir nicht mehr beim Finanzmi­
nister!" — Landesrat Wegart: „Wenn es zu we­
nig ist, dann soll der Finanzminister zahlen, 
wenn es zu viel ist, dann habt Ihr es gemacht!"). 

Es muß aber auch vermerkt werden, daß 
man mit den 100 Millionen allein und al­
lein von Seiten des Landes nicht alle Sorgen 
beseitigen kann, die es auf diesem Gebiet 
gibt. Nicht nur in den Kohlengebieten, son­
dern auch in der übrigen Steiermark müs­
sen die Unternehmerschaft und ihre Mit­
arbeiter, Kammern und der Gewerkschafts­
bund, sich um eine stärkere Anpassung an 
die geänderten Verhältnisse bemühen. An 
die Kreditinstitute in diesem Land richte ich 
die Bitte, jenen Kreditansuchen, die für die Be­
triebsumstellungen angestrebt werden, eine Vor­
rangstellung einzuräumen. Wenn auf dieser 
breiten Basis der echte Wille zur Mithilfe vor­
handen ist, dann werden die vom Land bereit­
gestellten 100 Millionen Schilling, die ja nur 
eine, wenn auch maßgebliche Initialzündung dar­
stellen, schneller und in größerem Umfang 
wirksam werden. Die technische Entwicklung 
bringt es mit sich, daß in der Steiermark auch 
die Gefahr entsteht, daß sich das Sozial- und 
Wirtschaftsgefälle einerseits von Nord nach Süd 
bzw. West nach Ost und andererseits auch von 
der Stadt zum Land noch weiter verschärft. 
Wenn wir diesen Balken mehr und mehr in die 
Waagrechte bringen wollen, dann wird es zur 
verstärkten Wirtschaftsförderung außerhalb der 
Ballungszentren kommen müssen. Ich sage das 
als Städter bewußt aus der Überlegung, daß die 
Städte ein Interesse daran haben müssen, auch 
ein wirtschaftlich starkes Hinterland zu besitzen. 
Es gibt keine Stadt, die aus ihrer Binnenwirt­
schaft allein existieren kann und es ist nicht 
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möglich, unter Verzicht auf die nähere Umge­
bung etwa in einem großen Bogen über sie hin­
weg, der Stadt all das zuzuführen, was sie in 
ihrer Wirtschaftlichkeit und zu ihrem Gedeihen 
braucht. Die Städte hängen von der Heran­
führung von Arbeitskräften, der Zufuhr von 
Nahrungsmitteln und der Leistung vieler sie 
umgebender Betriebe weitgehend ab. Schließlich 
stehen auch die Warenumsätze in einer Stadt 
im unmittelbaren Zusammenhang mit der Pro­
duktionskraft und der Kaufkraft der Umgebung. 
Wie sehr z. B. die Belebung ländlicher Gebiete 
durch den Fremdenverkehr auf die dort gele­
genen Städte sich günstig auswirkt, zeigen viele 
Beispiele im Westen Österreichs. Inwieweit auch 
eine kaufkräftige Bauernschaft sehr wesentlichen 
Anteil an der Entwicklung so einer Stadt neh­
men kann, zeigen Wels oder Ried. Und ande­
rerseits leiden gerade unsere oststeirischen Städ­
te unter den Schwierigkeiten, die der Entwick­
lung einer Stadt entgegenstehen, wenn die sie 
umgebende Bauernschaft nur eine relativ ge­
ringe Kaufkraft besitzt. Ich möchte nun nicht 
einem „entweder—oder", also „Stadt oder Land" 
das Wort reden, sondern einem „Sowohl—als 
auch"! Soviel auch schon geschehen ist, es muß 
die Erschließung des Landes für den Transport von 
Menschen und Gütern noch verbessert werden, 
weil damit eine der wichtigsten strukturpoliti­
schen Maßnahmen gesetzt wird. Die geänderten 
Bedürfnisse des Fremden, vor allem seine ge­
steigerten Ansprüche, erfordern zahlreiche In­
vestitionen in der Fremdenverkehrswirtschaft. 
Die Steiermark wird zwar innerhalb Österreichs 
in der Fremdenverkehrswirtschaft nicht die 
Spitze erklimmen können, aber wir müssen viel 
weiter nach vorne rücken. 

Auch die Betriebsumstellungen in der Land­
wirtschaft sind in dieser Beziehung wichtig, weil 
die Landwirtschaft dadurch zu jenem Ertrag 
kommt, der es ihr ermöglicht 

1. die Arbeitskräfte besser zu entlohnen 

2. daß sie zum starken Auftraggeber für die 
gewerbliche Wirtschaft wird und 

3. daß sie auch zu einem stärkeren Konsu­
menten werden kann. 

Wie sollte im übrigen in Österreich die 
erforderliche intensive Bodennutzung bestehen 
bleiben, wenn die Besiedelung des Landes 
nicht gewährleistet ist. Schließlich muß auch 
alles daran gesetzt werden, die Arbeits­
plätze in den gewerblichen Betrieben drau­
ßen auf dem Lande zu sichern. Die Betriebe 
selbst sind wichtige Steuerträger, ohne die 
die Gemeinwesen auf dem Lande gefährdet 
wären. Wir müssen ein gesteigertes Interesse 
daran haben, daß sich außerhalb der Städte die 
wirtschaftlichen Potenzen entwickeln. Im übri­
gen auch deshalb, damit die Städte nicht ex­
plodieren. Wir haben in den städtischen Bal­
lungszentren genug zu tun, um den schon vor­
handenen Nachholbedarf abzufangen, das Leben 

der vorhandenen Bürger erträglich zu gestalten, 
ihnen Wohnraum zu beschaffen, die Luftver­
schlechterung zu beschränken, reines Wasser 
zu sichern, Schulen zu bauen, Verkehrsprobleme 
zu lösen, Altersheime zu bauen und der Jugend 
jene Bereiche zu sichern, die sie braucht; vom 
Spielplatz über den Schulweg bis zur Sport­
stätte. (Landesrat Sebastian: „Sie, passen Sie 
auf! Sie versprechen auch alles, das haben Sie 
uns übelgenommen!"). Wir haben genug damit 
zu tun, um das zu erreichen! Verehrter Herr, 
ich hätte Ihnen zugemutet,- daß Sie in Ihren 
Zwischenrufen, entschuldigen Sie mir die Fest­
stellung, eine bessere Qualifikation bekommen. 
Sie waren wirklich einmal ein besserer Kom­
battant. (Landesrat Sebastian: „Ihnen entschul­
dige ich von Haus aus alles, denn was Sie an 
Demokratie vorbringen, das kennen wir schon 
seit 1949!") Ich hätte nichts dagegen, wenn Sie 
eine feine Klinge führen, sie kann auch scharf 
sein, aber es sollte eine Klinge sein und kein 
Tremmel. Ich bitte im besonderen. für die 
Stadt Graz um die weitere Hilfe des 
Landes. Wir haben in der Landeshaupt­
stadt einen Berg von Sorgen. Teils sind 
diese Schwierigkeiten aus unabwendbaren Er­
eignissen, besonders auch aus der politischen 
Entwicklung der letzten Jahrzehnte in Europa 
entstanden, teils vielleicht auch aus eigenen Ver­
säumnissen. Es muß aber gelingen, unsere ehr­
würdige und schöne Landeshauptstadt wieder 
im Konzert der europäischen Städte auf einen 
besseren Platz zu bringen. Die Hilfe des Landes 
wird auf das Land wieder zurückstrahlen, denn 
Graz ist seine Hauptstadt und gereicht dem 
Land sicher zur Ehre und zur Zierde. So sollen 
wir trachten, daß sich die wirtschaftlichen Strah­
lungspunkte über das ganze Land verteilen und 
daß die Steirer die Möglichkeit haben, einen 
Arbeitsplatz in nächster Nähe ihrer Wohnstätte 
zu finden. Mit einem Wort, das ganze Land muß 
leben können, das ist das Bild der Struktur, das 
wir uns vorstellen. Eine Struktur, durch die das 
ganze Land bevölkert, bearbeitet und gepflegt 
wird und dadurch ausreichende Erwerbsmög­
lichkeiten, auf möglichst alle Gebiete verteilt, 
geschaffen werden. Dabei soll natürlich das 
Land nicht zur Gänze Industriegebiet werden, 
sondern es soll in jedem Gebiet das florieren, 
wofür es sich eignet. Wir dürfen auch nicht 
dulden, daß der Charakter des Landes und sein 
Antlitz verzerrt oder zerstört werden. 

Und das ist damit gemeint. Sie werden mich 
doch verstehen können. Bei aller Weltoffenheit, 
meine Damen und Herren, der wir uns zu be­
fleißigen haben, und bei all dem fortschritt­
lichen Denken dürfen wir das Land nicht der 
Technik opfern. Nicht das Land hat sich der 
Technik unterzuordnen, sondern die Technik 
hat sich in das Land einzuordnen. Nicht der 
Mensch hat sich der Technik zu unterwerfen, 
sondern die Technik hat dem Menschen zu hel­
fen. Dem Menschen helfen heißt aber nicht, 
nur seine materielle Lage zu verbessern, ob­
wohl auch in dieser Beziehung vielleicht nicht 
zu einseitige Betrachtungen angestellt werden 
sollen. Der technisierte Haushalt könnte es zum 
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Beispiel mancher Mutter ersparen, sich in der 
Verrichtung der manuellen Hausarbeit zu er­
schöpfen. Die gewonnene Zeit könnte es auch 
der Hausfrau ermöglichen, ein gutes Buch zu 
lesen, Theater, Konzerte und Museen zu be­
suchen, um sich auch in dieser Hinsicht ein 
besseres Rüstzeug für die Erziehung ihrer Kin­
der zu beschaffen. Es läuft aber nicht immer 
so, sonst gäbe es keine Wohlstandsverwahrlo­
sung. Es könnte aber öfter so laufen. 

Der Besitz eines Autos ermöglicht es vielen 
Menschen im In- und Ausland, Kulturgüter zu 
sehen, die sie sonst nie zu sehen bekommen 
hätten. Viele tun es auch, aber die meisten 
lieben mehr das Auto selbst als die Möglich­
keiten, die ihnen damit gegeben sind. Fernse­
hen und Rundfunk sind geeignet, die Menschen 
mit allen Bereichen auch des kulturellen und 
geistigen Lebens vertraut zu machen und sie 
dafür auch zu gewinnen. Viele sitzen Abend für 
Abend vor dem Fernsehschirm und lassen ge­
duldig die Programme—über sich ergehen und 
je härter der Krimi, um so lieber. Da werden 
Gesetze beschlossen gegen Schmutz und Schund 
und gleichzeitig sehen wir im Fernsehen man­
chesmal Filme, die doch ausgesprochener 
Schund sind. Mord, Einbruch, Terror, Betrug 
— alles das wird gezeigt und zwar so, wie man 
es betreibt. Wäre es nicht gescheiter, zu zeigen, 
wie man einander helfen kann und wie man 
einander besser verstehen kann? Das sind einige 
Zeichen der Zeit, die die Menschen und ihre 
Organisationen und Institutionen fast täglich 
setzen. 

Meine. Damen und Herren, die Menschen 
kaufen in diesen Tagen Weihnachtsgeschenke 
wie kaum zuvor. Das gibt doch eigent­
lich mehr Anlaß zur Freude als früher und 
das ist gut so und wir begrüßen das. Aber 
wenn man genauer hinsieht,' dann stellt man 
leider fest, daß. auch das Weihnachtsfest im 
Taumel des materiellen Trubels schon in einem 
hohen Maß zum Lärmerreger geworden ist und 
nicht mehr, so wie bisher, zum Anlaß der Be­
sinnung. Es ist zweifellos zu begrüßen, daß die 
wirtschaftliche und technische Entwicklung zu 
einer weitreichenden Bedarfsdeckung geführt 
hat und daß es uns allen, das ist doch unbe­
stritten, besser geht. Aber wird nicht schon oft 
Lebensstandard mit Lebenssinn verwechselt? 
Ein Strukturwandel ist nicht nur im Bereiche 
des Wirtschaftslebens notwendig, sondern er ist 
auch im Bereiche der menschlichen Gesinnung er­
forderlich geworden. Dieser geistige Struktur­
wechsel hat auch die Politik mit einzubeziehen. 
Die vielen Versprechungen im Bereiche der par­
teipolitischen Konkurrenz haben sich für die Gei­
steshaltung vieler Menschen nicht besonders gut 
ausgewirkt. Man kann es täglich lesen oder hören: 
„Du brauchst mir nur deine Stimme geben und 
ich werde dafür sorgen, daß der Staat das alles 
bezahlt, was du dir wünscht und wenn wir 
stark genug wären, würden wir auch eine Ord­
nung schaffen, die euch den Himmel auf Er­
den bringt!" Siehe „Neue Zeit". (Landesrat Se­

bastian: „Haben Sie Ihre letzte Wahlbroschüre 
durchgelesen?" — Zwischenruf von der ÖVP: 
„Programm für Österreich!") 

Wenn diese Geistigkeit zum Durchbruch kä­
me, dann könnten wir trotz aller wirtschaft­
lichen und materiellen Verbesserungen den 
Wettlauf mit den materiellen Wünschen nie­
mals gewinnen. Wenn die Gebäude der mate­
riellen Errungenschaften wohnlich sein sollen, 
dann müssen sie auf einen besseren Boden ge­
stellt werden, auf einen besseren Boden in gei­
stiger Hinsicht. Es soll jeder mittun, der sich 
dazu berufen fühlt, alle Organisationen,' vor 
allem die Massenmedien Presse und Rundfunk 
und Fernsehen. Es soll den Menschen gesagt 
Werden, daß man nicht alle erstrebenswerten 
Güter dieser Welt besitzen muß, um zufrieden 
zu sein. Es sind in diesem Land alle Kultur­
güter für jeden erreichbar. Literatur, Musik, 
Theater, Schulbildung werden gefördert und 
dargeboten. Man braucht nur die vielen Mög­
lichkeiten zu nutzen. Man sollte dafür noch 
etwas mehr werben. Die Freizeit, die durch die 
wirtschaftlichen Errungenschaften immer größer 
wird, läßt sich mit geistiger Tätigkeit viel bes­
ser nutzen oder bewältigen, wenn Sie wollen, 
als nur mit der Inanspruchnahme materieller 
Güter. Unsere Heimat, die uns trägt, ist alter 
Kulturboden, gewürdigt von der ganzen Welt 
und reich an Traditionen. Wir sind dieser Hei­
mat aber auch verpflichtet und dazu gehört, 
daß wir wie ein Kulturvolk leben. 

Und nun zum Schluß, meine Damen und Her­
ren! Dieses Budget wird vielen Steirem große 
Hilfe bringen. Bei sparsamer Verwaltung und 
dadurch auch besser ermöglicht, hilft das Land 
den Weg zur Bildungsgesellschaft zu beschreiten. 
Es erbringt gewaltige soziale Leistungen; es setzt 
vor allem entscheidende Taten zur Sicherung 
der Arbeitsplätze und zur Ertragssteigerung der 
Wirtschaft. Es wird viele Rechte gewährleisten, 
aber es wird auch — und so soll es verstanden 
sein — viele Verpflichtungen auferlegen. U n s 
— in diesem Haus — die Verpflichtung, ehrlich 
und fleißig zusammenzuarbeiten, den Beamten 
im Rahmen ihrer Tätigkeit den ehrlichen Wil­
len, der Bevölkerung zu dienen und alle Stei-
rer sollen daraus die Verpflichtung ableiten, 
daß jeder auf seinem Platz sich anstrengt und 
mithilft, die geistigen und materiellen Probleme 
dieses Landes zu lösen. Möge uns dabei auch der 
Segen Gottes zuteil werden; wir werden ihn 
brauchen, denn vor uns steht ein Jahr voll 
schwieriger Arbeit und voll größter Schwierig­
keiten! Wenn wir diese Arbeit aber gut ver­
richten, und das wollen wir alle, dann wird es 
auch ein Jahr mit vielen Erfolgen sein. In die­
sem Sinn wird auch die Österreichische Volks­
partei dem Budget für 1967 ihre Zustimmung 
geben (lebhafter Beifall bei der ÖVP). 

3. Präsident Koller: Ich erteile Herrn Abg. 
Dipl.-Ing. DDr. Götz das Wort. Als nächster ist 
zu Wort gemeldet Herr Abg. Zinkanell. 
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Abg. Dipl.-Ing. DDr. Götz: Hohes Haus! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Vor einem Jahr 
habe ich anläßlich der Budgetdebatte des Stei-
ermärkischen Landtages zur Wirtschaftslage und 
zur voraussichtlichen Wirtschaftsentwicklung 
Stellung genommen und dabei insbesondere 
drei Problemkreise näher beleuchtet. Österreichs 
dornenvoller Weg zu einem Arrangement mit 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, die 
mangelnde Strukturpolitik in der Gesamtwirt­
schaft, natürlich auch im steirischen Raum, und 
die zu geringe Bewertung, die viel zu geringe 
Bewertung von Bildung und Ausbildung. Wie 
ich betonte und heute nochmals betonen möchte, 
waren diese Ausführungen frei von Polemik, 
einfach eine Aufzählung nicht bestreitbarer 
Tatsachen, die höchstens den Nachteil für sich 
aufzuweisen hatten, daß man sie nicht gerne 
hörte. Als Schwarzmaler, übertriebener Pessi­
mist, als Sprecher einer Minderheit, der eben 
so und nicht anders Stellung beziehen könne, 
wurde ich bezeichnet — politische wirtschaft­
liche Konsequenzen aus meinen Hinweisen, Tat­
sachen und Anregungen wurden letztlich nicht 
oder zumindest nicht wirksam gezogen. Landes­
hauptmannstellvertreter Dr. Schachner-Blazizek 
hat allerdings bei Einbringung dieses heutigen 
Budgets meine vorjährigen pessimistischen Vor­
aussagen über die Wirtschaftsentwicklung eben­
so bestätigt wie die Tatsache, daß die Steier­
mark zusätzliche Entwicklungssorgen zu bewäl­
tigen hat. Mein Vorredner, Herr Kollege Stöff-
ler, hat in seinen Ausführungen im wesentlichen 
den Versuch unternommen, in einer Schilde­
rung von 17 Jahren die positiven Entwick­
lungstendenzen der Steiermark gegenüber den 
negativen Entwicklungstendenzen des Bundes 
herauszustellen. Die Ziffern, die der Herr Kol­
lege Stöffler genannt hat, sei es auf dem Stra­
ßensektor, auf dem Schulbausektor, auf dem 
Sektor des Wohnungsbaues, der sozialen Für­
sorge, sind unbestreitbar, aber eine entschei­
dende Ziffer hat Kollege Stöffler nicht genannt. 
Denn wenn im Bereich der Steiermark alles so 
wunderbar gelaufen ist, wie ist es -dann denk­
bar, daß das Durchschnittseinkommen, das nach 
der Statistik 1964 beim Arbeiter pro Kopf des 
Arbeiterhaushaltes 2840.— Schilling, beim Be­
amten 4300.— Schilling, im Durchschnitt also 
3300.— Schilling — wenn Sie mir diese Verein­
fachung gestatten -— im Jahre 1964 ausgemacht 
hat, in manchen steirischen Bezirken unter dem 
Grenzbetrag von 1500.— Schilling liegt. Und 
das ist den Damen und Herren bekannt. 

Nun fragt man sich, also ganz so scheint 
diese Zusammenstellung doch nicht zu stim­
men. Und wenn Kollege Stöffler erklärt 
hat, es wurden sicher und richtig und Gott sei 
Dank 39.700 Wohnungen durch das Land ge­
fördert, dann bleibt die Frage, ist damit die 
Wohnungsnot in der Steiermark beseitigt wor­
den? Schauen Sie sich in Graz und schauen 
Sie sich in den Städten Leoben, Brück und 
Kapfenberg und schauen Sie sich dort um, wo 
wirklich eine Ballung von Menschen besteht, 

und Sie werden feststellen, daß die Wohnungs­
not nicht nur nicht beseitigt ist, sondern von 
Jahr zu Jahr steigt. Oder, wenn er den Ver­
gleich gezogen hat, daß doch auch die Kran­
kenkassen gerne bereit wären, mehr bessere 
Medikamente und Spezialitäten auszugeben und 
das gegenübergestellt hat etwa dem Wunsche 
der Regierung, Steuersenkungen vornehmen zu 
wollen, aber nicht zu können. Ich muß sagen, 
da besteht ein kleiner Unterschied, mir ist nicht 
bekannt, daß Krankenkassen etwa vor Betriebs­
ratswahlen innerhalb dieser Kassen die Erklä­
rung abgegeben haben, daß sie nach einer sol­
chen Wahl wieder Spezialitäten, bessere Medi­
kamente ausgeben. Aber mir ist sehr wohl be­
kannt, daß etwa die Österreichische Volkspartei 
eine Steuersenkung zugesagt hat als Wahlver­
sprechen und jetzt erklärt, sie könne nicht. Ich 
glaube, das war schon einigermaßen vorher­
sehbar, denn das was im Jänner 1967 nur zum 
Teil wirksam wird, kann man wohl kaum als 
die große Steuerreform betrachten. Genau so 
wenig wie das, was auf dem Wohnungssektor 
geschieht, ernsthafterweise als Wohnungsreform 
zu bezeichnen wäre und als Reform auf dem 
Gebiet des Wohnungsproblems. 

Selbstverständlich, meine Damen und Herren, 
kann man sich mit wirtschaftlichen Problemen 
nur dann auseinandersetzen, wenn man die 
österreichische Gesamtwirtschaft im Auge hat, 
deren Wohl und Wehe von der Steiermark 
geteilt wird, wobei in der Steiermark das Wehe 
weit überwiegt. Man sollte daher meinen, daß 
die allerorts von Fachleuten aufklingenden 
Mahnungen und Warnungen auch zuerst beim 
Bund Gehör finden müßten und es darauf und 
hernach noch besonderer Initiativen im steiri­
schen Raum bedarf. Darüber hinaus ganz be­
sonderer Initiativen in der steirischen Landes­
hauptstadt, wo ich allerdings auch zu den Aus­
führungen meines Vorredners sagen muß, ich 
kann mich sehr gut erinnern an die Tagung des 
Städtebundes, wo es um den Finanzausgleich 
ging, der gerade die Stadt Graz wiederum nicht 
in jene Lage bringt, die sie finanziell benötigen 
würde. Und dieser Finanzausgleich wurde mit 
den Stimmen der dort anwesenden Vertreter 
der Sozialistischen Partei und der Österreichi­
schen Volkspartei angenommen. In Wahrheit, 
meine Damen und Herren, ist es aber doch so, 
daß das vorliegende Landesbudget im Vergleich 
zum Bundesbudget sicher beweist, daß hier 
zwar im Land gewisse Anstrengungen unter­
nommen werden — man beachte beispielsweise 
die indirekten und die direkten Investitionsan-
sätze, die rund 1,27 Milliarden Schilling betra­
gen und damit um mehr als 30 Prozent höher 
sind als im Vorjahr —, die besonderen steiri­
schen Strukturschwächen abbauen zu können, 
doch die vorhergehenden, die Gesamtwirtschaft 
Österreichs betreffenden, zwingend notwendigen 
Maßnahmen des Bundes werden wiederum nicht 
und wenn, dann nur im höchst unzureichenden 
Ausmaß, gesetzt. Diese steirischen Versuche 
einer Wendung zum Besseren sind gemeinsame 
Versuche aller politischen Kräfte dieses Lan-
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des und finden unsere Unterstützung und Mit­
arbeit. Aber, wie schon gesagt: Steiermark al­
lein im Auge zu haben, genügt nicht. Ja selbst 
die größte Anstrengung hier würde nutzlos 
sein, wenn es nicht doch noch gelingt, vielleicht, 
meine Damen und Herren, im letzten Augen­
blick gelingt, eine Verschwörung der Vernunft 
und der Vernünftigen auf Bundesebene zu er­
zielen. Es ist einfach nicht länger, aufschiebbar, 
mit der Oberflächlichkeit, ja mit der Leichtfer­
tigkeit, die in Wien zur Tagesordnung gehört, 
radikal Schluß- zu machen, mit jener Leicht­
fertigkeit, mit der heute wichtigste, lebenswich­
tigste Probleme im seichten Geplätscher des 
Parlamentes in Wien behandelt werden. Meine 
Damen und Herren, auch hier haben wir solch 
seichtes Geplätscher gehört, wie etwa in einer 
der letzten Sitzungen des Landtages in Form 
der dringlichen Anfrage zur Kohlenkrise.. Meine 
Damen und Herren, seit zehn Jahren ist die 
Kohlenkrise, die voraussichtliche Entwicklung 
in der Steiermark bekannt. Wenn nun im Jahre 
1966 ein dringlicher Antrag, zugegeben natür­
lich mit der Unterstützung aller Abgeordneten 
dieses Hauses, gestellt wird, Ersatzbetriebe zu 
schaffen, dann bleibt nach wie vor die Frage 
unbeantwortet: warum stehen diese Ersatzbe­
triebe nicht? Wo sind sie? Wo ist eine wirk­
liche Sanierung auch nur in Aussicht? Denn 
eines können Sie uns nicht verübeln, daß uns 
der Telegrammwechsel zwischen dem Herrn 
Landeshauptmann und dem Herrn Vizekanzler 
Dr. Bock etwas zu wenig ist, noch dazu wo die­
ser Telegrammwechsel, wie wir den Zeitungen 
entnehmen, ja immer Widersprüche beinhaltet, 
nachdem sich der Herr Vizekanzler nicht gebun­
den erachtet an Zusagen und Erklärungen, die 
der Landeshauptmann der Steiermark abgege­
ben hat. 

Es gibt aber noch eine Reihe anderer Bei­
spiele; Beispiele, die auch den Vorzug haben, 
nicht nur den Bund, sondern ebenso im Prin­
zip das Land Steiermark zu betreffen. 

Als erstes dieser Beispiele nenne ich die Un­
wetterkatastrophen der Jahre 1965 und 1966 
und auch jene, das will ich klar aussprechen, 
kommender Jahre, soferne nicht endlich zeit­
gerecht vorbeugende Maßnahmen gesetzt wer­
den. Keine Angst, ich will nicht, besser gesagt 
jetzt nicht, auf die Unzukömmlichkeiten bei der 
Behebung von Schäden und Vorauszahlung von 
Entschädigungen zu sprechen kommen; auch 
nicht auf den noch immer vorenthaltenen 
Rechtsanspruch der Geschädigten, sondern ich 
möchte einige jener Maßnahmen aufzeigen, die 
keineswegs durch Wildbachverbauung allein, 
durch Wasserschutzbauten und ähnliches mehr 
zu lösen sind. Natürlich gibt es, gab es und 
wird es auch in Hinkunft Naturkatastrophen 
geben, denen man nicht entrinnen kann. Es 
wäre aber wert, zu untersuchen, wie groß der 
Anteil menschlicher Schuld an der Ausweitung 
des durch Unwetter bedingten Unglücks einer 
tatsächlichen Katastrophe ist. So beispielsweise 
durch die schweren Eingriffe des Bauens und der 

Bauten in die natürliche Landschaft. Lassen Sie 
mich Ihnen ein paar Vergleichsziffem sagen aus 
einer Untersuchung, die Dr. Bach für Kärnten 
angestellt hat. Etwa durch die Anschneidung 
von Hängen im normalen Landschaftsgebiet ist 
bei einem Güterweg von nur 5 km Länge und 
einer Sofortentwässerungsfläche von 20 m2 bei je­
nem Niederschlag, der im Vorjahr und zwar am 
13. Juli und am 1. August 1965 erfolgt ist, von 
diesem kleinen Stück Güterweg ein zusätzliches 
nicht rückhaltbares Wasser von 890.000 Liter 
abgeflossen. Die Tatsache, daß in Bergbauern-
betrieben nicht entlang der Schichtenlinien, 
sondern sehr oft im Bereich der Fallinie Bear­
beitungen und Bebauungen landwirtschaftlicher 
Art erfolgen, bedeutet, daß rund ein Viertel 
der Wasserrückhaltefähigkeit verringert wird, 
d. h. 25 Prozent mehr abfließen, d. h. wieder be­
zogen auf diese nun tatsächlich erfolgten Nie­
derschläge pro ha 22.500 Liter Wasser. Die 
Trockenlegung — oft gefordert und immer wie­
der durchgeführt — von Mooren, die ja doch die 
natürlichen Wasserrückhaltebecken darstellen, 
bringt eine weitere Verschlechterung auf die­
sem Gebiet. Auf dem Sektor der Walderhal­
tung, des Waldbestandes, nicht nur auf dem be­
kanntlich immer wieder zitierten der Auffor­
stung, sondern auch mit der Frage, wo und 
welche Baumsorten, ergibt sich — wieder be­
zogen auf Kärnten, und ich fürchte nur, daß in 
der Steiermark die Situation nicht besser ist — 
wieder eine Verringerung des Wasserrückhalte­
vermögens. (Landeshauptmann Krainer: „Es gibt 
Gott sei Dank keine solchen Beispiele in der 
Steiermark!") Herr Landeshauptmann, die Bei­
spiele gibt es natürlich. Ein Prozent Verringe­
rung der Wasserrückhaltefähigkeit, wieder bei 
der genannten Niederschlagsmenge, bedeutet, 
daß 3,5 Millionen Liter Wasser sofort mehr ab­
geflossen sind. Meine Damen und Herren, das 
heißt, daß überall dort, wo nicht nur durch 
Kahlschlag — das ist eine bekannte Größe, mit 
der man sich auseinandersetzt —, sondern wo 
von der Verdunstung über die Wasserrückhalte­
möglichkeiten gesündigt wird, daß überall dort 
potentielle Entstehungsursachen einer neuen 
Hochwasserkatastrophe geschaffen werden, die 
verhindert werden könnten. Es heißt das weiter, 
daß das Wasser sich, so wie in den vergangenen 
Jahren, auch in Zukunft den Raum suchen wird, 
den man ihm in der Natur nicht mehr anzu­
bieten bereit ist. 

Wo bleibt, so lautet die Frage, eine gesetz­
liche Regelung auf dem Gebiet der Waldbe­
wirtschaftung; auch in der Frage des natürli­
chen Verhältnisses Wald-Unterholz. Es gibt fer­
ner ernsthafte und sehr weitgreifende Überle­
gungen über die Wiederbewaldungsversuche 
oberhalb der derzeitigen Waldgrenze. Wo bleibt 
eine Neuregelung auf dem Gebiet der Waldbe­
wirtschaftung, insbesondere oberhalb von Wild­
bachverb auungsgebieten; eine gesetzliche Rege­
lung der Wasserableitung von Wegen und Stra­
ßen unter dem Gesichtspunkt der Wasserhalte­
fähigkeit oder neue Maßnahmen bei Fluß- und 
Bachregulierungen mit dem Ziel, doch das na-
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türliche Gerinne bestehen zu lassen und nicht 
Ströme und Bäche auch in der geraden Form 
von Betongerinnen und künstlichen Gerinnen 
entstehen zu lassen? Mehr Aufmerksamkeit und 
mehr Mittel der Vorsorge anzuwenden, mehr 
Versuche, die Ursachen dieser Katastrophen, so­
weit sie beeinflußbar sind, zu beseitigen, als 
hernach — und dies ist immer unzureichend — 
entstandenen Schaden ersetzen zu müssen. 

Ein zweites Beispiel ganz anderer Art, aber 
vom Negativen her nicht minder eindrucksvoll, 
ist der Komplex Bauskandal. Auch hier will 
ich nicht auf die Dinge eingehen, die ohnehin 
mit immer neuen Namen die Spalten der Zei­
tungen füllen. Auch hier bin ich der Meinung, 
daß man ohne Rücksicht darauf, was schon be­
kannt geworden ist und was noch nicht den 
vollen Umfang dieses Korruptionsskandals ohne 
Verniedlichungsversuche klar erkennen läßt, 
strafbare Tatbestände, wo immer sie vorliegen 
mögen, rücksichtslos ahndet. Dabei wird man 
wohl auch darauf Bedacht nehmen müssen, daß 
auf jeden Fall die Ministerverantwortlichkeit 
und die daraus zu ziehenden Konsequenzen 
ganz anders zu beurteilen sind, als nur mit den 
Bestimmungen des Strafgesetzbuches. Um es 
noch deutlicher zu sagen! Wenn der planende 
und bauende Architekt des Vizekanzlers Dr. 
Bock in einer Entgegnung in der Zeitung 
schreibt, es seien bei dem betreffenden Bau, 
den Minister Dr. Bock von einer solchen Firma 
ausführen ließ, noch Schäden am Dach Jahre 
hindurch nicht behoben gewesen und daher sei 
ein sehr beachtlicher Betrag der Bausumme zu­
rückgehalten worden, dann möchte ich Sie alle 
doch ganz ernsthaft, meine Damen und Herren, 
fragen: Können Sie sich vorstellen, daß es eine 
Baufirma in Österreich gibt, die es sich erlaubt, 
eine Beanstandung des aktiven damaligen Han­
delsministers jahrelang unbeantwortet zu las­
sen und daher in Kauf nehmen muß, daß eine 
sehr beachtliche, die üblichen Grenzen eines 
Haftrücklasses weit übersteigende Summe zu­
rückgehalten wird? Ich darf Ihnen sagen, ich 
möchte mich fast verbürgen dafür, daß jede 
Firma am nächsten Tag mit 20 Mann ange­
rückt kommt und fragt: Wo dürfen wir Ihnen 
noch einen Dachziegel auswechseln, Herr Mini­
ster? Es scheint mir keineswegs genügend be­
friedigend zu sein, mit dieser Erklärung in der 
Zeitung das Auslangen finden zu wollen. Man 
muß sich, glaube ich, doch dazu bequemen, 
aus diesem sehr unangenehmen und für Öster­
reich, ich glaube weit über die Grenzen unseres 
Landes hinaus beschämenden Tatbestand Kon­
sequenzen zu ziehen und auf die Ursachen dieses 
Skandals zurückzugehen. Diese liegen nicht nur 
in den menschlichen Schwächen und charakter­
lichen Mängeln. Was den Umfang betrifft, so 
ist sich doch jeder einigermaßen Sachkundige 
in der Bauwirtschaft darüber im klaren, daß 
es dabei nicht nur um einige mehr oder minder 
schwerwiegende Verfehlungen auf dem Straßen­
sektor geht, sondern daß die gesamte Bauver­
waltung und die gesamte Bauwirtschaft betrof­
fen sind. Ich meine damit natürlich keineswegs, 

daß alle Bediensteten der Bauverwaltung einer­
seits oder alle Unternehmen der Bauwirtschaft 
andererseits persönlich betroffen sind, aber das 
Problem ist an sich und auf Grund seines Um-
fanges eines der gesamten Bauwirtschaft und 
daher auch eines der gesamten Wirtschaft. Dies 
umso mehr, als ja keineswegs erkennbar ist, ob 
bei rigoroser Durchführung der Erhebungen 
sich wirklich eine Beschränkung auf den Bau­
sektor aufrechterhalten läßt. Ist aber die Schwarz-
Weiß-Darstellung, es handle Sich einerseits nur 
um einige pflichtvergessene Beamte, anderer­
seits um skrupellose Unternehmer, dann tat­
sächlich richtig? Haben nicht die seinerzeit so 
genannten „Gebräuche des Balkans", die rund­
um in erschreckendem Ausmaß zur täglichen 
Selbstverständlichkeit wurden, auch auf die 
Bauwirtschaft übergegriffen, und ist nicht an­
dererseits das völlig unzulängliche System der 
Vergebung, Überwachung und Abrechnung von 
Bauaufträgen ebenso aufrechterhalten worden 
wie das gleich unzulängliche Organisations- und 
Personalproblem der Bauverwaltungen? Es zeigt 
ein großes Maß von Verantwortungslosigkeit, 
will man heute hergehen und ernsthaft die Be­
hauptung aufstellen, daß die Lösung dieser 
Frage allein den dafür zuständigen Gerichten 
zukommt. Gerichte, meine Damen und Herren, 
können Tatbestände feststellen und aburteilen 
— und das werden sie hoffentlich auch tun und 
tun dürfen. Werden aber keine grundlegenden 
Änderungen herbeigeführt, dann wird es un­
weigerlich eben zu geschickteren, nicht mehr 
nachweisbaren, aber der Art nach gleichen Vor­
kommnissen in Zukunft kommen. Was also muß 
geschehen? Wo muß der Hebel angesetzt wer­
den? Einige Hinweise dazu: Gesetzliche Neure­
gelung der Vergebungsvorschriften, die verbind­
lichen Charakter haben und nicht nur empfoh­
lene Richtlinien sein müssen — ich meine den 
Bereich der Gemeinden. Dabei ist vor allem mit 
dem jetzt geltenden Prinzip des billigsten Bie­
ters, der fälschlicherweise als Bestbieter be­
zeichnet wird, Schluß zu machen. Ein bewährtes 
System wäre etwa dadurch zu errichten, daß 
bei Ausschreibungen der billigste und der teuer­
ste Bieter ausgeschieden werden und jener An­
botsteller den Zuschlag erhält, der dem unteren 
Drittel der verbleibenden Durchschnitte am 
nächsten liegt. Der von mir bereits im Vorjahr 
geforderte Weg von Mehr Jahres vertragen, die al­
lein Sicherheit in Kalkulation und Investition 
für die Unternehmungen bieten, wäre durch 
Bauprogramme mit mehrjähriger budgetmäßi­
ger Bindung sicherzustellen. Der Spezialisierung 
von Unternehmen wäre bei der Auftragsver­
gebung besonderes Augenmerk zuzumessen. Die 
Einführung modernster Ausschreibungs- und 
Abrechnungsmethoden, wie sie etwa das MA-
GRAZ-KO-Verfahren des Dipl.-Ing. Weinmeister 
für den Hochbau darstellt, ist mit allen Mit­
teln zu beschleunigen und zu fördern. (Landes­
hauptmann Krainer: „Dirigismus!") Das alles, 
Herr Landeshauptmann, weil Sie von Dirigismus 
sprechen, sind Maßnahmen, die in Staaten, die 
durchaus nicht im Verdacht stehen, dirigistisch 
geführt zu werden wie etwa in den Vereinig-
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ten Staaten von Amerika, Selbstverständlichkeit 
sind. 

Vergessen wir nicht, daß ja bereits heute, 
ganz abgesehen vom Bauskandal, auf dem Stra­
ßenbausektor ein völliges Chaos herrscht (Lan­
deshauptmann Krainer: „Aber, aber!") und daß 
Ihnen heute im zuständigen Handelsministerium 
kein noch so gewiegter Fachmann sagen kann, 
wie die Abrechnung der Straßenbauten zumin­
dest der letzten drei Jahre tatsächlich aussieht, 
da sie in vielen Fällen nicht durchgeführt 
wurde. Man hätte sich auch dazu zu bekennen, 
durch eine wesentliche Änderung der Gehalts­
ansätze und der Dienstordnung wiederum Nach­
wuchskräfte für die Bauverwaltungen zu erhal­
ten, das heißt, daß man — meiner Überzeu­
gung nach —, dann die beste qualitative Aus­
lese treffen kann, wenn der Techniker im öf­
fentlichen Dienst zumindest gleich, möglichst 
aber besser bezahlt wird als in der Privatwirt­
schaft, wenn aber andererseits auch die Dienst­
ordnung demgegenüber eine erhöhte, wesentlich 
erhöhte persönliche Verantwortung statuiert. 
Dieses zweite Beispiel abschließend, möchte ich 
mir die vielen Floskeln sparen, die in diesem Zu­
sammenhang immer wieder in der Öffentlichkeit 
gebraucht werden, die vom „sauberen Haus 
Österreich" sprechen, das nur durch einige we­
nige verunreinigt wurde. (Präsident Dr. Kaan: 
„Ja, sind Sie anderer Meinung?") Ich bin an­
derer Meinung, ich bin der Meinung, daß es sich 
hier nicht um einige Wenige handelt, Herr Prä­
sident, und ich bin überzeugt, daß die Erhebun­
gen — ich betone, wenn sie bis zu Ende geführt 
werden und geführt werden dürfen — diese 
meine Auffassung leider bestätigen werden. 
(Präsident Dr. Kaan: „Wieviele Österreicher' 
schätzen Sie?") Herr Präsident, ich kann Ihnen 
gern dann eine Untersuchung privat zur Ver­
fügung stellen, wir können uns ja dann über 
dieses Problem noch unterhalten und zwar bei 
der Spezialdebatte. 

Als letztes Beispiel muß ich auf die Struktur­
änderungen zu sprechen kommen, die allgemein 
als Voraussetzung eines weiteren Wirtschafts­
wachstums bezeichnet werden. Wir müssen doch 
auch hier die Frage stellen, warum solche Struk­
turschwächen bei uns bestehen. Über die Tat­
sache der Strukturschwächen uns zu unterhalten 
ist, glaube ich, überflüssig, nachdem sie sowohl 
vom Landeshauptmannstellvertreter bei Ein­
bringung des Budgets von sozialistischer Seite 
als auch von meinem Vorredner, Kollegen Stöff-
ler, unterstrichen wurden. Aber sie bestehen des­
halb doch, weil die österreichische Wirtschaft 
nicht rechtzeitig den raschen Veränderungen der 
Produktions- und Bedarfsstruktur in allen üb­
rigen Ländern angepaßt werden konnte. Wenn 
die Diskussion nunmehr um völlig klare Dinge, 
sprich Strukturprobleme, wiederum so lange 
Zeit in Anspruch nimmt, wie sie das schon ge­
tan hat, dann werden die Ergebnisse dieser Dis­
kussion zu dem Zeitpunkt vorliegen, wo neuer­
liche Änderungen in Bedarf und Produktion in 
aller Welt ein solches Ergebnis von vornherein 

problematisch erscheinen lassen. Professor Nem­
schak hat am Beispiel der Verstaatlichten In­
dustrie, und die möchte ich doch auch anführen, 
die immerhin im vergangenen Jahr noch 20 Pro­
zent der Industriebeschäftigten, 22 Prozent der 
Industrieproduktion und 24 Prozent der gesam­
ten Exporte auf sich vereinigen konnte, aufge­
zeigt, was geschehen müßte. Und diese Meinung 
Professor Nemschaks schließt offensichtlich an 
die Worte meines Vorredners an, der allerdings 
nur einen Teil davon zum Besten gegeben hat, 
gestatten Sie, daß ich das nunmehr ergänze. 
Nemschak sagt: „Diese für das Wachstum der 
gesamten Wirtschaft wichtige Rolle konnte un­
sere verstaatlichte Großindustrie, wenn man 
von dem technisch großartigen LD-Blasstahlver-
fahren in Linz und Donawitz absieht, bisher 
nicht oder nur sehr unzulänglich spielen, weil 
sie im Ghetto von Doktrinen eingesperrt ist." 
Die bürgerliche Volkspartei wehrte sich bisher 
dagegen, so sagt Nemschak, daß die verstaat­
lichten Grundindustrien in die Finalindustrien 
vorstoßen, die Sozialistische Partei lehnte aus 
doktrinären Gründen und wohl auch, weil sie 
um ihren Einfluß bangt, jede echte Zusammen­
arbeit mit leistungsfähigen internationalen Ge­
sellschaften ab. Meine Damen und Herren, das 
nunmehr vorliegende — ich glaube in fünfter 
Formulierung — EWG-Gesetz ist noch kein ge­
eigneter Ersatz für jene Maßnahmen, die mit 
der Beseitigung der Industrie- und Bergbauver­
waltung im Jahre 1959 ihren Anfang genom­
men haben. Gleichzeitig — und hier darf ich 
wieder Nemschak zitieren — wurden Betriebe, 
die selbst einen harten Existenzkampf führen, 
gezwungen, strukturell notleidende Betriebe 
über Wasser zu halten, ohne eine wirkliche Sa­
nierung herbeiführen zu können. Die Verstaat­
lichte Industrie hat aber auch dort, wo an sich 
günstige Expansionsmöglichkeiten bestehen, kei­
ne entscheidende Dynamik entwickelt wie Erd­
ölindustrie, chemische Industrie und Elektro­
industrie beweisen. Nach einer genauen Be­
trachtung dieser Expartsionsmöglichkeiten sagt 
er: „Ganz allgemein gesprochen steht die öster­
reichische Wirtschaftspolitik vor der schwieri­
gen Aufgabe, in größerem Stil Arbeitskräfte 
und Kapital aus minder leistungsfähigen, struk­
turell notleidenden und defizitären Bereichen 
und Betrieben in expansionsfähige und zu­
kunftsträchtige umzuschichten. Das gilt gleicher­
maßen für die private wie für die verstaatlichte 
Wirtschaft. Dieser Prozeß kann nur unter zwei 
Voraussetzungen gelingen und mir scheint es 
notwendig, diese Voraussetzungen, die Dr. Nem­
schak anführt, in ihrer ganzen Härte auch hier 
auszusprechen. Er sagt nämlich an erster Stelle: 
Verschärfung des Wettbewerbs im Inneren, die 
Konzentration und Kooperation, Rationalisie­
rung, Spezialisierung, Qualitätsverbesserung, 
Kostensenkung, Verbilligung der Produkte nach 
sich zieht, und an zweiter Stelle: Verbesserte 
Absatzmöglichkeiten auf einem großen und 
kaufkräftigen Markt. 

Meine Damen und Herren, keine besonders 
erfreulichen Aussichten, die man hier aus beru-
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fenem Munde hört, aber eben Wahrheiten, die 
wir zu berücksichtigen und bei wei teren poli­
tischen Entscheidungen jedenfalls darauf Be­
dacht zu nehmen haben. In seinem letzten und 
zweiten P unk t b e rüh r t Nemschak wieder die 
Gretchenfrage der österreichischen Wirtschafts­
politik „Wie häl ts t du 's mit der EWG?". Wenn 
wir heute schon einmal eine sehr einheitliche 
pro-EWG-Meinung gehört haben, so darf ich 
da ran er innern, daß es nicht immer so war , 
daß auch in der EWG-Frage der Schatten der 
ehemals schwarz-roten Koalition das heutige 
Geschehen verdunkel t . Als d a s .Pa r l amen t sich 
das erstemal mi t den zwei Möglichkeiten EWG— 
EFTA auseinandergesetzt hat, haben sich sowohl 
Pol i t iker der Volkspartei als auch der Soziali­
stischen Pa r te i für den EFTA-Weg entschieden. 
Gott sei Dank i s t inzwischen eine Änderung 
eingetreten, aber eine Änderung, zu der es ge­
rade jetzt doch auch einiger offener Worte 
bedarf. Gerade jetzt nach den Äußerungen des 
russischen Staatspräsidenten Podgorny. Äuße­
rungen, die nicht in irgendwelchen Regierungs­
verhandlungen gefallen wären, wo man letzten 
Endes aus den Darstel lungen der Presse ge­
zwungen ist, sich eine Meinung zu bilden, son­
dern Äußerungen, die er in einem Fernseh­
interview für jeden Fernseher mi t aller Deut­
lichkeit und mit aller Klarheit zum Ausdruck 
gebracht hat . Daher ist auch eine k lare Stel­
lungnahme dazu erforderlich. Bei aller Respek­
t ierung jener Verpflichtungen, die Österreich mi t 
dem Abschluß des Staatsvertrages übernommen 
hat, bei voller Anerkennung der Neutra l i tä ts­
verpflichtung, muß dennoch einmal ausgespro­
chen werden, daß es in dieser Existenzfrage 
nicht nu r für Österreichs Wirtschaft ke ine an­
dere Al ternat ive gibt, zumindest auch keine für 
jene, die wei tgehende Unabhängigkeit , demokra­
tische Staatsform, aufstrebende Wirtschaft und 
damit Sicherheit und sozialen Schutz für die Be ­
völkerung unseres Landes mit ih rer Tätigkeit 
erreichen wollen. Wer es in dieser Frage zuläßt, 
daß Österreichs Poli t ik in Moskau und nicht in 
Wien gemacht wird, braucht nicht lange darauf 
zu warten, daß das ein Dauerzustand gewor­
den ist. 

Diese Beispiele, meine Damen und Herren, 
l ießen sich fortsetzen und würden meine Be ­
hauptung erhär ten, die ich eingangs gestellt 
habe, daß oft das seichte Geplätscher der Unver-
bindlichkeiten immer wieder dem Strom der 
Entscheidungen vorgezogen wird. (Präsident Dr. 
Kaan : „Zum seichten Geplätscher gehört auch 
die s tändige Zi t ierung des He r r n Staatspräsi­
denten Podgorny!" — Unverständlicher Zwi­
schenruf des He r rn Landeshauptmannes K ra i -
ner.) Vielleicht i s t es Ihnen nicht angenehm, 
Her r Landeshauptmann! Ich weiß, daß man in 
der Generaldebat te zu einem Budget auch zu 
den einzelnen Positionen und Ansätzen im ein­
zelnen Stel lung nehmen könnte. Mir scheint es 
zweckmäßiger, dies, wie es auch mein Vorredner 
getan hat, auf die Spezialdebatte zu verschie­
ben und in dieser Generaldebatte meh r zum 
Ausdruck zu bringen, was den Rahmen dieses 

gesamten Haushal ts- und Wirtschaftsplanes ab ­
gibt. Mit anderen Worten, was an Überlegun­
gen, notwendiger Ini t iat ive und möglicher Neu­
gestal tung h in ter den Ziffern des Voranschlages 
s tehen muß , sollen diese e inen opt imalen Erfolg 
bringen. Dies bedeutet, daß nicht n u r E innah­
men von Steuermit teln getät igt we rden und da­
mi t Ausgaben vollzogen werden, sondern daß 
sich dieser Vorgang vernünft ig in ein umfas­
sendes Wirtschaften, gegründet auf wohlüber­
legte Entscheidungen und Vorentscheidungen, 
eingliedert. Wenn sich zwar die wirtschaftlichen 
Aufgaben und Notwendigkeiten einigermaßen 
k lar abzeichnen und best immen lassen, so ist 
es nicht immer einfach, den großen politischen 
Rahmen dann aufzuzeigen, wenn man sich nicht 
auf e ine Zusammenzählung oft untergeordneter 
Detail- und Tagesfragen zurückziehen will. 

Ich will den letzten Teil meiner Ausführun­
gen dazu benützen, ein paa r Punkte , ein paar 
Überlegungen zu diesem politischen Rahmen 
aus der Sicht freiheitlicher Auffassungen und 
Poli t ik zu umreißen. Ein Rahmen, der für e in­
zelne Entscheidungen der Freiheitlichen in die­
sem Hause bedeutsam und entscheidend sein 
wird. An die Spitze gesetzt gehör t dabei wohl 
die Frage, wie weit und in welchen Bereichen 
überhaupt der S taa t und seine Gebietskörper­
schaften Einzelmaterien gesetzlich zu regeln 
haben und wo die Trennungsl inie zwischen p r i ­
vater Entscheidung und staatlicher Regelung 
zu ziehen ist. Keineswegs geht es an, auf dem 
Gebiet der Wirtschaft den al t-l iberalen Stand­
punk t des Nachtwächterstaates aufrecht zu e r ­
halten. Die Ziffern der e rhöhten Antei le am 
Volkseinkommen von den Gebietskörperschaften 
durch S teuereinnehmungen sprechen dafür ein 
beredtes Bild. Die Wirtschaftsvorgänge sind 
auch, das müssen wir anerkennen, viel zu kom­
plex und für den einzelnen oft nicht meh r über­
sichtlich genug. Ebensowenig ist es aber mög­
lich, dem totalen Dirigismus und dem vorge­
schriebenen Bedarf in Produkt ion und Umfang 
das Wort zu reden.' Daraus ergibt sich, daß im 
wirtschaftlichen die k la re Grenzziehung eines 
vergangenen J ahrhunder t s heute nicht mehr 
möglich ist, sondern daß es einen best immten 
Grenzbereich, gewissermaßen eine Ober- und 
Untergrenze gibt, in dem die staatliche Rege­
lung oder der staatliche Eingriff oder die Zu-
lässigkeit einer staatlichen Mitbest immung eben 
seine Ober- und Untergrenze findet und zwar 
in j ener Form, daß die echte gleichberechtigte 
und gleich verantwortl iche Partnerschaft von 
Staat und Privatwirtschaft gesucht und, wenn 
nötig, auch inst i tutionsmäßig ve ranker t wird. 
Grundsatz hä t te dabei nach freiheitlicher Auf­
fassung zu sein, daß persönliche Initiative, 
Riskenübernahme und Verantwortungsfreudig­
keit jeweils den Vorrang zu e rhal ten hät ten; 
der Ra t staatlicher Stellen und Einrichtungen 
dort aber besonderes Gewicht erhält, wo der 
Überblick über das Marktgeschehen im gesam­
ten Umfang wohl nur mehr von größeren Stel­
len aus ausreichend gewährleistet werden kann. 
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Ein weiteres Bestimmungselement des von 
mir genannten Rahmens ist die Frage, für wen 
Politik gemacht wird. Die Behauptung lautet 
ja allseits von Volkspartei wie auch von So­
zialistischer Partei für die Familie Österreicher 
und doch besteht kein Zweifel, daß im einen 
Fall berufsständische Interessen im weitestge­
henden Ausmaß und durchaus nicht immer be­
zogen auf große Berufsgruppen und im anderen 
Falle immer noch wirksame klassenkämpferi­
sche Vorstellungen die Frage „Politik für wen?" 
beantworten. Wir Freiheitlichen sind der Auf­
fassung, daß weder ständestaatliches Denken 
noch klassenkämpferische Vorstellungen letzt­
lich zielführend sind, sondern beide in einer Ge­
meinschaftspolitik zu münden haben, in der es 
sicher nicht nur Vorteile, sondern zweifellos 
auch Nachteile für einzelne im Interesse der Ge­
meinschaft unserer Staatsbürger geben wird. 
Mit anderen Worten: Kein Diktat der Macht, 
möge sie vom Einzelnen mit großem finanziel­
len Einfluß oder von vielen durch wirksame 
Organisationen ausgeübt werden, jedes derar­
tige Diktat geht zu Lasten jener, die vielleicht 
größere Individualisten sein mögen, aber des­
halb nicht weniger Recht in dieser Gemeinschaft 
beanspruchen. Bauern, Kleingewerbetreibende, 
Pensionisten, Kriegsbeschädigte, Rentner und 
andere beweisen mit ihrem Schicksal diese Fest­
stellung. 

Und noch einen Angelpunkt dieses politischen 
Rahmens möchte ich aufzeigen. Anläßlich des 
heurigen Staatsfeiertages hat der Präsident des 
Steiermärkischen Landtages in der Festsitzung 
zum Problem Staat und Nation in ähnlicher 
Form kurz Stellung bezogen, wie dies Herr 
Landeshauptmann Krainer am 7. April des 
vorigen Jahres getan hat. Es war die Aufforde­
rung an alle, sich nicht an Auslegungsfragen 
zu erhitzen und Begriffsdefinationen zur Grund­
lage politischer Auseinandersetzungen zu ma­
chen. Wenn ich diese Auffassung teile, so aller­
dings unter der Voraussetzung, daß sie für alle 
Seiten gleichermaßen verbindlich sein muß. 
Eine Reihe von Vorkommnissen der letzten 
Zeit geben mir jedoch Anlaß, daran zu zwei­
feln, weshalb ich es für notwendig halte, zu die­
ser Frage, in diesem Hohen Haus Stellung zu 
nehmen. Wenn etwa auf Grund einer Publika­
tion eines Grazer Verlages darüber diskutiert 
wird, wie deutsch Österreich ist — vielleicht 
werden wir nächstes Jahr darüber sprechen wie 
österreichisch die Steiermark oder wie steirisch 
Graz ist oder wie grazerisch der 6. Bezirk — 
und dabei mehr mit Lautstärke als Argumenten 
vorgegangen wird, wenn der Bundesjugendring 
gewissermaßen unter dem Ruf „Alpenvereins­
jugend ante portas" das Bekenntnis zur öster­
reichischen Nation in seine Satzungen meint 
aufnehmen zu müssen, wenn letztlich das Be­
kenntnis zum österreichischen Staat in seinem 
vollen Umfang, in seiner ganzen Bedeutung 
und mit all seinen Konsequenzen von einigen 
dann als unzureichend bezeichnet wird, wenn es 
mit einem ebenso uneingeschränkten deutschen 
Volkstumsbekenntnis verbunden ist, dann ist es 

auch an der Zeit, mit gebotener Deutlichkeit 
Tatsachen in das rechte Licht zu rücken. Am 
12. November 1918 beschloß die provisorische 
Nationalversammlung das Gesetz über die 
Staats- und Regierungsform von Deutsch-Öster­
reich. Staatskanzler Dr. Renner erklärte da­
mals: „Aber gerade in dieser Stunde, wo es so 
leicht und bequem und vielleicht auch so ver­
führerisch wäre, seine Rechnung abgesondert 
zu stellen, und sich von der List der Feinde 
Vorteile zu erhaschen, in dieser Stunde soll un­
ser deutsches Volk in allen Gauen wissen, wir 
sind ein Stamm und eine Schicksalsgemein­
schaft." Der erste österreichische Bundespräsi­
dent Dr. Hainisch gab nach seiner Angelobung 
eine Erklärung ab, in der er ausführte: „Es kann 
mich niemand übertreffen in der selbstlosen 
Hingabe an unsere Republik und in der Liebe 
zu unserem deutschen Volk." Die Äußerungen 
aller führenden Politiker der Ersten Republik, 
die Parteiprogramme aller demokratischen Par­
teien ließen keinen Zweifel darüber, daß sie sich 
als österreichische Partei vorbehaltlos zum deut­
schen Volkstum bekennen. Selbst in der Zeit 
der ständestaatlichen Diktatur von 1934 bis 1938 
gab es in dieser Frage keine andere Meinung. 
Mit einer einzigen Ausnahme, der der kommu­
nistischen Partei, die von einer eigenen öster­
reichischen Nation sprach. (Abg. Leitner: „Die 
hat sich durchgesetzt!") Wenn nun von einigen 
Wenigen die Behauptung aufgestellt wird — 
denn bis zum Jahre 1938 ist der Versuch der 
Geschichtsfälschung ja doch noch nicht unter­
nommen worden — wenn also behauptet wird, 
daß nach 1938 dieses österreichische Volkstum 
entstanden sei, so muß dem wohl entgegenge­
halten werden, daß sich sicher Österreicher im 
Widerstand gegen den Nationalsozialismus be­
funden haben, aber doch nicht im Widerstand 
gegen das eigene Volkstum. Auch nach 1945 
gibt es von führenden politischen Männern aus 
allen politischen Lagern eindeutige und klare 
Bekenntnisse zu diesem Volkstum. Zu einem 
Volkstum, das ebenso von anderen Achtung 
verlangt, wie es selbst bereit ist, allen anderen 
Volksgruppen mit Achtung zu begegnen. Sind 
nicht die gesetzlichen Regelungen zum Schutz 
völkischer Minderheiten innerhalb Österreichs 
ein Beweis für diese Haltung? Ebenso wie das 
von der UNO erteilte Verhandlungsmandat für 
Österreich, um eine Autonomie der deutschen 
Volksgruppe in Südtirol zu erzielen. 

Meine Damen und Herren, ich bin nicht der 
Auffassung, daß der volkstreue und staatsbe­
wußte Bürger dieser Republik es nötig hat, sol­
che Selbstverständlichkeiten immer wieder zu 
erwähnen. Wenn sich aber einige dazu aufspie­
len, die Bejahung oder Verneinung eines eige­
nen österreichischen Volkstums zum Prüfstein 
von Patrotismus machen zu wollen, dann ist 
es an der Zeit, jenen klar zu machen, daß 
gutes österreichertum, Treue zum Staat, Arbeit 
in und für diesen Staat mit dem Bekenntnis 
zum angestammten deutschen Volkstum eine 
klare zusammenhängende Einheit bildet; und 
dann ist der Zeitpunkt gekommen, einmal auch 
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die Frage aufzuwerfen, wer denn ein Interesse 
daran haben kann, daß Österreich nicht nur 
wirtschaftlich vom gemeinsamen Markt der 
EWG fern gehalten werden soll und damit schon 
in kurzer Zeit zwangsläufig zu einem wirt­
schaftlichen Krisenherd werden muß, sondern 
auch noch vom Volkstum her einer Isolierung 
ausgesetzt werden soll, gerade zu dem Zeit­
punkt, wo an der Nahtstelle der Weltmächte 
von West und Ost wirtschaftlicher und politi­
scher Großraum zur Bestandsfrage deshalb im­
mer noch, ja gerade deshalb, unabhängiger Staa­
ten wird. Die Antwort auf diese Frage ist ein­
deutig und es mögen sich auch jene damit be­
schäftigen, die unbewußt und ohne sich viel 
Gedanken zu machen, den Verfechtern eines 
neuen Nationalbegriffes angeschlossen haben. 
Sie müssen sich klar sein, daß sie damit die 
Tradition der Kommunistischen Partei in der 
Ersten Republik fortsetzen. (Abg. Leitner: „Eine 
gute Tradition!" — Abg. Pölzl: „Geh!") 

Hohes Haus, sehr geehrte Damen und Herren! 
Als freiheitlicher Sprecher habe ich in der Ge­
neraldebatte in mehreren Bereichen versucht, 
die hinter den Ziffern dieses Budgets stehen­
den politischen Leitlinien aufzuzeigen. Mit un­
serer Zustimmung zum Budget erklären wir 
gleichzeitig die Bereitschaft, an den politischen 
Entscheidungen dieses Landes dann konstruk­
tiv mitzuwirken, wenn sie von dem Blick über 
den Tag hinaus, von der Verantwortung für 
Kommende und vom Bewußtsein der Gemein­
schaft aller Bürger dieses Staates geleitet sind. 

Präsident Dr. Kaan: Ich erteile Herrn Abg. 
Zinkanell das Wort. Nach seinem Vortrag wird 
eine Unterbrechung eintreten und am Nachmit­
tag wird Herr Abg. Leitner das Wort erhalten. 

Abg. Zinkanell: Hohes Haus, sehr verehrte 
Damen und Herren! Der sozialistische Land­
tagsklub hat mir die ehrenvolle Aufgabe über­
tragen, in der Generaldebatte zum Landesvor­
anschlag für das Jahr 1967 eine grundsätzliche 
Stellungnahme zu den Problemen des Budgets 
und des Landes Steiermark abzugeben. Ich 
werde mich bemühen, in zusammengefaßter 
Form und dennoch in voller Würdigung der Be­
deutung der zu behandelnden Fragen dieser Auf­
gabe gerecht zu werden. Ich darf hier die Be­
merkung gleich einflechten, daß ich nicht in 
Wien gewesen bin und von Wien auch keinen 
Auftrag bekommen habe, was ich heute hier 
zu sprechen hätte, wie das die „Südost Tages­
post" heute in einem Artikel vermutet. Ich 
habe auch keinen Auftrag von der steirischen 
Landespartei, weil wir eine demokratische so­
zialistische Partei sind. (Beifall bei der SPÖ.) 
Das war nur die Unterstreichung meiner Fest­
stellung. Das dem Hohen Haus vorliegende Bud­
get ist der vorgegebene Ausgangspunkt, von 
dem aus ich versuchen möchte, das vielfältige 
Leben und Wirken in unserer steirischen Heimat 
und die Stellung des Landes im Rahmen der 
Republik Österreich zu beleuchten. Dieses Be­
leuchten gilt vor allem dem Überblick über das 

nun bald zu Ende gehende Jahr 1966, aber auch 
dem Versuch einer Vorausschau, soweit dies schon 
heute möglich ist. Das Jahr 1966 war kein ge­
ruhsames Jahr. Es brachte manche Freude, 
manchen Fortschritt, aber auch Kummer, Leid 
und Tod. 

Das wohl nachhaltigste Ereignis war die Un­
wetterkatastrophe, die viel Schaden an Leib und 
Leben, an Hab und Gut angerichtet hat. 

Bei der Erwähnung dieser Naturkatastrophe 
geziemt es sich, in Ehrfurcht und Trauer der 
Todesopfer zu gedenken. 

Mit dem Gedenken verbindet sich aber auch 
der tiefempfundene Dank an die vielen hundert 
Helfer — insbesondere an die Männer der Feu­
erwehren, an Gendarmerie und Bundesheer und 
an die ungezählten nachbarlichen Helfer — der 
Dank für ihre Opferbereitschaft, für ihre Un-
erschrockenheit und für ihre übermenschlichen 
Leistungen. (Allgemeiner Beifall.) 

Die tragischen Opfer, aber auch die großen 
Leistungen der Helfer sind für uns Verpflich­
tung, alles daran zu setzen, um einerseits die 
Schäden, soweit sie materieller Natur sind, über­
winden zu helfen, andererseits alles Menschen­
mögliche zu tun, um ähnliche Katastrophen hin­
tanzuhalten oder wenigstens in ihren verhee­
renden Folgen einzudämmen. 

Den von der Unwetterkatastrophe Betroffenen 
mag es ein kleiner Trost sein, daß im Landes­
budget Mittel eingeplant sind, die es ermög­
lichen, mehr noch als bisher, für die Verhütung 
von Katastrophen zu tun. (Abg. Leitner: „Es 
war zu wenig!") Es wird jetzt mehr sein, Kol­
lege Leitner! 

Bei der Rückschau auf das Jahr 1966 kann 
man auch die Nationalratswahl vom 6. März 
und die darauf folgende Umbildung der Regie­
rung zu einer Alleinregierung der ÖVP nicht 
übergehen. Ich werde später noch darauf zu 
sprechen kommen. 

Eine andere Wahl, die steirische Bauernkam-
merwahl vom 10. Juli, hat nach einer erfolg­
reichen Ansetzung wieder klarere Rechtsver­
hältnisse und außerdem ungefähr die gleichen 
Mandatsverhältnisse gebracht wie sie vor der 
Wahl vom 22. November 1964 bestanden. 

Eine Angelegenheit, die für viele Steirer bis 
vor kurzem höchst aktuell war und bis heute 
noch nicht endgültig geklärt ist, ist die Kohlen­
krise, über die auch noch zu sprechen sein 
wird. 

Man kann einen auch noch so kurzen Jahres­
rückblick nicht abschließen, ohne darauf hinzu­
weisen, daß es wieder eine erschreckend hohe 
Zahl von Verkehrstoten gab und daß die Stei­
ermark bei sehr vielen Wochensummen leider 
die Spitze eingenommen hat. Wir dürfen es 
nicht bei dieser bedrückenden Feststellung be-
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wenden lassen, sondern müssen zusammen mit 
den zuständigen Stellen Mittel und Wege su­
chen, um endlich dem Straßentod, der meistens 
völlig Schuldlose trifft, wirksam zu begegnen. 
Es wird dabei vor allem darum gehen, sich um 
die Fußgänger zu sorgen. Die Bestrebungen, für 
die Fußgänger einen geeigneten und wirksamen 
Selbstschutz einzuführen — es sind dazu einige 
Gedanken bereits registriert worden —, sollen 
vom Land bestens unterstützt werden. 

Nach dieser kurzen Rückschau, bei der nur 
einige markante Geschehnisse förmlich blitz­
lichtartig — ohne Knall — angeleuchtet wur­
den, darf ich mich dem dem Hohen Haus vor­
liegende Landesvoranschlag zuwenden und als 
erstes die Feststellung treffen, daß das Budget 
für das kommende Jahr eine sehr sorgsame, 
aber doch fortschrittsfreudige Konzeption auf­
weist. 

Bei voller Anerkennung der Verantwortlich­
keit der Landesregierung sei es mir doch ge­
stattet, im Namen des Hohen Hauses dem Herrn 
Landesfinanzreferenten Dr. Schachner für diese 
seine Konzeption und für die Vertretung dieses 
besonders wirtschaf tsf ordernden Budgets zu 
danken. (Beifall bei der SPÖ.) 

Gleichzeitig soll auch der Beamtenschaft, die 
in rastloser Kleinarbeit die Unterlagen für die 
Budgeterstellung erarbeitet und zusammenge­
tragen hat, der uneingeschränkte Dank des Ho­
hen Hauses ausgesprochen werden. (Beifall.) 

Das Budget ist aber nicht nur ein Spiegelbild 
der verantwortungsschweren Arbeit und Ent­
scheidung der Landesregierung und der Lei­
stungen der Beamtenschaft — es ist zugleich ein 
in Zahlen dargestelltes Abbild der lebendigen 
Bewegung und Entwicklung in unserem Lande. 
In 10 Gruppen des ordentlichen und außeror­
dentlichen Voranschlages, in 123 Untervoran­
schlägen, 7 Wirtschaftsplänen, dem Dienstposten­
plan und dem Systemisierungsplan sind einige 
tausend Einzelpostenansätze zusammengefaßt 
und gegliedert. 

Und jeder einzelne Ansatz bedeutet eine Ein­
flußnahme auf das wirtschaftliche, soziale und 
geistige Geschehen in der Steiermark. 

Sosehr die verantwortlichen Stellen des 
Landes — zuletzt noch der Finanzausschuß 
und nun das Hohe Haus — sich um eine sach-
und fachgerechte Verteilung der Gelder be­
mühen, es mögen immer auch Unzufriedene da 
sein, die zu Recht oder Unrecht die Aufteilung 
kritisieren. 

Bei aller Respektierung des Rechtes zur Kri­
tik müßte aber auch anerkannt werden, daß 
die zur Verfügung stehenden Mittel sinn- und 
planvoll eingesetzt sind und daß nicht nur wirt­
schaftliche Unabdingbarkeiten beachtet, sondern 
der Wirtschaft zusätzliche Impulse gegeben wer­
den und daß außerdem auch die sozialen und 

kulturellen Forderungen und Wünsche nach be­
stem Wissen und Gewissen Berücksichtigung 
fanden. 

Wenn eine allfällige Unzufriedenheit aus der 
ehrlichen Sorge um die anvertraute Aufgabe 
oder Sache erwächst, wird man sich mit ihr 
auseinandersetzen, auch dann, wenn man sie 
im Augenblick nicht berücksichtigen kann. Eine 
solche Auseinandersetzung, getragen und geführt 
von demokratischen Partnern, ist gut und ist 
zu begrüßen, weil sie dazu zwingt, Wege zu 
suchen, die vielleicht noch bessere, noch gerech­
tere und noch zweckmäßigere Möglichkeiten der 
Verteilung versprechen. 

Was immer aber jemand zu diesem Budget " 
vorbringen wollte — er muß bestätigen, daß es 
— um mit den Worten des Herrn Landesfinanz­
referenten zu sprechen — gegenüber den Vor­
jahren und dem Budget des heurigen Jahres 
eine ungewöhnlich starke Ausweitung erfuhr. 
Diese Ausweitung wird damit begründet — ich 
zitiere: „ . . . daß die klar zutage tretenden 
Strukturschwächen der Wirtschaft unseres Lan­
des einen konzentrierten Einsatz aller verfüg­
baren Kräfte zur Hebung und Verbesserung 
der Infrastruktur sowohl als auch der Betriebs­
struktur unabdingbar erscheinen lassen . . . " 
und weiter „ . . . daß die ungünstige und rück­
läufige Entwicklung des Wachstums und die ge­
schwächte Investitionstätigkeit der Wirtschaft 
in Verbindung mit anderen Erscheinungen un­
seres wirtschaftlichen Lebens einen auf nahezu 
unabweisbarer Notwendigkeit beruhenden An­
laß geben, in Form von wesentlich verstärkten 
Investitionen des Landes jenen antizyklischen 
Stoß zu setzen, auf den sich die Finanz- und 
Budgetpolitik unseres Landes in den vergan­
genen Jahren lang und gewissenhaft vorberei­
tet hat." Diesen sehr ernsten Worten des Herrn 
Landesfinanzreferenten hat niemand widerspro­
chen. Im Gegenteil, sie wurden und werden von 
verschiedenen maßgeblichen Persönlichkeiten 
und Stellen der Wirtschaft und der Politik be­
stätigt und unterstrichen. So stellte zum Beispiel 
der Herr Landeshauptmann Krainer in einer 
sehr bemerkenswerten Abhandlung in der 
„Furche" vom 10. Dezember, aber ich darf sagen 
auch in der „Südost Tagespost" von heute, unter 
anderem fest: Das ist also die Zitierung des 
Artikels in der „Furche": „Die Steiermark ist 
ein traditionsreiches Industrieland. Eisen, Stahl, 
Kohle, Holz und Magnesit sind tragende Pfeiler 
unserer Wirtschaft. Der strukturelle Wandlungs­
prozeß in der Weltwirtschaft wirkt sich im be­
sonderen auf die herkömmlichen Produktions­
zweige auch in unserem Lande aus. Die Eisen-
und Stahlindustrie hat mit großen Schwierig­
keiten zu kämpfen; schwindende Gewinnmar­
gen und Auftragsbestände sind das sichtbare 
Symptom. Die Probleme des Kohlenbergbaues 
wurden in diesem Sommer virulent." 

• Die wirtschaftlichen Sorgen des Herrn Lan­
deshauptmannes Krainer und des Herrn Ersten 
Landeshauptmannstellvertreters Schachner wer-
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den geteilt von der steirischen Arbeiterkammer 
und vom Arbeiterkammertag, die sich ebenfalls 
eingehend mit der Wirtschaftslage Österreichs 
beschäftigen und mit eindringlichen Mahnungen 
und Forderungen ihre Stimme erhoben haben. 
Sie finden eine weitere Bestätigung durch das 
österreichische Wirtschaftsforschungsinstitut, das 
im Oktoberbericht 1966 unter anderem Produk­
tionseinschränkungen und Rückgänge bei ver­
schiedenen Industriezweigen aufzeigt. 

Hohes Haus, sehr verehrte Damen und Her­
ren, trotz dieser nachdrücklichen Hinweise auf 
die angespannte wirtschaftliche Lage in Öster­
reich und insbesondere in der Steiermark ist es 
nicht meine Absicht, das Gespenst einer Wirt­
schaftskrise an die Wand zu malen und eine 
dramatische Entwicklung zu prophezeien. Soweit 
die Geschehnisse nicht von außerösterreichi­
schen Kräften, von der Weltwirtschaftslage her 
beeinflußt werden, liegt es an unserem Willen 
und in unserer Hand, die Entwicklung zu steu­
ern. Voraussetzung dazu ist, den Stand der 
Dinge klar zu erkennen, die Richtung ihrer Be­
wegung nüchtern und sachlich einzuschätzen 
und dann die Möglichkeiten zu fruchtbringen­
den und zielführenden Maßnahmen gemeinsam, 
mutig und unverweilt anzupacken. Wenn die 
Wirtschaft in einigen ihrer Hauptzweige zu 
stagnieren droht und sich sogar Abbröckelungs-
tendenzen zeigen, dann darf man nicht mehr 
zaudern, dann heißt es eben zugreifen. Die 
Anfänge einer bedrohlichen Entwicklung müs­
sen erkannt und diesen Anfängen muß ent­
gegengetreten werden. Denn dann können sie 
mehr unter Kontrolle gehalten werden und kön­
nen uns nicht so leicht über den Kopf wachsen. 
Der Voranschlag 1967 für das Land Steiermark 
wird diesen Erkenntnissen gerecht, und nicht 
aus Zufall, sondern, wie wir aus der Einbeglei-
tungsrede des Herrn Landesfinanzreferenten 
wissen, bewußt und überlegt. 

Der vorgeplante antizyklische Stoß in der 
Form von wesentlich verstärkten Investitionen 
und andere wirtschaftsfördernde Maßnahmen ist 
von der Steiermärkischen Landesregierung ein­
hellig vorentschieden worden und wird vom 
Hohen Hause beschlossen werden in der Über­
zeugung, daß er jetzt richtig und notwendig 
ist. Es wäre im Interesse der österreichischen 
Wirtschaft und damit des österreichischen Vol­
kes zu begrüßen gewesen, wenn die österrei­
chische Bundesregierung dem Parlament ein 
von gleichen Überlegungen und Prinzipien ge­
tragenes Budget vorgelegt hätte. Das ist leider 
nicht geschehen! Da das Bundesbudget natur­
gemäß einen sehr starken unmittelbaren und 
mittelbaren Einfluß auf die Wirtschaft unseres 
Landes ausübt, kann man nicht mit Stillschwei­
gen darüber hinweggehen. Wenn ich bedaure, 
daß die Bundesregierung nicht ähnliche antizy­
klische Investitionsmaßnahmen setzt, wie sie in 
unserem Landesbudget enthalten sind, so ist 
das keine politische Stichelei, sondern entspringt 
der gleichen Sorge, die Landshauptmann 
Krainer und Landeshauptmannstellvertreter 

Dr. Schachner zu ihren ernsten Feststellungen 
und Forderungen bezüglich der steirischen Wirt­
schaft Anlaß gaben. 

Auf Grund dieser gleichen Besorgnisse stell­
ten die sozialistischen Abgeordneten zum Na­
tionalrat in einem ausführlichen Minderheits­
bericht zum Bundesbudget unter anderem fest, 
und ich bitte Sie, hier zitieren zu dürfen: Das 
Bundesfinanzgesetz 1967 ist ein verfassungs­
widriges Budget und wir wissen aus den letz­
ten Pressemeldungen, daß der Verfassungsge­
richtshof Teile des vorjährigen Budgets aufge­
hoben hat und daß man nun schleunigst daran 
geht, auch aus dem in Arbeit befindlichen Bud­
get die vom Verfassungsgerichtshof festgestell­
ten Mängel zu eliminieren. In dem Bericht heißt 
es weiter: Es ist ein Budget des sozialen Stops, 
es ist ein Budget, welches die dringenden Be­
dürfnisse der Kultur, Bildung, Wissenschaft 
und Forschungsarbeiten unberücksichtigt läßt. 
Ein Budget, das in keiner Weise den Aufgaben 
der Wirtschaftsförderung, der Wachstumsförde­
rung, der Geldwertsicherung sowie den struk­
tur- und regionalpolitischen Erfordernissen 
Rechnung trägt und nach wie vor unzureichende 
Mittel für die öffentlichen Investitionen bereit­
stellt und schließlich ein Budget, das auf der 
Einnahmenseite schwerstens gegen den Grund­
satz der Gerechtigkeit verstößt, weil die durch 
Steuer-, Tarif- und Gebührenerhöhungen bzw. 
durch den Preisstützungsabbau vorgesehenen 
Mehreinnahmen vorwiegend zu Lasten der so­
zial Schwächsten gehen. Es heißt hier weiter, 
meine Damen und Herren: Die österreichische 
Volkswirtschaft ist durch die zunehmende 
Wachstumsverlangsamung, durch die ständige 
Geldwertminderung und durch ein ungleiches 
Gewicht der Zahlungsbilanz gekennzeichnet. 
Durch eine umfassende und gezielte Investitions­
politik sollten der österreichischen Volkswirt­
schaft Wachstumsimpulse gegeben sowie die 
Strukturschwächen beseitigt werden. Das ist 
eine Unterlage, wie die Sozialisten sich gegen 
das unsoziale Budget gewehrt haben, Kollege 
Scheer. (Abg. Scheer: „Das ist aber schon ein 
Liebesbrief, Herr Kollege!" — Abg. Stoffler: 
„Für die Ursachen hiefür sollten Sie dazuschrei-
ben ,mea culpa'!") Nein, nein, im Gegenteil, 
Kollege Stöffler. Wohl werden die öffentlichen 
Investitionen im Budget 1967 erhöht. Diese Er­
höhung ist jedoch im Vergleich zu 1965 und 
1966 bemerkenswert, weil in diesen beiden Jah­
ren eine drastische Drosselung dieser Ausgaben 
erfolgt war. Sie ist gemessen an den wirt­
schaftspolitischen Notwendigkeiten nicht aus­
reichend und resultiert zum größten Teil aus 
der Zunahme zweckgebundener Einnahmen. Dies 
illustriert allein die Tatsache, daß keine Mittel 
für die Investitionstätigkeit der verstaatlichten 
Unternehmungen bereitgestellt wurden. 

Ich darf darauf hinweisen, meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren, daß sich die so­
zialistischen Abgeordneten zum Nationalrat ihre 
Kritik nicht leicht gemacht haben, sondern im 
Minderheitsvorschlag auch konkrete Alternativ-
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und Bedeckungsvorschläge anführten. Da diese 
Vorschläge im Gegensatz zum Budgetentwurf 
der Bundesregierung s tehen und eine gerech­
tere und sozialere Vertei lung der Mittel und 
Lasten zum Ziele haben, wurden sie von der 
ÖVP-Mehrheit abgelehnt. (Landeshauptmann 
Kra iner : „Natürlich aus diesem Grunde und 
aus keinem anderen!" — Heiterkeit bei der 
ÖVP. — Abg. Pabst : „Er wa r doch in Wien!") 

Die durch das Budget vorgesehene Umver te i ­
lung geht in einer Ar t und Weise auf Kosten 
der Arbei tnehmer und Konsumenten vor sich, 
die nicht nu r unsozial, sondern auch wirtschafts­
feindlich ist, weil die daraus zu e rwar tende 
Kaufkraftschwächung die Schwierigkeiten der 
Wirtschaft n u r vergrößert . 

Es ist unmöglich, e iner Umvertei lung zuzu­
stimmen, wenn dem wirtschaftlich und finanziell 
Schwachen genommen und dem Großen gegeben 
werden soll, ohne daß eine Gewähr dafür be ­
steht, daß der Große mit den ihm zu Verfügung 
gestellten Mit teln planvolle und zielführende 
Aufgaben im Interesse der Volkswirtschaft in 
Angriff n immt. (Abg. Schaffler: „Wer sind denn 
die Großen?" — Abg. Stoff ler: „Schauen Sie 
doch nach, wo die Mittel hingehen!") Das müs ­
sen Sie am besten wissen! 

Wachstumsgesetze können sicher sinnvoll und 
akzeptabel sein, wenn damit wirklich Wir t ­
schaftswachstum garant ier t ist und nicht eine 
Gesetzesauslegung erfolgt, die mehr dem Wach­
sen der pr ivaten En tnahmen dient. 

Wenn Wachstumsgesetze der Unternehmer­
seite 1700 Millionen Schilling Steuerersparnisse 
bringen, von denen wir n u r hoffen können, daß 
sie auch zu Investi t ionen verwendet werden, 
dann ist auch eine Reform der Lohnsteuer 
durchzuführen. Eine echte, gerechte und soziale 
Kor rek tu r des Lohnsteuersystems, die besonders 
wegen der lange schon überholten Freibeträge 
fällig wäre, ist aber noch immer offen. 

S tat t die Lohnsteuer zu reformieren und da­
durch die Kaufkraft der Massen zu s tärken, 
wird durch ständige Pre is - und Tariferhöhungen 
die Kaufkraft empfindlich reduziert. 

Sie wissen ja, meine Damen und Herren, daß 
zu den enormen Verteuerungen des heurigen 
Jahres noch die offiziellen, schon beschlossenen 
Preis- und Tariferhöhungen (Abg. Stöffler: „Die 
Tariferhöhungen der Wiener Straßenbahn!") im 
neuen J ah r dazukommen, denen dann oben­
drein, wie die Er fahrung lehrt, sofort und aus­
giebig die inoffiziellen Preiserhöhungen auf dem 
Fuße folgen, wenn sie nicht sogar schon vor­
weg genommen werden. 

Neben unseren ernsten steirischen Wirtschafts­
sorgen werden uns auch noch statt einer w i rk­
samen Hilfeleistung die Sorgen und Lasten auf­
geladen, die sich aus dem Teuerungsbudget der 
Bundesregierung ergeben. 

. Eine Zusammenrechnung der schon erfolgten 
Teuerungen seit dem heurigen Sommer und den 
für das nächste J ah r vorgesehenen und beschlos­
senen ergibt eine Belastung der Bevölkerung 
mit 4,5 Milliarden Schilling! 

Und zwar ohne die sich förmlich automatisch 
anschließenden inoffiziellen Teuerungen. 

Der Hinweis des Her rn Bundeskanzler Dr. 
Klaus und des Finanzministers Dr. Schmitz, daß 
zum. Beispiel die Ver teuerung des Brotes und 
der Milch ohnehin abgegolten wird, trifft nicht 
zu. Der absolute Mehraufwand pro Durch­
schnittshaushalt wird bei gleichbleibender 
Spanne 62,10 Schilling und bei der zu e rwar ­
tenden angehobenen Spanne 79,10 Schilling 
monatlich ausmachen. Die Abdeckung soll aber 
bestenfalls nu r 20 Schilling betragen. Und das 
zahl t nicht der Bund, sondern das sollen die 
•Länder durch die Änderung der Rechtslage beim 
Familienlastenausgleich zahlen. Ich habe mich 
beim Zuhören der Rede des He r rn Abgeord­
neten Stöffler ein bißchen gewundert , weil e r 
in diesem Zusammenhang gemeint hat, im Ver­
gleich mit der holländischen Situation, daß es 
notwendig wäre, den Gürtel wieder enger zu 
schnallen. Ich glaube, das kann kein Rezept für 
die Bevölkerung der S teiermark und Öster­
reichs sein. (Beifall bei der SPÖ. — Abg. Stöff­
ler: „Es ist gut zu wissen, daß Sie einfach in 
den Tag hineinleben wollen!"). Wir glauben, daß 
es andere Möglichkeiten auch gibt, als den Gür­
tel enger zu schnallen. (Abg. Pölzl: „Es wird 
Ihnen e inmal die Hose herunterrutschen, wenn 
Sie den Gürtel nicht enger schnallen!"). Wir 
glauben, daß man die Brieftaschen einiger Eurer 
Her ren anzapfen könnte, das ist auch eine Mög­
lichkeit! (Abg. Stöffler: „Die Leute mi t den 
dicken Brieftaschen sind an der Arbei terbank 
und am Konsumverein sehr gu t beteiligt!") — 

Präsident: Glockenzeichen — („Ich b i t te den 
Redner fortzufahren!") 

Abg. Zinkanell: Meine Damen und Her ren 
von der ÖVP, die Bevölkerung mur r t . (Abg. 
Pölzl: „Weil sie von Euch verhetzt i s t!")-Und 
zwar nicht allein wegen der s tändigen P re i s ­
steigerungen, sondern auch deswegen, weil ihr 
von der ÖVP im Wahlkampf vor dem 6. März 
ganz etwas anderes gesagt und versprochen 
wurde . Damals hat es un t e r anderem geheißen: 
„Roter Schilling — schlechter Schilling" — und 
die ÖVP ha t sich der Bevölkerung als Schützer 
des Schillings und der Preise offeriert. Ich hä t ­
te h ier einige Unterlagen, die die ÖVP-Propa-
ganda aus der Wahlzeit demonstrieren. Jetzt , 
nu r ein halbes J ah r später, muß man — bei 
Al le inverantwortung der ÖVP — feststellen, 
daß es seit der durch Lohn- und Pre isüber­
einkommen vor ca. 15 J ah ren abgefangenen la ten­
ten Inflation keine derar t igen Preisbewegungen 
mehr gegeben hat als heuer und sicher auch, 
weil schon beschlossen, im kommenden Jahr . 
(Abg. Schaller: „Herr Kollege, ein Doller ist 
immer noch 25 Schilling!") Her r Kollege, bei 
uns wird leider nicht nach Dollar verdient . Das 
haben Sie vergessen. (Abg. Feldgril l : „Aber 
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Sie können für j eden Schilling Dollar kaufen!" 
— Abg. Brandl : „Sagen Sie das den Arbeitern!") 
Wenn man genug Schillinge hat. Aber unsere 
Arbei ter haben es nicht. ÖVP-Wahlverspre-
chungen, me ine Damen und Herren, und p rak ­
tizierte ÖVP-Wirtschaftspolitik s tehen sich dia­
met ra l gegenüber. Es ist obendrein eine Wir t ­
schaftspolitik der Widersprüche, die in einer 
Zeit der beginnenden Stagnation und der ab­
flachenden Konjunktur die Kaufkraft der Mas­
sen abschöpft und dadurch die Schwierigkeiten 
und Hemmnisse vers tärkt . (Abg. Stoffler: „Wir 
müssen den Mist aus dem Haus bringen, den 
Sie uns in der Koalition hineingebracht haben!") 
Ich glaube, auch die Damen und Her ren der 
ÖVP können froh sein, daß es eine Koalit ion 
gegeben hat , sonst würden wir heute noch 
schlechter dastehen als wi r schon dastehen. 
(Abg. Stöffler: „Na, da haben Sie eine schöne 
Ahnung gehabt von der Koalition!") Es ist eine 
Wirtschaftspolitik, die eher als man denkt wie­
der zu einer Gefährdung der Vollbeschäftigung 
führen kann. Eine Wirtschaftsentwicklung zur 
Massenarbeitslosigkeit wäre nicht mehr eine 
Angelegenheit der Bundesregierung allein, son­
dern auch der Länder. Es wäre eine Angelegen­
heit der betroffenen Arbeiter, aber auch der 
Bauern und der Gewerbetreibenden, die alle 
da run te r leiden würden . Ich will, meine Damen 
und Herren, nicht die düsteren J ah re der Zwi­
schenkriegszeit beschwören, ich will nu r vor den 
möglichen wirtschaftlichen Folgen- warnen, 
die zu befürchten sind, wenn die Regie­
rung wei terhin so wie in den letzten Mo­
naten und wie in ihrer Budget-Poli t ik auf 
die auftretenden Schwierigkeiten und Eng­
pässe der Wirtschaft reagiert. Das krasseste Bei^ 
spiel e iner verfehlten Reaktion. (Abgeordneter 
Stöffler: „Wir sehen ja, wie Sie reagieren in 
Ihrer Ha l tung zur EWG und wie Sie darauf 
reagieren, daß in das Bundesbudget invest iert 
wird!") Das krasseste Beispiel, meine Damen 
und Herren, e iner verfehlten Reaktion der Re­
gierung in dieser Hinsicht ist ihre Hal tung in 
der Kohlenkrise. Ich brauche mich n icht im 
Detail damit zu befassen. Manche von Ihnen 
sind selbst akt iv an den Verhandlungen betei­
ligt gewesen, zum anderen aber ist ausführlich 
durch Presse, Rundfunk und Fernsehen Infor­
mation hinausgegeben worden. Außerdem wird 
in der Spezialdebatte eingehend darüber ge­
sprochen werden. Ich möchte dazu n u r eines 
sagen: Wenn die Bundesregierung kurz und 
bündig zusperren wollte, dann ist das vom 
g rünen Tisch aus und theoretisch sicher das Ein­
fachste, daß es aber in der Praxis , im mensch­
lichen Bereich und wirtschaftlich in de r Ge­
samtwirkung gesehen, nicht einfach, sondern 
sogar ka tas t rophal sein kann, das haben die 
Steirer alle gemeinsam, die Landesregierung, die 
Betr iebsräte, die Gewerkschaft, die Arbei ter­
kammer, die Ver t re ter der Handels- und auch 
der Bauernkammer den Wiener Zentralstel len 
des Bundes so deutlich gemacht, daß vorerst 
der Zusperrplan zurückgelegt wurde. (Beifall. 

— Abg. Feldgrill : „Unter Führung des Landes­
hauptmannes Krainer!") Gemeinsam, lieber Kol­

lege Feldgrill! Es wä re auch eine unerträgl iche 
Provokat ion gewesen, zur gleichen Zeit, da Hun ­
der te von Millionen Schilling einen dr ingend 
aufklärungsbedürft igen Weg genommen haben, 
den Bergarbei tern gewissermaßen als Dank für 
ihre wahrhaf t Wirtschaftserhaltende Leis tung in 
den ersten Nachkriegs j ähren und auch jetzt den 
Betrieb einfach zu sperren, ohne besorgt zu seih, 
wohin mi t den Arbeitern, wohin mi t ihren Fa ­
milien und ihren Heimen, ohne besorgt zu sein, 
daß im Grenzgebiet e ine soziale und wirtschaft­
liche Mondlandschaft — wie das bezeichnet 
wurde — verschuldet worden wäre . Wir hoffen, 
daß es doch noch gelingt, Mittel für die Berg­
bauförderung zu erhal ten, denn es ist unmög­
lich, der Alpine allein die entsprechenden Lasten 
aufladen zu wollen. Wir hoffen alle, daß die 
verschwundenen Millionen ans Tageslicht kom­
men und daß ein weiteres Verschwinden ver­
hinder t wird, denn nicht n u r die Kohlenarbei ter 
war ten auf eine verständnisvolle Hilfe, auch 
z. B. die Kriegsopfer, die auch maßlos enttäuscht 
wurden, e rwar ten sich eine Anerkennung ihrer 
gerechten Forderung. (Beifall bei der SPÖ.) Aber 
auch die Geschädigten der Naturka tas t rophen 
dieses J ahres b rauchen jeden Schilling, der i r­
gendwie für sie und ihre Nöte abgezweigt wer ­
den kann. Die Betroffenen sollen wissen und 
spüren, daß sich n icht nu r das Land, sondern 
auch, der Bund wei terhin ihrer Bedrängnisse 
annehmen werden. Der bewundernswer te Ein­
satz der Helfer — das sollte noch einmal be­
tont werden — ist beispielgebend für das ganze 
Land, ja beispielgebend für das demokratische 
Zusammenleben an sich. Nur durch die Bereit­
schaft zu gemeinsamer Leistung werden w i r 
auch in Österreich die Aufgaben, die auf uns 
zukommen, bewältigen. Zur Bereitschaft, zu hel­
fen und mitgestalten zu wollen, gehört auf der 
anderen Seite aber auch die Bereitschaft, helfen 
und mitgestalten zu lassen. Das setzt weiter 
voraus, den Par tner , hier den politischen Pa r t ­
ner, nicht rücksichtslos zu ver leumden und zu 
verteufeln. (Abg. Stöffler: „Merkt Euch das!") 
Ich meine eh Sie, Kollege Stöffler. Ein kleines 
Beispiel ha t heute auch der Generalredner der 
ÖVP mi t seinem Hinweis auf die „Supersozia-
listen" gebracht. Wenn z. B. auch noch der Her r 
Generalsekretär der ÖVP, Dr. Withalm, beim 
Landespartei tag der ÖVP in Salzburg vor eini­
gen Tagen den Bauskandal als eine Frucht der 
Koalition bezeichnete, obwohl er weiß, daß das 
zuständige Ministerium seit eh und je in ÖVP-
Händen war und daß die Sozialisten sofort bei 
Aufkommen von Verdachtsmomenten Untersu­
chungen einleiten ließen, wenn so e twas von 
einem verantwort l ichen ÖVP-Funkt ionär be­
haupte t wird, dann ist es genauso Gift für die 
demokratische Zusammenarbei t wie der heutige 
Art ikel in der „Südost-Tagespost", der nichts ent­
hält, als den Versuch einer Verächtl ichmachung 
der Sozialisten oder wie seinerzeit vor jeder 
Wahl, und besonders vor der letzten National­
ratswahl, die Behauptung, die Sozialisten seien 
Wegbereiter zum Kommunismus. Wir konnten 
dann feststellen, daß die ÖVP bei verschiedenen 
Presse-Klagen und Klagen natürl ich kleinlaute 
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und gewillt, alles das selbst zu tun, was selbst 
Rückzieher machen mußte. In dieser Art, meine 
Damen und Herren, kann man mit einem poli­
tischen Gegner (Abg. Stöffler: „In dieser Art, 
wie sich Ihre Parteifreunde im Parlament be­
nehmen, schauen Sie, sich das an im Fernsehen, 
es ist beschämend!". — Weitere unverständliche 
Zwischenrufe.) 

Präsident: Ich bitte den Redner, fortzufahren. 

Abg. Zinkanell: In dieser Art, meine Damen 
und Herren, kann man mit einem politischen 
Gegner, den man am nächsten Tag wieder als 
Partner braucht, nicht umspringen. (Abg. Stöff­
ler: „Ja, merkt's euch das!") Das ist auf Sie 
gemünzt, meine Damen und Herren, Sie sind 
gemeint. Das kann man schon gar nicht in einer 
Zeit, wenn zu wirtschaftlichen Bedrängnissen im 
Inneren noch wirtschaftliche Sorgen von außen 
dazukommen. Sorgen, die besonders große sind, 
wenn man sich die sehr problematische Haltung 
der Bundesregierung zur EWG-Frage vor Augen 
hält. (Abg. Pölzl: „Da schau her!") Die Sozia­
listen bestreiten nicht die Notwendigkeit eines 
wirtschaftlichen Übereinkommens mit der EWG, 
wir mahnen aber schon seit Jahren zu einem 
Vorgehen, das nicht mehr zerstört als es auf­
baut. Wir Österreicher können uns eine außen­
politische Gangart, die von einem der Signa­
tarstaaten als Abgehen von der Neutralität ge­
wertet wird, nicht so ohne weiters leisten. Und 
zum Herrn Vizebürgermeister DDr. Götz möchte 
ich sagen, sicher darf man nicht zulassen, daß 
unsere Wirtschaftspolitik in Moskau gemacht 
wird, aber man darf auch nicht so tun, als ob 
es ein Rußland überhaupt nicht geben würde. 
(Landesrat Wegart: „Das hätten Ihre Leute auch 
wissen müssen!" — Abg. Stöffler: „Warum hat 
denn der Kreisky dann unterschrieben?") Ich bin 
ja auch für eine aufrechte Haltung. Ich rede 
nicht der Liebedienerei das Wort, aber Neutra­
lität und Freiheit sind zu kostbar für uns, als 
daß wir sie durch Ungeschick und Ungeduld in 
Gefahr bringen dürften. (Beifall.) Gerade jetzt 
scheint es, daß sich Geduld und Ausdauer in 

-absehbarer Zeit lohnen könnten. Die Bemühun­
gen Englands, durch die neue Regierung 
Deutschlands unterstützt, könnten endlich den 
vom ehemaligen Außenminister Dr. Kreisky ver-
fochtenen Brückenschlag zwischen EWG und 
EFTA realisierbar erscheinen lassen, einen Brük-
kenschlag, der es auch Österreich ohne größere 
Schwierigkeiten ermöglichen würde, über diese 
Brücke in ein größeres, ja in ein großes Europa 
einzuziehen. Das Gewicht der neuen deutschen 
Bundesregierung gibt uns jedenfalls echte Hoff­
nung, daß unsere EWG-Anliegen auf dem Wege 
über die Einbeziehung Englands und anderer 
EFTA-Staaten einen positiven Verlauf nehmen. 
Ich habe jedenfalls zur englischen Regierung 
mehr Vertrauen als zu unserer ÖVP-Regierung. 
(Abg. Pölzl: „Hört, hört!" — Abg. Stöffler: „Da 
werden wir uns anschauen, denn den Karren 
können sie bald selbst nicht mehr ziehen!") Je 
besser und stabiler sich die wirtschaftlichen und 
politischen Verhältnisse in diesem Nachbarland 
entwickeln, desto bessere Ergebnisse können wir 

auch für unseren Export und Fremdenverkehr 
erwarten. Politische und wirtschaftliche Stabili­
tät in Deutschland werden sich in ganz Europa, 
ja selbst in der von ständigen kleineren und 
größeren Krisen geschüttelten Welt beruhigend 
auswirken. Hoffen wir also, daß den Deutschen 
der Versuch mit der unter besonderen Bedin­
gungen zustandegekommenen großen Koalition 
gute Erfolge bringt. (Abg. Stöffler: „Das ist eine 
ernste Koalitionsjeremiade. Ihre Kollegen haben 
Sie ja unterstützt!") Ich habe das Wort Koali­
tion, Herr Kollege Stöffler, jetzt in diesem Mo­
ment das erstemal in den Mund genommen. 
Außerdem ist es keine Schande von der Koali­
tion zu reden, für uns Sozialisten nicht. Wir 
Österreicher können, wenn wir ehrlich sind, 
feststellen, daß auch bei uns die vielge­
schmähte große Koalition gute Arbeit gelei­
stet hat. (Abg. Burger „Das schaut ja ge­
rade so aus, als ob wir Euch hinausgeschmissen 
hätten. Ihr seid ja selbst gegangen!") In den 20 
Jahren ihres Bestandes hat Österreich einen 
unwahrscheinlichen Wiederaufbau und Ausbau 
vollzogen; es hat sich die volle Freiheit erhan­
delt und ist von schweren inneren Konflikten 
und wirtschaftlichen Depressionen verschont ge­
blieben. Wir sind nach den Erfahrungen der 
letzten Wochen in Sorge, ob es der ÖVP-Al-
leinregierung gelingen wird, den Lebensstand­
ard zu halten, den die Bevölkerung in der Koa­
lition erreicht hat und diesen Lebensstand­
ard womöglich auch noch zu verbessern. (Abg. 
Stöffler: „Das ist eine völlige Verkennung der 
Situation! Wäre nicht schon in der früheren Re­
gierung so viel Opposition gewesen, stünden wir 
heute anders da! Aber Sie waren Regierung 
und Opposition zugleich, das geht nicht!") 

Präsident: „Herr Abgeordneter Stöffler, ich 
bitte nicht ständig zu unterbrechen! — 1. Lan­
deshauptmannstellvertreter DDr. Schachner-
Blazizek: „Herr Abg. Stöffler, Sie haben heute 
so schon so lange geredet!" — Landesrat Gruber: 
„Früher haben Sie dem Kollegen Sebastian vor­
geworfen, daß er sich aufgeregt hat. Sie sind 
jetzt in permanenter Aufregung!") 

Abg. Zinkanell: Wir weilen in einer De­
mokratie und nicht unter einer ÖVP-Dik-
tatur, Kollege Stöffler. Wir Österreicher, in 
welchem Bundesland wir auch unsere engere 
Heimat haben, sollen alles dazu tun, daß es 
nicht schlechter wird. Wir sollen auch dafür 
Sorge tragen, daß nicht durch Außenseiter Un­
ruhe in unser Land getragen wird. An uns Stei-
rern wird es bestimmt nicht fehlen. Wenn wir 
die Zentralstellen des Bundes nicht gleich für 
Österreich halten, so sind das keine Vorurteile 
oder Minderwertigkeitskomplexe, sondern ent­
springt unsere Haltung einem gesunden Selbst­
bewußtsein und einem ausgeprägten Heimatge­
fühl. Trotzdem oder gerade deswegen betrachten 
und empfinden wir Österreich uneingeschränkt 
als unser Vaterland und ordnen uns gerne in 
das Staatsganze ein. Wir wollen aber auch als 
vollwertiger' Teil des Staatsganzen anerkannt 
und behandelt werden. Zum eigenen Nutzen 
und zum Nutzen der Republik sind wir bereit 
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getan werden k ann — und das ist gar n icht 
wenig: Die E rha l tung unserer Arbeitsplätze; die 
Vorsorge für die Gesundheit der Bevölkerung; 
die Bereitstellung von ausreichendem und e r ­
schwinglichem Wohnraum; der Ausbau unseres 
Schul- und Bildungswesens; die Förderung der 
Jugend; die geistige und kul turel le Entfal tung; 
die Sicherung unserer bäuerlichen Landwir t ­
schaft; die bestmögliche Eeinhal tung von Was­
ser und Luft; und die Bewahrung unserer g rü­
nen steirischen Landschaft — das sind einige 
der wichtigsten Aufgaben, die mit Erfolg zu 
bewält igen wir uns auch im kommenden J a h r 
bemühen werden. Der vorliegende Landesvor­
anschlag für das J a h r 1967 gibt uns für unse r 
großes Vorhaben die besten Voraussetzungen 
mit. In diesem Sinne wünsche ich daher dem. 
Voranschlag und dami t dem Lande S te ie rmark 
und seiner fleißigen und aufrechten Bevölke­
rung einen vollen Erfolg im neuen J ah r ! (Leb­
hafter Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident: Die Si tzung ist bis 15 Uhr un te r ­
brochen. 

Unterbrechung de r Sitzung: 12.45 Uhr. For t ­
setzung der Sitzung: 15 Uhr. 

Präsident: Ich n ehme die unterbrochene Sit­
zung wieder auf. Zu Wort gemeldet ist He r r 
Abgeordneter Leitner. Ich erteile ihm das Wort . 

Abgeordneter Franz Leitner: Meine Damen 
und Herren! Landesfinanzreferent, Landeshaupt­
mannste l lver t re ter Dr. Schachner stellte in sei­
ne r Einbegleitungsrede den von der Landesre­
gierung vorgeschlagenen Investitionsstoß in den 
Mit telpunkt seiner Betrachtungen um das Lan ­
desbudget 1967. Von der Landesregierung wer ­
den für unmi t te lbare Investitionen und für mi t ­
te lbare Investi t ionsförderung zusammen 1272 
Millionen Schilling vorgesehen, das sind über 
300 Millionen Schilling oder um fast 32 % meh r 
als im heurigen Budget . Mit einem sogenannten 
„antizyklischen Stoß" sollen die heute so k l a r 
zutage t re tenden S t rukturschwächen in unserem 
Lande beseitigt und die Inf ras t ruktur und die 
Betr iebsst ruktur wesentlich verbessert werden 
und mit dazu bei tragen, Schwächen und Kr isen 
in der Wirtschaft unseres Landes zu überwinden. 
Her r Landeshauptmannste l lver t re ter Dr. Schach­
ner wies in diesem Zusammenhang darauf hin, 
daß die ganze österreichische Wirtschaft und 
nicht nu r die steirische einen gewaltigen In­
vestitionsstoß brauche, um die ihr anhaftenden 
Schwächen und Krisen überwinden zu können. 
Während aber, wie Dr. Schachner bemerkte , die 
ÖVP-Alleinregierung im Bundesmaßstabe ve r ­
suche, die dazu notwendigen Investit ionsmitte] 
durch eine Umvertei lung des Einkommens auf 
Kosten der Arbei ter und Angestellten aufzu­
bringen — wodurch die Kaufkraft gesenkt u nd 
damit die Schwierigkeiten in der Konsumgüter ­
industr ie noch vergrößert werden —• gehe das 
Land Steiermark „grundsätzlich einen anderen 
Weg", nämlich den Investitionsstoß ohne Um­
vertei lung der Einkommen zu finanzieren. Mei­
ne Damen und Herren, Sie werden sich e r innern 
können, daß auf diese Feststellung Dr. Schach-
ners Landeshauptmann Krainer in einem Zwi­

schenruf folgende Bemerkung machte : „Wo soll 
die Regierung das Geld he rnehmen?" Er meinte, 
wo soll d ie Bundesregierung das Geld für die 
Investi t ionen hernehmen. Darauf wich Dr. 
Schachner dieser d i rekten an ihn gerichteten 
F rage aus und sagte: „Wir reden vom Landes­
budget, Her r Landeshauptmann, in dem das 
notwendige Geld bereits zur Verfügung steht." 
(1. Landeshauptmannste l lver t re ter DDr. Schach-
ner-Blazizek: „Ja, wovon haben wir denn ge­
sprochen?") Sie, Herr Landeshauptmannste l lver­
t re ter haben gesagt, daß das Land einen grund­
sätzlich anderen Weg als der Bund geht und 
als der Her r Landeshauptmann fragte, wo denn 
die Bundesregierung das Geld he rnehmen soll, 
haben Sie ihm ausweichend geantwortet . Wir 
reden vom Landesbudget, in dem das notwen­
dige Geld zur Verfügung steht. Man darf aber 
der Frage nach der Finanzierung, der Investi­
tionen durch die Bundesregierung nicht aus­
weichen. Die Bundesregierung hä t te sehr wohl 
die Möglichkeit, die notwendigen Investi t ions­
mittel ohne Belastung der Arbei ter und Ange­
stellten aufzubringen. So wä r e es ohne weiteres 
möglich gewesen, den ersatzlos ausgelaufenen 
Zuschlag zur Vermögenssteuer wieder einzu­
führen und die s teuerliche Absetzbarkeit von 
Autos und von sogenannten Repräsentat ionsaus­
gaben zu streichen. Allein dadurch könnte der 
S taat Mehreinnahmen von mehr als einer Mil­
l iarde erzielen. Durch die Kapitalmarktgesetze, 
die ebenfalls heute schon angezogen wurden, 
werden mehre re Milliarden Schilling den Unter­
nehmern zugeschanzt, ohne daß dabei gezielte, 
wirtschaftsfördernde Überlegungen eine Rolle 
spielen. Und, wenn der He r r Vizebürgermeister 
Stöffler als Generalredner der ÖVP bemerkte, 
daß man nu r jene subventionieren soll und nur 
denen helfen soll, die fürsorgewürdig sind, dann 
möchte ich ihn fragen, ob er glaubt, daß die 
Unternehmer in Österreich heute schon fürsor­
gewürdig sind und ob deswegen vielleicht die 
sogenannten Kapitalmarktgesetze beschlossen 
wurden, die ihnen eben mehre re Milliarden 
Schilling an Steuergeldern zuschanzen? Im Bun­
desbudget 1967 werden so wie im Vorjahr die 
Mittel für das Bundesheer neuerlich, diesmal 
um fast 300 Millionen Schilling, erhöht, obwohl 
jedem k lar ist, daß die wirtschaftliche Sicherung 
unseres Landes an erster Stelle s tehen müßte . 
Vom S tandpunkt der Wirtschaftlichkeit, und der 
Pflicht der Obsorge hä t t e die Bundesregierung 
die Aufgabe gehabt, die vielen Hunder te Millio­
nen Schilling, die im Vorjahr und heuer zur 
Beseitigung der Hochwasserschäden aufgebracht 
werden mußten, rechtzeitig für den Schutz­
wasserbau aufzuwenden, wie dies die zuständi­
gen Fachleute in Memoranden, in dringenden 
Appellen von der Regierung gefordert haben. 
Dadurch wäre nicht nu r viel menschliches Leid 
und enorme Schäden an p r iva tem und öffent­
lichem Gut und am F remdenverkehr verhütet 
worden, sondern für die Volkswirtschaft hä t t en 
viele, viele Millionen Schilling für andere Zwek-
ke erübrigt werden können, so z. B. für den 
raschen Ausbau der Autobahn Süd, die die Stei­
e rmark aus ihrer ' verkehrsmäßigen Sackgasse, 
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die sehr schwer auf die Wirtschaft unseres Lan­
des drückt, herausführen würde. Für alle ist 
heute deutlich sichtbar, daß durch die Korrup­
tion im Bauwesen der öffentlichen Hand Werte 
im Betrage von vielen Millionen und aber Mil­
lionen Schilling verlorengingen. Dafür ist in 
erster Linie die Bundesregierung verantwortlich, 
die es an der notwendigen Kontrolle fehlen ließ 
und die selbst Alarmsignale, die der Rechnungs­
hof gab, verantwortungslos auf die Seite schob. 
Ja, die Regierung hat die Korruption direkt ge­
fördert, zu einem System gemacht, indem sie 
zuließ, daß Bestechungsgelder, die die Firmen 
gewissen Beamten und Politikern bezahlten, 
ganz offiziell von der Steuer abgeschrieben wer­
den konnten. Gewiß wäre Herr Landeshaupt­
mannstellvertreter DDr. Schachner, wenn er mit 
diesen und anderen Argumenten Herrn Landes­
hauptmann Krainer geantwortet hätte, auf wenig 
Gegenliebe von Seiten der ÖVP gestoßen. Man 
hätte ihm schlechte „Koalitionsgesinnung" 
nachgesagt. Da bekannt ist, daß DDr. Schachner 
sehr bemüht ist, diese immer wieder zu bewei­
sen, ist sicherlich ein Grund dafür, warum er 
vor offenem Hause in dieser Frage zurück­
steckte. Es wäre auch notwendig, die Behauptung 
des Herrn Landeshauptmannstellvertreter DDr. 
Schachner zu überprüfen, daß die Finanzpolitik 
im Lande Steiermark einen „grundsätzlich" an­
deren Weg geht, als in der Bundespolitik und 
die Mittel für den sogenannten Investitions-Stoß 
ohne Umverteilung des Einkommens, ohne Be­
lastung der arbeitenden Menschen unseres Lan­
des, aufgebracht werden. Ich möchte da auf 
einige Dinge hinweisen: die Landesregierung ist 
gerade jetzt dabei, durch ihren Vertreter, Herrn 
Landesrat Sebastian, den Krankenkassen die 
Verpflegskostengebühren für die Landesspitäler 
von derzeit 89 Schilling pro Tag und Kopf auf 
über 100 Schilling •— wie jetzt die Verhand­
lungen stehen, auf 103 Schilling — pro Tag und 
Kopf zu erhöhen, das sind 14 Schilling pro Tag. 
Seit Jahren hat die Landesregierung diese Sätze 
Jahr für Jahr um 3 bis 8 Schilling erhöht. Dies­
mal hält sie die Zeit für gekommen, — wich­
tige Wahlen sind ja in naher Sicht nicht zu er­
warten — um die Verpflegskostengebühren 
ebenfalls durch einen Stoß hinaufzutreiben. 
Dadurch werden die steirischen Krankenkassen 
und damit die dort versicherten Arbeiter und 
Angestellten schwer getroffen. Die Auswirkun­
gen dieses sogenannten „Stoßes" möchte ich an 
Hand der Steirischen Gebietskrankenkasse zei­
gen. Dieser Kasse würde allein dadurch eine 
Erhöhung von ca.'20 Millionen Schilling jährlich 
an Mehrausgaben erwachsen. Allein durch diese 
zusätzlichen Ausgaben wird die Kasse mit einem 
Schlag an den Rand eines jährlichen Defizites 
gedrängt, das noch drohender wird, da zur 
gleichen Zeit ebenfalls Forderungen der steiri­
schen Ärztekammer erfüllt werden sollen. Die 
Kasse müßte dann entweder die Leistungen für 
ihre Versicherten kürzen oder es müßten die 
Beiträge erhöht werden. Die ÖVP plant ja — 
und in der Bauernkrankenkasse wird das schon 
praktiziert. — sogenannte „Selbstbehalte" ein­
zuführen, das heißt, daß die versicherten Ar­

beiter und Angestellten, angefangen vom Arzt­
besuch bis zu den Spitalskosten, überall dazu-
zahlen müßten. Allen Kassen in Steiermark wer­
den aus dieser Erhöhung der Verpflegskosten * 
ca. 40 Millionen Schilling jährlich an Mehraus­
gaben an das Land Steiermark erwachsen. 

Im Zusammenhang mit dem Budget spricht die 
Landesregierung sehr viel von der Verbesserung 
der Infra-Struktur. Die Gesundheit der arbei­
tenden Menschen zu verbessern, liegt aber nicht 
nur im privaten Interesse. Gesunde Arbeiter 
und Angestellte sind für die Wirtschaft ebenso 
wichtig wie billige und ausreichende Energie, 
gute Verkehrswege, billige Tarife, moderne Ma­
schinen und andere Anlagen. Immer mehr setzt 
sich durch, daß der Ausbau der vorbeugenden 
Gesundenuntersuchung, notwendig ist, um recht­
zeitig Krankheiten aufzuspüren und damit auch 
wieder in der Behandlung billiger zu machen. 
Aber dazu brauchen die Krankenkassen zu­
sätzliche finanzielle Mittel, die ihnen das Land 
jetzt, nimmt. (1. Landeshauptmannstellvertreter 
DDr. Schachner-Blazizek: „Der Abgang der Spi­
täler steigt trotzdem wesentlich, Herr Abg. 
Leitner!") Diese Erhöhung der Verpflegskosten­
gebühren bringt doch in ihrer Auswirkung eben­
falls eine Umverteilung zu Ungunsten der ar­
beitenden Menschen mit sich. Herr Landes-. 
hauptmannstell Vertreter Dr. Schachner. (1. Lan­
deshauptmannstellvertreter DDr. Schachner-
Blazizek: „Wollen Sie die Antwort gleich hören 
oder später?") Das könnte auch der Bund sa­
gen, daß seine Ausgaben steigen. Es kommt 
darauf an, wie man die Mittel aufbringt. Herr 
Landeshauptmannstellvertreter Dr. Schachner, 
wenn Sie glauben und behaupten, daß das Land 
andere Wege geht, so möchte ich fragen, ob 
Sie diese Umverteilung als keine Belastung der 
arbeitenden Menschen sehen? Sie, Herr Landes­
hauptmannstellvertreter Dr. Schachner bzw. die 
Landesregierung denken auch an die Einführung 
einer weiteren Massensteuer, an eine sogenann­
te „Kulturabgabe", für die auch schon ein Ver­
rechnungsansatz im Budget vorgesehen ist. Die­
se „Kulturabgabe" wäre nichts anderes als eine 
Fernseh- und Radiosteuer, für die auf Grund 
des neuen Finanzaüsgleichsgesetzes zusammen 
6 Schilling pro Monat eingehoben werden kön­
nen und von der Sie, Herr Landeshauptmann­
stellvertreter Dr. Schachner, im Vorjahr auf 
meine Anfrage ausdrücklich erklärten, daß Sie 
und die sozialistische Fraktion gegen die Ein­
führung einer solchen Abgabe auftreten wür­
den. Ich bin neugierig, ob und wie lange die 
SPÖ in der Steiermark in dieser Frage zu ihrem 
Wort steht, oder ob sie gemeinsam mit der ÖVP 
eine neue Massensteuer beschließen wird. 

Wir haben in Steiermark verhältnismäßig viele 
Betriebe der Grundstoffindustrie, Kohlengruben, 
den Erzberg, eine beachtliche Eisen- und Stahl­
industrie und auf Grund des Waldreichtums auch 
eine ansehnliche Holz- und Papierindustrie. Vie­
le dieser Betriebe sind verstaatlicht. Herr Lan­
deshauptmannstellvertreter Dr. Schachner meint 
nun in seiner Einbegleitungsrede — ich zitiere 
wörtlich —, „daß die Bedingungen, die den tra-



19, Sitzung des Steierm. Landtages, VI. Periode — 13., 14., 15. und 16. Dezember 1966 549 

genden Pfeilern der Wirtschaft unseres eigenen 
Landes gesetzt sind, ungünstig und zum Teil 
sogar wesentlich ungünst iger sind, als die Be ­
dingungen der Wirtschaft in den anderen öster­
reichischen Bundesländern, weil •— wie er dann 
begründet — die Hälfte unserer Indust r iebe­
tr iebe jenem wirtschaftlichen Bereich zugeordnet 
ist, der n u r sehr schwach oder überhaup t nicht 
wächst oder gar rückläufig ist". Er verweist 
dann auf die aktuellste Schwierigkeit, auf die 
Krise im Kohlenbergbau. Daß wir in S te iermark 
über verhäl tnismäßig große Kohlen-, Eisenerz-, 
Magnesit- und Holzbestände verfügen und daß 
sich in j ahrhunder te langer Entwicklung eine 
große Grundstoff-, Eisen- und Stahl industr ie 
herausbilden konnte, das ist doch nicht un ­
günstig und keine Belastung unserer Wirtschaft, 
sondern ein großer Vorteil, um den uns andere 
Bundesländer und viele Länder außerhalb Öster­
reichs beneiden. Sie wären glücklich — es gibt 
natürl ich Länder, die mehr haben —, hä t t en sie 
so viel Kohle, Eisenerz, Magnesit, Holz und eine 
Industrie, wie wir sie in Steiermark haben. Ver­
gessen Sie nicht, daß noch immer wahr ist, daß 
der Erzberg der „eiserne Brotlaib" der Steier­
mark ist. 

Der steirischen Wirtschaft fehlt neben einer 
wei teren Modernisierung der Produkt ion in 
der Grundstoffindustrie, vor allem der Aus­
bau der Fert igungsindustrie, auf die heute schon 
hingewiesen wurde und zwar auf eine Äußerung 
des bekannten Professors Nemschak. Eine Fer t i ­
gungsindustr ie für die Verarbei tung der Ha lb­
fabrikate unserer S tahlwerke wurde in den 
letzten 20 J ah r en größtenteils versäumt, obwohl 
wir in S te iermark dafür die besten Voraus­
setzungen haben. Wir haben die Rohstoffe und 
die davon erzeugten Halbfabrikate an Or t und 
Stelle. Wir haben hochqualifizierte Arbeiter , 
Techniker und Ingenieure und auf unseren 
Hochschulen angesehene Wissenschafter, die bei 
e inem gezielten Einsatz und entsprechender 
Förderung imstande wären, Qual i tä tsprodukte 
in e iner Reihe von Branchen herzustellen. Zu­
kunftsträchtige Spar ten und Nachfrage gibt es 
nach Stahlkonstruktionen, Maschinen und Ap ­
para ten und ganzen Fabriksanlagen, die überal l 
im EWG-Raum, in den sozialistischen Ländern 
und in den Entwicklungsländern der schärfsten 
Konkurrenz gewachsen wären. Unsere Stärke, 
das ist allerdings richtig, liegt heute n icht meh r 
so sehr in der Grundstoff- und Halbfabrikate­
industrie. Ein großer Teile dieser Waren können 
heute andere, viel weniger entwickelte Länder 
auch schon herstellen und auf Grund ihrer Ver­
hältnisse zum Teil billiger auf den Mark t b r in­
gen. Unsere S tärke liegt in der Hers te l lung 
von Spezialmaschinen und Anlagen und hier 
wieder in der Einzelfertigung bzw. in der Her­
stellung kleinerer Stückzahlen. Das sind Auf­
träge, die bei großen Konkurrenzfirmen im Aus­
land schwer untergebracht werden können, die 
aber bei moderner Produktionstechnik im stei­
genden Ausmaß gebraucht werden. Automatische 
Fert igungsanlagen, automatische Förder- und 
Beschickungseinrichtungen, Apparate und Be­

häl ter für die chemische Industr ie , für automa­
tische Energieanlagen, für Baumaschinen, Ein­
richtungen für den Bau von Montagebauteilen 
usw. Auf diesem Gebiet, auf dem Gebiet der 
Entwicklung einer Finalindustrie, geschieht in 
Österreich viel zu wenig und erst im Bereich der 
Verstaatlichten Industr ie , und S te iermark ist, als 
ein Land in dem sehr viele verstaat l ichte Be­
tr iebe sind, davon besonders betroffen. Die ver ­
staatlichten Betr iebe werden nicht mi t dem nö­
tigen Eigenkapital ausgestattet, um ihre P roduk­
tion modernisieren und ausbauen zu können. 
Diese Betriebe werden von den verantwort l ichen 
ÖVP-Funkt ionären beginnend bei den Ministe­
rien und den von der ÖVP e rnannten Direktoren 
stiefmütterlich bedacht und behandelt . Sie wer ­
den „ausgetrocknet", wie es in der Fachsprache 
heißt, sie werden unrentabel gemacht. Es be ­
steht die Absicht, sie bei Gelegenheit an P r iva te 
abzustoßen bzw. auch zuzusperren, wie das beim 
Kohlenbergbau in Ratten, wie das mi t dem Rax-
werk in Wr. Neustadt geschehen ist. In der Elin 
in Weiz sollen gerade jetzt einige hunder t Ar ­
beiter gekündigt werden, obwohl die Elin Weiz 
modern ausgestat tet und die Elektro-Industr ie 
im Gegensatz zum Kohlenbergbau zu den aus­
gesprochen wachstumsträcht igen Industr ien 
zählt. Was sind dafür die Gründe? Her r Vize­
bürgermeister Stöffler ha t das auch bemerkt , er 
h a t aber die Gründe dafür nicht aufgezählt. 
J ahre lang versuchte man durch verschiedene 
Machinationen, die Elin-Union, zu der auch das 
Werk Weiz gehört, dem westdeutschen Riesen-
Konzern Siemens un terzuordnen bzw. anzuglie­
dern. Und gerade jetzt sind wieder solche Be­
strebungen im Gange. Das Grundkapi ta l der 
Elin-Union, das n u r 200 Mil. S beträgt, wurde 
nicht erhöht. Im J a h r 1964 wurden 96 Millionen 
Schilling investiert, das sind fast 50 % des Ak­
tienkapitals, wodurch die Zinsenbelastung bei 
e iner nicht vorherzusehenden Verlangsamung 
des Umsatzwachstums gegenüber dem Vorjahr 
unerträglich wurde . Die Elin-Union aber ist kein 
Einzelbeispiel. 100 Millionen Schilling sind im 
Landes-Budget vorgesehen als Beihilfen, Dar­
lehen und Zinsenzuschüsse, um an Stelle aus­
laufender, rückläufiger und in den wirtschaft­
lichen Gefahrenbereich geratender Betriebe 
rechtzeitig wachstumstüchtige, neue Betriebe 
t re ten zu lassen. Dabei denkt die Landesregie­
rung derzeit besonders an den Kohlenbergbau, 
konkret an Pölfing-Brunn und Fohnsdorf. Herr 
Landeshauptmannste l lver t re ter DDr. Schachner 
ist nicht sehr optimistisch, daß das Wollen der 
Landesregierung und die 100 Millionen, die sie 
zusätzlich zu denen des Bundes für Zwecke der 
Err ichtung von Ersatzbetr ieben in diesen Orten 
zur Verfügung stellt, auch sicher verwirkl icht 
werde. Daß es viel schwerer ist, in diesen Ge­
bieten entsprechende Ersatzbetr iebe zu errichten 
als die bestehenden zu erhalten, zeigt u. a. die 
Antwort , die Her r Landeshauptmann Kra iner 
bei der vorjährigen Budget-Debat te dem Land-
tagsabg. Hans Brandl gab, als dieser damals 
schon „notwendige Voruntersuchungen einzelner 
Wirtschaftsgebiete" forderte, Abst immungen auf 
die Markterfordernisse und dabei bemerkte, daß 
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entsprechende Industrie-Neugründungen uns 
viel Sorgen und einzelne Härten infolge struk­
tureller Arbeitslosigkeit ersparen könnten. Herr 
Landeshauptmann Krainer antwortete darauf 
mit einem bezeichnenden Zwischenruf: „Wenn 
Sie wüßten", so sagte Herr Landeshauptmann 
Krainer, „was das für eine mühselige Sache ist 
und wenn Sie wüßten, wo das verhindert wird, 
dann würden Sie nicht so reden." Das war die 
Antwort des Herrn Landeshauptmann Krainer. 
Das kann man nachlesen im vorjährigen Proto­
koll Seite 217. Hat sich vom Vorjahr bis heute 
die Lage so grundsätzlich zum Positiven geän­
dert? Ich glaube nicht. Trotzdem sind wir Kom­
munisten für die sinnvolle Verwendung der im 
Budget bereitgestellten 104 Millionen Schilling, 
um Industrie-Neugründungen zu fördern. Aber 
es ist leichter, in den heute gefährdeten Gebieten 
den Kohlenbergbau zu erhalten, weil Österreich 
aus Neutralitäts-, aus wirtschaftlichen und wehr­
wirtschaftlichen Gründen die Energie-Reserve 
,;Kohle" dringend notwendig braucht und auch 
in Zukuft brauchen wird. Diese Meinung ver­
treten nicht nur wir Kommunisten, sondern auch 
die Landeskommissiön, die sich mit dieser Koh­
lenfrage beschäftigt hat und unter dem Vorsitz 
des Herrn Landeshauptmannes Krainer stand. 
Aber wenn diese Gründe gelten, dann gelten 
sie nicht nur für die nächsten 2 oder 3 Jahre 
oder bis Ersatzbetriebe in diesen Orten geschaf­
fen werden können, sondern solange, als dort 
abbauwürdige Kohle vorhanden ist und das ist 
in Pölfing-Brunn noch 20 Jahre, und in Fohns-
dorf noch 30 bis 40 Jahre der Fall. Wenn man 
dafür eintritt, daß die Kohle abgebaut werden 
muß — Herr Vizebürgermeister Stöffler hat dies 
heute ebenfalls verlangt, solange entsprechend 
Kohle vorhanden ist, warum man sich so große 
Sorgen macht, gerade in diesen Orten Ersatz­
betriebe aufzubauen, wo doch noch für Jahr­
zehnte der Bergbau in diesen Orten gesichert 
werden kann. (Landesthauptmann Krainer: 
Heute konnte man in der tschechischen Presse 
lesen, daß 4000 Bergleute abgebaut werden. 
Aber ohne vorher Ersatzbetriebe zu schaffen. 
Wir wollen das umgekehrt machen!") Aber Herr 
Landeshauptmann, gestern oder vorgestern ist 
erst in der Zeitung gestanden, daß Industrie­
länder wie die USA und die Sowjetunion und 
auch andere Länder ihre Kohlenproduktion we­
sentlich erhöhen, bis zum Jahr 1970 sogar ver­
doppeln wollen, weil dies notwendig ist. (Lan­
deshauptmann Krainer: „Die Sowjetunion will 
auch nach Österreich Kohlen verkaufen!") Ich 
kann mich erinnern, Herr Landeshauptmann, 
daß Sie dieses Argument ebenfalls hier in die­
sem Hause schon gebraucht haben. Sie verwen­
den es und nächste Woche gilt das schon wieder 
nicht. Das ist eben die Gefahr. 

Warum sprechen aber die ÖVP und auch 
die SPÖ in Steiermark und auch jetzt wie­
der im Zusammenhang mit diesem Budget von 
Ersatzbetrieben in Pölfing-Brunn und in Fohns-
dorf? Sie säen damit nur Unsicherheit. Die „Zu­
sperrer", das ist mir bewußt, sind noch lange 
nicht geschlagen, es ist daher notwendig, mit 
aller Kraft bei allen verantwortlichen Stellen 

durchzusetzen, beginnend bei der Landesregie­
rung, daß der Kohlenbergbau in seiner jetzigen 
Größe aufrechterhalten bleibt und dies in einem 
Energieplan entsprechend verankert wird. Ge­
rade in den letzten Tagen mußte der dafür ver­
antwortliche Minister Dr. Bock zugeben, daß 
dafür schon ein Jahrzehnt nicht vorgesorgt wur­
de. Die Bergarbeiter können besonders von,der 
SPÖ und ihren Funktionären verlangen, zu ver­
hindern, daß mit ihnen ein zweideutiges Spiel 
getrieben wird, daß den Zusperrern, die Pläne, 
die sie jetzt nur unter Druck aufgeschoben ha­
ben, endgültig durchkreuzt werden. Die reaktio­
nären Kräfte in Österreich, die in der Bundes­
regierung und in der Spitze der ÖVP maßge­
blichen Einfluß haben, verfolgen ein Konzept, 
das sie seit Jahren zielbewußt verfechten, das 
Konzept der Einschränkung der Verstaatlichung. 
Das ist ein negatives Konzept, das wir in Stei­
ermark und das die Arbeiter in den betroffenen 
Orten besonders zu spüren bekommen. Dagegen 
genügend Kräfte einzusetzen wäre die Arbeiter­
schaft fähig. Dazu genügt es allerdings 
nicht, nur Posten zu besetzen, wie dies jetzt 
in der neu gegründeten Verwaltung der Ver­
staatlichten Betriebe der ÖIG. erfolgte. Es geht 
darum, eine Politik zu verfolgen, die auf die 
Stärkung und den Ausbau der Verstaatlichten 
Betriebe mit besonderer Blickrichtung auf den 
Ausbau der Einalindustrie hinzielt. Wie sich 
eine Politik in Richtung des Anschlusses Öster­
reichs in irgendeiner Form an die EWG bereits 
zu Ungunsten Österreichs auswirkte, zeigte erst 
vor einigen Tagen der Abg. Dr. Pittermann auf, 
als er sagte, daß europäische und außereuropäi­
sche Konkurrenten der österreichischen Wirt­
schaft, offensichtlich westdeutsche und Konkur­
renten aus den USA., aus politischen Gründen 
vor etlichen Jahren nicht in der Lage waren, 
sich auf dem ungarischen Markt zu betätigen. 
Deshalb, so sagte Dr. Pittermann, wollten sie 
auch verhindern, daß Österreich diese Lage 
ausnützen könne. Ein Teil der österreichischen 
Öffentlichkeit sei leider auf diesen Trick herein­
gefallen. (Abg. Dipl.-Ing. DDr. Götz: „Das sagte 
der Genosse Pittermann?") Heute müßten diese 
Leichtgläubigen erkennen, daß im Licht einer 
geänderten Situation die ausländischen Konkur­
renten der österreichischen Wirtschaft den un­
garischen Markt für sich in Anspruch nehmen. 
So geht es uns nicht nur mit Ungarn, sondern 
—• hier mehr, dort etwas weniger — mit allen 
sozialistischen Staaten. Immer wieder hört man, 
eine Verbindung mit der EWG, die über einen 
Handelsvertrag hinausgeht, sei für Österreich 
deswegen notwendig, da fast 50 %> unseres 
Außenhandels in den EWG-Raum gehen. Der 
Herr Vizebürgermeister Dr. Götz hat dieses Ar­
gument ebenfalls angezogen, ebenso Vizebürger­
meister Stöffler. Eine Zolldiskriminierung Öster­
reichs würde erfolgen, wenn Österreich sich 
nicht assoziiere, das sei wegen des großen An­
teils der EWG an unserem Außenhandel lebens­
gefährlich. Der Herr Landeshauptmann Krainer 
hat einmal einen sehr bekannten, aber nicht 
richtigen Ausspruch gemacht, „daß Österreich 
nicht in Neutralität verhungern dürfe". (Landes-
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hauptmann Krainer: „Ich bin nach wie vor der 
Meinung, daß wir nicht verhungern dürfen!") 
Herr Landeshauptmann, bevor Sie und einige 
Herren der Regierung verhungern würden, wür­
den ich und viele andere schon längst verhungert 
sein. Wir haben kein Interesse zu verhungern. 
(Heiterkeit — Abg. Scheer: „Da hat er recht!") 
Aber dasselbe Argument mit den 50 °A> kann 
man auch in umgekehrter Richtung anwenden 
und diese Herren, die für das Argument mit den 
50 °/o so eingetreten sind, haben diese Frage nur 
von einer Seite gesehen. Ich bin objektiv genug, 
diese Frage von beiden Seiten zu sehen und wie 
schaut es hier aus? Durch den Anschluß an die 
EWG, der über den Abschluß eines Handels­
vertrages hinausgehen würde, würden die übri­
gen 50 % unseres Außenhandels zolldiskrimi­
niert. Ein Großteil des Vorteiles, den ein An­
schluß an die EWG bringen würde, würde schon 
allein durch einen verstärkten Importdruck auf 
unsere Industrie aus den EWG-Ländern aufge­
hoben. (Zwischenruf des Abg. Scheer.) Das ist 
nicht wahr, Herr Abgeordneter Scheer. Wir sind 
für einen vermehrten Wohnbau, für soziale Miet­
zinse. Müßten Sie deshalb dagegen sein? (Abg. 
Scheer: „Solange die Kommunisten so gegen die 
EWG sind, gefällt sie uns so. Das ist ein Ar­
gument für uns!") Sie sagen, wenn ich dafür 
bin, müssen Sie unbedingt dagegen sein. Ich 
möchte Ihnen nur dieses Argument, das der 
Herr Landesrat Wegart schon einmal angezogen 
hat ad absurdum führen. (Abg. Scheer: „Sie tun 
so, wie wenn wir nicht dafür wären!" — Abg. 
Dipl.-Ing. DDr. Götz: „Wir sind schon dafür!") 
Das Handelsdefizit würde noch weiter aufge­
bläht. Die Lösung des durch die EWG entstan­
denen Problems ist nur durch größere Streuung 
unseres Außenhandels und durch Forcierung der 
Herstellung von Qualitätsprodukten, die überall 
verkauft werden, möglich. Deshalb weisen wir 
schon seit Jahren darauf hin, daß ein Handels­
vertrag mit den EWG-Staaten ein ausreichendes 
Mittel ist, um gewisse negative Auswirkungen 
aufzuheben oder zu beschränken, bei Aufrecht­
erhaltung des gleichberechtigten Warenaustau­
sches mit den einzelnen EWG-Staaten. Soll die 
Wirtschaft in unserem Lande gedeihen und sol­
len die Arbeitsplätze gesichert werden, müßte 
man auch den Kartellen ihr schädliches Hand­
werk legen. Ein Beispiel dafür ist der Versuch 
des Papierkartells, die Arland-Papierfabrik in 
Graz, nachdem sie systematisch herabgewirt­
schaftet wurde, zu schließen und deren Produk­
tionskontingent unter den verbleibenden 14 Fa­
briken des Kartells aufzuteilen. Nun, nach einem 
Jahr ist die Existenz des Betriebes noch immer 
nicht gesichert. Hier müßte die Landesregierung 
ihre ganze Kraft einsetzen, um den Betrieb auf­
rechtzuerhalten. Zusammenfassend möchte ich 
nochmals feststellen, daß wir Kommunisten sehr 
wohl sehen, daß der steirischen Industrie ver­
schiedene Schwächen und Schwierigkeiten an­
haften, auch struktureller Art, besonders in der 
verstaatlichten Industrie. Wird dem nicht ab­
geholfen, wozu größte Anstrengungen erfor­
derlich sind, auch durch das Land Steiermark, 
werden sich diese Schwierigkeiten bald verstär­

ken. In dieser Hinsicht hat Landeshauptmann­
stellvertreter Dr. Schachner mit seiner Ein­
schätzung recht. Aber die Vorschläge, die er im 
Namen der Landesregierung bei der Vorlage 
des Landesbudgets machte, sind trotz verhält­
nismäßig großer finanzieller Anstrengungen, um 
vorhandene strukturelle Schwächen zu beseiti­
gen, um die Förderung der Errichtung von Er­
satzbetrieben, ungenügend und vor allem nicht 
zielführend. Es genügt nicht, in dieser ernsten 
Situation zu sagen „wir haben den ernsten Wil­
len bewiesen", da das Land Steiermark 100 Mil­
lionen Schilling bereitgestellt hat. Wir Kom­
munisten stellen mit aller Deutlichkeit fest, daß 
diese Bemühungen der Landesregierung nur ein 
kleiner Teil dessen sind, was zur Sicherung der 
Wirtschaft und der Vollbeschäftigung notwendig 
ist. Die Lösung bzw. Beseitigung der wirtschaft­
lichen Schwierigkeiten ist auch eine eminent 
politische Frage. Darüber hat aber Landes­
hauptmannstellvertreter Dr. Schachner nicht ge­
sprochen. Es ist auch die Aufgabe der Landes­
regierung aber besonders der SPÖ, alle An­
strengungen zu machen und auf die Bundes­
regierung einzuwirken, daß sie eine Politik der 
strikten Neutralität und Unabhängigkeit betreibt, 
so wie dies im Staatsvertrag vorgesehen und 
im Interesse Österreichs ist. Nur dann ist ge­
sichert, daß Österreich seine Handelsbeziehun­
gen zu allen Staaten ohne irgendein Land zu 
diskriminieren, zu seinem Vorteil ausbauen kann. 
Konkret bedeutet dies die Ablehnung des An­
schlusses Österreichs in irgendeiner Form an die 
EWG und die Bemühungen um einen möglichst 
günstigen Handelsvertrag mit den EWG-Staaten. 
Das bedeutet weiters, alle Anstrengungen zu 
machen, damit die verstaatlichten Betriebe in 
ihrem Bestand gesichert, ausgebaut, und Be­
triebe der Finalindustrie entwickelt bzw. ge­
gründet werden. Der Kohlenbergbau muß in sei­
ner jetzigen Größe erhalten werden und in ei­
nem zu erstellenden Energieplan seinen ent­
sprechenden Platz finden. Es müssen alle An­
strengungen unternommen werden, daß ein Ver­
bot aller Kartell- und Preisabsprachen erfolgt. 
Die Unternehmergewinne gehören entsprechend 
besteuert. Steuergeschenke an das Großkapital 
müssen abgestellt und Korruptionisten schwer 
bestraft werden. 

Bei einer solchen Politik hätten es Bund, Län­
der und Gemeinden nicht notwendig, die Arbei­
ter und Angestellten immer wieder zu belasten. 
Sie hätten dann genügend Geld, um in ihrem 
Bereich zielbewußt investieren zu können. Alle 
Parteien sprechen viel von Demokratie. Aber 
die großen Parteien, die es in der Hand hätten, 
rühren keinen Finger, daß die überwiegende 
Mehrheit der Bevölkerung, die Arbeiter und 
Angestellten, durch ihre Vertreter in den Be­
trieben bei allen Fragen der Verwendung der 
Erträgnisse des Unternehmens, bei allen In­
vestitionen und bei der Sicherung der Vollbe­
schäftigung mitbestimmen können. Es wäre 
nicht nur ein Akt der Demokratisierung, sondern 
auch im Interesse der Wirtschaft, wenn den Ver­
tretern der Arbeiter und Angestellten aus den 
Betrieben bei der Erstellung der Produktions-



552 19. Sitzung des Steierm. Landtages, VI. Periode — 13., 14., 15. und 16. Dezember 1966 

Programme und auch bei der Kreditpolitik der 
Banken, insbesondere der verstaatlichten Ban­
ken, maßgeblicher Einfluß und damit eine Mit­
bestimmung auf die Führung der im Besitz des 
Staates befindlichen Konzernbetriebe dieser 
Banken gewährt würde. All diese notwendigen 
Alternativen, diese Voraussetzungen für eine 
Gesundung unserer Wirtschaft, für die Beseiti­
gung der Schwierigkeiten und Krisen wurden 
von Herrn Landeshauptmannstellvertreter DDr. 
Schachner nicht nur nicht aufgerollt, sondern 
nicht einmal angetipt, obwohl es von der Lösung 
gerade dieser Fragen entscheidend abhängt, ob 
diese Schwierigkeiten in der Wirtschaft Steier-
marks beseitigt werden können. Wenn die Lö­
sung dieser Fragen auch nicht direkt in den 
Bereich des Landes fällt, so könnten der Land­
tag und die Landesregierung maßgeblich zu ih­
rer Lösung beitragen. Der SPÖ fällt eine große 
Verantwortung zu. Aber wie die Praxis ihrer, 
Politik zeigt, trabt die steirische SPÖ-Führung 
hinter der Politik der ÖVP und des Herrn Lan­
deshauptmannes Krainer her. (Heiterkeit - Abg. 
Scheer: „Ein Wunder, daß er nicht gesagt hat, 
galoppiert!") Im Parlament versucht die SPÖ 
zumindest, die Klassenpolitik der ÖVP-Führung 
aufzuzeigen, die sie im Interesse des in- und aus­
ländischen Kapitals macht. Sie stimmte dort 
auch offen gegen die ÖVP-Vorlagen. In Steier­
mark vertritt die SPÖ-Führung nicht eine Poli­
tik der Opposition, sondern tut so, als ob es 
keinen 6. März gegeben hätte, als gäbe es keine 
ÖVP-Alleinregierung, die auch die SPÖ in Ra­
dio und Fernsehen diskriminiert, und als ob 
alle von der ÖVP durchgeführten Maßnahmen 
im Bundesmaßstab auf die steirische Landes­
politik und auf die Haltung der steirischen ÖVP 
keine Auswirkungen hätten. (Abg. Scheer: „Ganz 
unrecht haben Sie jetzt nicht"!) Hoffen gewisse 
Leute in der steirischen SPÖ durch die Politik 
der Unterordnung unter die Unternehmer und 
der ÖVP genügend „Koalitionsgesinnung" unter 
Beweis zu stellen und womöglich in eigener 
Person in die Bundesregierung hineinschlupfen 
zu können? (Wegart: „Diese Schlieferln"! •— 
Landesrat Gruber: „Unsere sind gewählt wor­
den bis jetzt und nicht geschloffen!") Die Leid­
tragenden einer solchen Politik der Unterord­
nung unter die ÖVP, die, wie Landtagsabgeord­
neter Brandl voriges Jahr gesagt hat, „überwie­
gend Unternehmerinteressen dient", sind die ar­
beitenden Menschen unseres Landes, deren Ar­
beitsplatz nicht gesichert, deren Anteil am 
Volkseinkommen niedrig gehalten wird, damit 
die Unternehmer Riesenprofite einheimsen kön­
nen und denen das Mitentscheidungsrecht auf 
die Wirtschaft, auf die Betriebe, vorenthalten 
wird. Diese Politik, die ich hier kritisiert habe, 
kommt auch in diesem Budget zum Ausdruck. 
In diesem Budget wird keine der von mir auf­
gezeigten Alternativen berücksichtigt. Daher 
kann ich dem vorgelegten Budget meine Zu­
stimmung nicht geben. (Zwischenruf: „Das ist 
aber schade!") 

Präsident: Weitere Wortmeldungen zur Ge­
neraldebatte liegen nicht vor. Ich frage daher 

den Herrn Hauptberichterstatter, ob er den An­
trag auf Eröffnung der Spezialdebatte stellt. 

Hauptberichterstatter Hofbauer: Herr Präsi­
dent, ich stelle den Antrag auf Eröffnung der 
Spezialdebatte. 

Präsident: Ich ersuche die Herren Abgeord­
neten und die Damen, die diesem Antrag zu­
stimmen, eine Hand zu erheben. (Geschieht.) Der 
Antrag ist angenommen. Ich schlage Ihnen vor, 
so, wie es bisher üblich war, die Gruppen des 
ordentlichen Landesvoranschlages einzeln zu be­
handeln, über jede Gruppe abzustimmen und 
sodann den außerordentlichen Landesvoran­
schlag, die vom Finanz-Ausschuß gestellten Be­
schlußanträge, den Dienstpostenplan und den 
Kraftfahrzeug-Systemisierungsplan zu behan­
deln. Dagegen erhebt sich kein Einwand. Wir 
können also in dieser Reihenfolge vorgehen. 
Wir kommen sohin zur Gruppe Null, „Landtag 
und Allgemeine Verwaltung". Berichterstatter 
ist Herr Abg. Anton Nigl. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Berichterstatter Abg. Nigl: Hoher Landtag, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
Gruppe Null des ordentlichen Landesvoran­
schlages für 1967 umfaßt 10 Unterabschnitte, und 
zwar Landtag, Landtagskanzlei, Landesregie­
rung, Amt der Landesregierung, Landesgesetz­
blatt und Grazer Zeitung, Bezirkshauptmann­
schaften, Agrarbezirksbehörden, Versorgungs­
genüsse, Förderung unterentwickelter Länder 
und verschiedene Aufwendungen. Die gesamte 
Gruppe sieht Ausgaben von 393,391.100 Schil­
ling vor, denen 47,112.200 Schilling an Einnah­
men gegenüberstehen. Im Vergleich zum Vor­
anschlag 1966 ergeben sich daher Mehrausgaben 
in der Höhe von 53,802.700 Schilling. Die größ­
ten Ausgabenerhöhungen gegenüber 1966 erge­
ben sich naturgemäß bei den Personalkosten, 
und zwar beim Aufwand für die Aktiven in der 
Höhe von 32,391.400 Schilling und dem Auf­
wand für Ruhe- und Versorgungsgenüsse in der 
Höhe von 10,260.200 Schilling. Der Finanz-Aus­
schuß hat in seiner Sitzung vom 9. Dezember 
1966 im Rahmen des Voranschlages die Gruppe 
Null eingehend beraten und beschlossen. Na­
mens des Finanz-Ausschusses stelle ich den An­
trag an den Hohen Landtag, dieser Gruppe die 
Zustimmung zu erteilen. 

2. Präsident Afritsch: Zum Worte gemeldet hat 
sich Herr Abg. Dr. Moser, ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Professor Dr. Moser: Hohes 
Haus! Sehr geehrte Damen und Herren! In der 
Gruppe O befindet sich eine Post zur Förderung 
der Arbeitsgemeinschaft für Verkehrssicherheit. 
Sie gemahnt uns an ein ernstes Problem, auf 
das hier im Hause immer wieder und auch heute 
schon mit Sorge hingewiesen wurde. Im ver­
gangenen Jahr sind bei Verkehrsunfällen auf 
österreichischen Straßen 61.720 Menschen ver­
unglückt. Für 1824 Menschen gab es keine Ret­
tung mehr. Die Steiermark meldet im gleichen 
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Zeitraum 15.430 Straßenverkehrsunfälle, bei de­
nen 10.329 Menschen verunglückten und 323 ge­
tötet wurden. Dieser hohe Blutzoll hat seine 
tiefere Ursache. Die Motorisierungswelle setzte 
in Österreich später ein, als in den anderen 
westeuropäischen Staaten, Sie nahm dafür aber' 
einen rasanteren Verlauf. Sie überraschte nicht 
nur die Verkehrsteilnehmer, sondern auch die 
öffentlichen Stellen, den Straßenbau, die Ver­
kehrsgesetzgebung, die Verkehrsüberwachung 
und die Folge war ein sprunghaftes Ansteigen 
der Verkehrsunfälle. Man hat nun längst er­
kannt, daß den steigenden Unfallziffern nicht 
durch Gesetze und Strafen allein Einhalt gebo­
ten werden kann, daß auch ein großzügiger 
Ausbau des Straßennetzes, so nötig er wäre, 
nicht allein das Heilmittel ist, sondern daß nur 
tiefgreifende Erziehungsmaßnahmen im ganzen 
Volk zu einem verkehrsgerechten Verhalten füh­
ren können. Im freien Teil Europas besteht die 
einheitliche Auffassung, daß der Staat für diese 
Aufgabe nicht besonders geeignet ist, sondern 
daß man das lieber freien großen Organisatio­
nen überlassen soll, die ohne bürokratische Hem­
mung freizügig ihre Initiative zur Bewältigung 
dieser Probleme entfalten können. Wie sieht es 
damit in Österreich aus? Im Jahre 1959, also 
reichlich spät, wurde nach Überwindung man­
cher Interessengegensätze vom Österreichischen 
Automobilklub in Zusammenarbeit mit den 
Kraftfahrversicherungsanstalten das Österrei­
chische Kuratorium für Verkehrssicherheit ge­
gründet. Dem Kuratorium fließen von beiden 
genannten Einrichtungen jährlich etwa 30 Mil­
lionen Schilling zu. Mit diesem beachtlichen Be­
trag entfaltet das Kuratorium eine umfangrei­
che Tätigkeit. Seine Bemühungen lassen sich, 
nach Unfallsursachen getrennt, in drei große 
Gruppen zusammenfassen und zwar der Mensch, 
die Straße und das Fahrzeug. Der Schwerpunkt 
liegt beim Menschen. Man hat bald erkannt, 
daß man möglichst früh mit einer Verkehrser­
ziehung beginnen muß. So erhalten heute be­
reits die kleinen Putzerin, wenn sie in den Kin­
dergarten kommen, eine in spielerischer, unauf­
fälliger Form gebrachte Verkehrserziehung. Der 
Kasperl begeistert die Kinder nicht nur als Be­
schützer der Prinzessin, sondern ist in sehr raf­
finierter Weise eingebaut in sogenannte Ver­
kehrspuppenspiele. Wenn die Kleinen dann in 
die Taferlklasse kommen, empfängt sie bereits 
der Verkehrsgarten. 24.000 Kinder haben im ver­
gangen Jahr den Grazer Verkehrsgarten besucht 
und sich dort mit großem Eifer bemüht, unter 
Anleitung der Polizei die Verkehrsregeln zu ler­
nen und sich richtig zu verhalten. Wenn unsere 
Kinder dann ins Alter des Fahrrades kommen, 
dann werden sie, vom Jugendrotkreuz unter­
stützt, auf die freiwillige Radfahrprüfung vor­
bereitet, die zu Tausenden bei der Polizei und 
bei den Bezirksverwaltungsbehörden abgelegt 
wird. Um aber, meine Damen und Herren, eine 
systematische Verkehrserziehung der Jugend in 
der Schule durchzuführen, war es vorerst not­
wendig, die Ausbildung der Lehrerschaft durch­
zuführen. Das Kuratorium hat dazu ein Leh­
rerseminar eingerichtet, das bis vor einigen 

Jahren in Mariazeil war und jetzt im Volks­
bildungsheim Rief bei Salzburg seine Tätig­
keit erfüllt. 8.000 Lehrer insgesamt sind in­
tensiv geschult worden und es gibt keine öster­
reichische Schule mehr, an der nicht ein Lehrer 
als Verkehrserziehungsreferent tätig wäre. Über 
1000 österreichische Schulen haben sich bereits 
einen eigenen Verkehrserziehungsraum einge­
richtet. Um die Verkehrserziehung auch in den 
Lehrplan einbauen zu können, hat sich ein pä­
dagogischer Beirat beim Kuratorium gebildet, 
der das Unterrichtsministerium bei dieser Auf­
gabe berät. In jüngster Zeit geschah dies bei der 
Lebenskunde im polytechnischen Lehrgang. 

Ein verkehrspsychologisches Institut liefert 
laufend wissenschaftliche Unterlagen für die 
Maßnahmen zur Verkehrssicherheit; in einer 
eigenen Fachbuchreihe sind wertvolle Arbeits­
behelfe erschienen, die vor allem in der Erwach­
senenbildung Verwertung finden. Das Kurato­
rium läßt sich immer wieder etwas Neues ein­
fallen. So ist derzeit ein Mal- und Zeichenwett­
bewerb der Jugend zum Thema „Straßenver­
kehr geht uns alle an" im Gange. Wenn man 
noch die publizistischen Aktivitäten einbezieht — 
so erscheint die Verkehrsrevue in einer Auflage 
von 400.000 Stück, ein pädagogisches Fachblatt 
für Schule und Verkehrserziehung für den 
Lehrer, die Wandzeitung Verkehrsbilderdienst 
kommt monatlich in den Schulen und Lehr­
werkstätten zum Aushang —, dann kann man 
nicht klagen, daß für die Verkehrserziehung in 
der Schule und bei der Jugend zu wenig ge­
schieht. Freilich, die Unterweisung der Erwach­
senen ist wesentlich schwieriger und hier könnte 
sich das Fernsehen aktiver einschalten, wie 
dies zum Beispiel vorbildlich in Holland ge­
schieht. 

In der Steiermark gibt es, das darf ich nicht 
verschweigen, eine Reihe besonderer Aktivitä­
ten, von denen ich vor allem die Bemühungen 
unseres Landesgendarmeriekommandos anfüh­
ren will. Ein eigener Verkehrserziehungsbus mit 
interessanten Verkehrserziehungsfilmen steht 
den Schulen und Jugendverbänden stets zur 
Verfügung und ist laufend im Einsatz. Wir 
haben in der Steiermark, auch das ist ein Son­
derfall, eine eigene Arbeitsgemeinschaft zur 
Förderung der Verkehrssicherheit, für die die 
Subvention im Voranschlag gedacht ist. Sie be­
müht sich seit zehn Jahren, in Verkehrserzie­
hungskursen, durch Vorträge >in Schülerhei­
men, Berufsschulen und Lehrwerkstätten auf­
klärend zu wirken. Eine gute Idee war zum 
Beispiel die Verkehrssünderschule beim Jugend­
gericht oder die Leuchtfolien, die man am 
Stock bei Menschen, die mit einem solchen ge­
hen müssen, anbringen kann. Auch die Bro­
schüre „Das muß der Rad- und Mopedfahrer 
wissen" hat eine große Verbreitung und einen 
Erfolg gebracht. Auch das Amt der Steiermär-
kischen Landesregierung hat sich als Verkehrs­
erzieher versucht. So fand im letzten Jahr eine 
steirische Verkehrswoche statt, mit einer gut be­
suchten Ausstellung im Grazer Redoutensaal, 
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und heuer bemühte sich das Amt um einen 
Werbefeldzug gegen den Verkehrstod. 

Man würde glauben, daß bei so vielen Be­
mühungen — noch gar nicht erwähnt wurden 
die Aktionen des Kuratoriums gegen die Un­
fallsursachen Straße und Fahrzeug — sich ein 
sichtbarer Erfolg einstellen müsse. Das ist auch 
der Fall, denn sonst müßten im Vergleich zum 
wachsenden Kraftfahrzeugbestand auch die Ver­
kehrsunfälle proportional ansteigen. Dies ge­
schieht aber nicht, obwohl sich der Kraftfahr­
zeugbestand in Österreich der Zwei-Millionen-
Grenze nähert. In Steiermark sind davon 38 
Prozent PKW, 30 Prozent Mopeds, 15 Prozent 
Krafträder. Schon in diesen Zahlen spiegelt sich 
das gewaltige Ausmaß des Verkehrsproblems. 
Der weiter steigende enorme Verkehr läßt sich 
natürlich ohne den Ausbau eines modernen 
Straßennetzes gar nicht meistern. Auch die ge­
setzliche Regelung für den Schwer- und Fern­
lastverkehr ist unerläßlich. Aber, meine Damen 
und Herren, wir können darauf nicht warten 
und wir müssen unter den gegebenen Voraus­
setzungen das Beste tun, um die Verkehrssi­
cherheit möglichst zu erhöhen. 

Und dazu möchte ich einiges Kritische sagen: 
Vor allem unsere Schulkinder sind gefährdet, 
vor allem durch das Fehlen von Gehsteigen 
bei Schulen. Nach einem Bericht der Grazer Po­
lizei haben sich schwere Unfälle bei der Volks­
schule in Mariatrost und in St. Peter und auf 
der Liebenauer Hauptstraße wegen des Fehlens 
solcher Fußsteige ereignet. Und wenn man schon 
aus räumlichen Gründen keine Fußwege anle­
gen kann, so könnte man wenigstens gut sicht­
bare Sperrlinien für den Schutz der Schüler 
anlegen. Eine häufige Unfallsursache ist auch 
die mangelnde Beleuchtung der Fußgeherschutz­
wege, besonders in der Nähe von Schulen. Für 
den Schutz der Schulkinder hat sich im Ausland 
der sogenannte Schüler-Lotsendienst bestens be­
währt. In der Bundesrepublik sind derzeit 54.000 
Schüler-Lotsen tätig. Warum man sich bei uns 
gegen diese Einführung noch sträubt und wehrt, 
verstehe ich eigentlich nicht. Ich würde es als 
schöne Aufgabe auch für das Jugendreferat be­
trachten, werin wir auch bei uns diesen 
Schüler-Lotsendienst in breiter Form einführen 
würden. Überall dort, wo er jetzt schon be­
steht, wie zum Beispiel in Graz bei der Elisa­
bethschule, bei der Mariatroster Schule, hat er 
sich bestens eingeführt. Es ist auch unverständ­
lich, warum man einer häufigen Unfallursache 
bei Dunkelheit nicht an den Leib rückt. Der 
nasse, schwarze Asphalt übt eine gefährliche 
Blendwirkung aus und man ist daher im Aus­
land schon lange zu helleren Straßenbelagen 
übergegangen. Es wäre ohne weiteres möglich, 
diese Materialien auch bei österreichischen Stra­
ßen zu verwenden. In 24 Staaten der USA sind 
verbindlich rückstrahlende Kraftfahrkennzeichen 
eingeführt und es ist statistisch erwiesen, daß 
dadurch die Anzahl der Nachtunfälle wesentlich 
herabgesetzt werden konnte. Es wäre erfreulich, 
wenn man auch in Österreich solche Versuche 

machen und wenn man solche Kennzeichen im 
Verkehr auch zulassen würde. 

Aus einem Bericht über eine Studienreise in 
die Vereinigten Staaten zur Straßenverkehrs­
sicherheit entnehme ich weiters, daß die Fahr­
disziplin in den Vereinigten Staaten, verglichen-
mit unseren Maßstäben, vorbildlich ist. Freilich 
sind dort auch die Strafen beachtlich. Ich habe 
in dem Bericht gelesen, daß in New York für 
erhebliche Geschwindigkeitsüberschreitung 30 
Tage Arrest und Führerscheinentzug verhängt 
werden. Ohne einer solchen Schärfe hier das 
Wort zu reden, weiß ich aber doch nicht, ob wir 
es uns weiter leisten können, die Verkehrssün­
der auf der „milden Welle" fahren zu lassen. 
Es gibt noch immer Kreise, die den Alkohol als 
Kavaliersdelikt auffassen und so mancher Auto­
diebstahl verwandelt sich nach einer Interven­
tion in eine harmlose unbefugte Inbetriebnahme 
eines Kraftfahrzeuges. Auch die Fahrschulen 
könnten zur Verkehrssicherheit wesentlich mehr 
beitragen. Die sehr teuren Fahrstunden sind 
kein Anreiz dazu, viele Fahrstunden zu nehmen 
und daher treten Prüflinge meist ohne beson­
dere Fahrpraxis zur Prüfung an. Für alle Pla­
nungen der Verkehrserziehung und Verkehrs­
sicherheit sollte man auch mehr als bisher die 
Erfahrungen des" Auslandes und die Ergebnisse 
der Statistik über die Verkehrsunfälle heranzie­
hen. Die Polizeidirektion Graz führt eine bis 
ins Detail gehende hochinteressante Übersicht 
mit zahlreichen Tabellen und Diagrammen. So 
kann man zum Beispiel daraus entnehmen, daß 
die häufigste Unfallursache bei PKW-Fahrern 
in Graz das Nichtbeachten des Vorranges ist, 
und zwar 25 Prozent der Fälle. Dann folgt 
übermäßige Geschwindigkeit und als drittes, 
ganz interessant, das Auffahren von hinten. 
7 Prozent der Grazer Bevölkerung waren im 
vergangenen Jahr in Verkehrsunfälle verwik-
kelt. Die Statistik zeigt auch deutlich, daß es 
am gefährlichsten in Graz am Freitag abends 
zwischen 17 und 19 Uhr ist. Da liegt eindeutig 
die Unfallspitze der Woche. 

Es erhebt sich nun die Frage, wie steht es 
denn mit der Verkehrsüberwachung? Man hört 
weithin die Meinung, daß hier zu wenig getan 
wird. Dazu muß man doch feststellen: Das Lan-
des-Gendarmeriekommando zum Beispiel ver­
fügt über ein Team ausgezeichnet geschulter 
Straßenaufsichtsorgane, die auch Spezialgeräte 
haben wie Radar, Foto, Lärmmeßgeräte. Diese 
sind nach einem monatlichen Einsatzplan im 
ganzen Lande tätig. Die Herren Bezirkshaupt­
männer erstellen zusätzlich für das Wochenende 
einen Überwachungsplan in ihrem Bereich. Und 
für je zwei Monate führt die Exekutive Sonder­
aktionen zur Überwachung durch. Im Septem­
ber/Oktober galten sie dem Kind als Verkehrs­
teilnehmer und derzeit ist die Bereifung der 
Kraftfahrzeuge dran. Freilich, der Masse des 
Verkehres gegenüber sind diese Maßnahmen 
eben nicht ausreichend. Aber das ist mit per­
sonellen und materiellen Problemen verbunden, 
auf die hier nicht eingegangen werden kann. 
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Meine Damen und Herren! Es wa r nicht 
meine Absicht, Ihnen hier e inen nur oberfläch­
lichen und recht lückenhaften Einblick in die 
Bemühungen um die Verkehrssicherheit zu ge­
ben. Ich wollte v ielmehr Ihre Aufmerksamkeit 
vor a l lem auf die vielen, vielen Idealisten len­
ken, die in ungezählten Aktionen selbstlos am 
Werke sind. Sie verdienen unsere Beachtung. 
Sie bemühen sich um die Sicherheit ihrer Mit­
bürger auf den S t raßen und damit auch um 
unsere eigene Sicherheit. I hnen gebühr t ein 
besonderer Dank des Landes. Den schönsten 
Lohn für ihre Arbeit würden sie allerdings 
dar in erblicken, wenn die Unfallziffern endlich 
rückläufig werden könnten, wie es im Vorjahr 
schon den Anschein hatte. Leider steigen die 
Ziffern heuer wieder an. Die Steiermärkische 
Landesregierung ha t daher in echter Sorge am 
3. September 1966 einen Aufruf in Rundfunk 
und Tageszeitungen an die steirische Bevölke­
rung erlassen und ich möchte mit der Er inne­
rung an diesen Appell schließen, in dem es zum 
Schluß heißt: „Alle mögen im S t raßenverkehr 
sich stets der Verantwor tung gegenüber den 
Mitmenschen bewußt sein, Disziplin und Rück­
sicht üben und durch ih r Beispiel mithelfen, die 
Zahl der Toten und Verletzten auf den Straßen 
zu verr ingern, um die unheilvollen Folgen von 
den Famil ien abzuwenden. (Allgemeiner Bei­
fall.) 

Präsident: Herr Abg. Scheer ha t das Wort. 

Abg. Scheer: Hohes Haus, meine Damen und 
Her ren! Ich könnte auch sagen „rundes Haus, 
meine Damen und Herren!" 

Ich habe mir heu te vorgenommen, einiges 
da rüber zu reden, was den Titel des ersten Ka­
pitels, nämlich Gruppe Null, unseres Budgets 
darstellt , also über „Landtag" und was diesen 
Landtag im besonderen angeht, und ich möchte 
beginnen mit unserer Landesverfassung, die im 
§ 15 aussagt, „der Landtag ist berufen, zu bera­
ten und zu beschließen über alle Einrichtungen, 
die d ie Bedürfnisse und die Wohlfahrt des Lan­
des erheischen, insbesondern — und als ersten 
Punk t oben — der Landesvoranschlag und der 
Landes-Rechnungsabschluß". Nun, wie schaut es 
aber aus mit unserem Hohen Landtag? Was 
macht er eigentlich beim Landesvoranschlag und 
wie arbei tet er daran? 

Meine Damen und Herren! Der Generalredner 
der Österreichischen Volkspartei, der Her r Ab­
geordnete Bürgermeis ter-Stel lver t re ter Stöffler 
ha t h eu t e damit begonnen, daß er derjenige sei, 
der seit 1949 schon im Hohen Haus ist und ich 
habe mi r gedacht, jetzt wi rd eigentlich das 
kommen, was er mir vorwegnehmen wird, näm­
lich zu besprechen, was zur Bewält igung dieses 
Landesvoranschlages, den ich ex t ra mitgebracht 
habe, vonnöten wäre und wie das ab 1949 ge­
tan worden ist von uns Abgeordneten, von den 
Damen und Her ren des Hohen Hauses. Damals 
nämlich, meine Damen und Herren, ha t allein 
der Finanz-Ausschuß sich mi t e iner Vorlage des 

Landesvoranschlages, der damals noch einen 
e twas geringeren Umfang gehabt ha t . als der 
heutige, 8 bis 10 Tage lang beschäftigt. Wie 
schaut das heu te bei uns aus? Am 3. Dezember 
ha t der Her r Landes-Finanzref e rent DDr. Schach­
ner uns diesen Landesvoranschlag vorgelegt. 
Aber wenn einer von uns ein cleverer Bursche 
war, h a t er schon am Tage vorher oder am 
Abend vorher die Zeitung gekauft und ha t all 
das in der Zeitung gelesen, was uns am näch­
sten Tag sehr geheimnisvoll der He r r Landes­
hauptmannste l lver t re ter DDr. Schachner h ier 
vorgetragen hat . Aber nicht nu r in seiner Zei­
tung ist das gestanden, sondern damit ja nichts 
ver loren geht, auch in der Tagespost sind fein 
säuberlich all diese Ziffern gestanden, und wir 
haben heute sogar das Vergnügen, über alle 
diese Ziffern genau und ins Detail gehend zu 
beschließen, was damals schon in den Zeitungen 
gestanden hat . 

Meine Damen und Herren, in dem klassischen 
Land England, in dem klassischen Land der 
Demokratie, geht der Finanzminister mi t einer 
verschlossenen Kiste ins Unterhaus urid dort 
hören die versammelten Abgeordneten e rs tma­
lig — und das ist doch auch unser geringstes 
Recht —, wie sich der Finanzminister dieser 
Demokrat ie den Jahresvoranschlag des nächsten 
J ahres vorstellt. Es wäre unser würdig, wenn 
unser F inanzreferent es ebenso machen würde . 
(Landesrat Sebastian: „Nur, eines, Her r Abge­
ordneter Scheer: ein Koffer und keine Kiste!") 
Bit te verzeihen Sie den Ausdruck Kiste. Es ist 
nämlich ein eisener Koffer, wenn Sie wollen. 
Daher habe ich von Kiste gesprochen. 

Ich stelle fest, meine Damen und Herren, 
Hoher Landtag, rundes Haus, w i r haben ein 
tatsächliches Interesse und müssen es haben, 
daß w i r mindestens so behandelt werden, wie 
ein englischer Abgeordneter, daß w i r als erste 
von diesem Voranschlag unterr ichtet werden 
und nicht, daß wir das in der Zei tung mitlesen 
können, was uns der Landeshauptmannstel lver­
t re te r Dr. Schachner h ier vorträgt . 

Nun zur zweiten Sache, die noch viel gravie­
render ist. Das mag noch angehen, was ich bis­
her gesagt habe. Aber, meine Damen und Her­
ren, am 3. Dezember haben wir diesen Voran­
schlag zum ersten Mal als Abgeordnete der frei­
heitlichen Opposition zu Gesicht bekommen. 
Wenn ich Ihnen das vorzeige, dann sehen Sie 
einen 13 Seiten umfassenden Systemisierungs-
plan der Kraftfahrzeuge, den Landesvoran­
schlag, die Einführung zum Landesvoranschlag 
und Übersichten mi t 230 Seiten, den Dienstpo­
stenplan mi t 189 Seiten, den Landesvoranschlag 
mi t Gesamtübersicht und ordentlichen Haushal t 
mit 191 Seiten und die Er läuterungen zum Lan­
desvoranschlag mit 310 Seiten — ergibt zusam­
men nicht weniger als 933 Seiten. (Landesrat 
Bammer: „Da heißt es flüssig lesen!") Dazu 
kommt noch mit IV2 Seiten das Gesetz selber, 
so daß wir auf 934V2 Seiten genau kommen 
und all das hä t ten wir bis zum 9. Dezember, 
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also in 5 Tagen, durchzuarbeiten gehabt, um 
wohl gerüstet in den Finanz-Ausschuß schreiten 
zu können. Wer von uns ist in 5 Tagen in der 
Lage, das durchzuarbeiten? Ich gebe es offen 
zu, ich bin es nicht. 

Meine Damen und Herren, was ist das Er­
gebnis dieser Angelegenheit? Wir haben 5 Tage 
später alle, sowohl die wir im Finanz-Ausschuß 
sitzen als auch viele andere, die sozusagen als 
Zaungäste des Hohen Hauses im Finanz-Aus­
schuß sitzen, vernommen, daß dort über diesen 
Landesvoranschlag angeblich beraten wurde. 
(Landeshauptmann Krainer: „Sie haben sich 
aber nicht stark beteiligt im Finanz-Ausschuß, 
Sie hätten die Möglichkeit gehabt!") Herr Lan­
deshauptmann, auf das komme ich auch noch. 
Es freut mich immer, wenn der Herr Landes­
hauptmann mir etwas sagt. Er gibt das Stich­
wort, damit ich nachher um so trefflicher auf 
das zurückkommen darf, was er mir sagt. Der 
Landesrat Bammer hat einmal zugehört, Herr 
Landeshauptmann, wie wir uns das abgespro­
chen haben. 

Jetzt möchte ich sagen, Spaß beiseite. Hinter 
dem Kapitel ist, wenn ich es auch in eine spaß­
hafte Form kleide, ein ernster Kern. 

Meine Damen und Herren, 8 Tage haben wir 
im Jahre 1949, 1950 usw. über das Budget be­
raten, haben auch die Ziffern geändert. Jeder 
Abgeordnete und jede Abgeordnete haben dazu 
die Meinung geäußert, haben gekämpft um das 
eine oder andere. Heute ist das alles weggefal­
len. Sie werden mir beipflichten, Herr Kollege 
Stöffler, daß das der Fall war. 

Auch noch etwas anderes. Damals haben die 
Regierungsmitglieder zum Unterschied von 
heute den Ehrgeiz gehabt, den Abgeordneten 
über ihr Ressort entsprechend im Ausschuß zu 
berichten; ihnen zum Beispiel zu sagen, was im 
Joanneum angekauft wurde, welche Straßen 
gebaut wurden — Straßen, Herr Landeshaupt­
mann! — usw. 

Wir haben den Finanz-Ausschuß verschoben, 
weil der Herr Landeshauptmann keine Zeit ge­
habt hat, da ein paar Kilometer Ortsumfahrung 
Mitterndorf inzwischen eröffnet worden sind 
und er das Bandl zu durchschneiden hatte. 
(Abg. Feldgrill: „Wir haben in der Zwischenzeit 
andere Kapitel erledigt!") Ich bin auch sehr 
genau! Inzwischen hat also der Herr Landes­
hauptmann beispielsweise die Umfahrung Mit­
terndorf eröffnet und wir haben andere Kapitel 
gemacht. Dann kam der Herr Landeshauptmann 
endlich, ein bißchen verspätet, und deshalb ha­
ben wir, meine Damen und Herren, ihn nicht 
zu sehr übermüden wollen mit Anfragen (Lan­
deshauptmann Krainer: „Aha!") und haben er­
wartet, daß er uns etwas über Straßen berich­
ten wird. Aber Herr Landeshauptmann, nicht 
einmal Sie haben uns einen Satz darüber ge­
sagt. (Landeshauptmann Krainer: „Sie haben 
auch gar nicht gefragt!") 

Ich möchte eben sagen, auch früher, 1949 und 
später, war es üblich, daß die Herren der Re­
gierung uns entsprechend berichtet haben über 
ihr Ressort. Auch das ist weggefallen. Ja selbst­
verständlich! Wie kämen wir sonst auf eine 
Zeit von einem einzigen Tag über so ein Bud­
get zu beraten und zu beschließen. Das wollte 
ich als besonders ernsten Faktor bringen. Ich 
glaube, meine Damen und Herreh, wir sollten 
etwas, was die Regierung uns vorlegt, nicht 
einfach hinnehmen und beschließen und prak­
tisch dazu keine Abänderungsvorschläge geben 
können. Sie werden sagen, Herr Landeshaupt­
mann, wir hätten Gelegenheit gehabt, im Fi­
nanz-Ausschuß Abänderungsanträge zu bringen. 
Leider nein, weil wir kein Antragsrecht mehr 
besitzen, sonst hätten wir das gemacht. 

Wie souverän wir der Regierung gegenüber 
sind, sagt auch der § 17 unserer Landesverfas­
sung, der lautet: „Der Landtag ist unbeschadet 
der Verantwortlichkeit des Landeshauptmannes 
gegenüber der Bundesregierung befugt, die Ge­
schäftsführung der Landesregierung zu überprü­
fen, deren Mitglieder über alle Gegenstände zu 
befragen und alle einschlägigen Auskünfte zu 
verlangen, sowie seinen Wünschen über die Aus­
übung der dem Land zukommenden Vollzie­
hung in Entschließungen Ausdruck zu geben." 
Also wir sind souverän über diese Regierung, 
ohne es natürlich bei dieser Aufmachung un­
bedingt glauben zu müssen. Es ist natürlich 
klar, daß wir uns endlich einmal dazu beken­
nen müssen, daß wir das Souveränitätsrecht und 
als erste das Recht und ich möchte auch sagen, 
die Pflicht haben, über diesen Landesvoran-
schlag entsprechend zu befinden. Ich möchte 
wünschen, daß das in Zukunft tatsächlich ge­
handhabt wird, daß wir echt zu diesen Fragen 
Stellung nehmen. 

Es wird der Kollege Stöffler mir sicherlich — 
und auch andere Herren, die seit 1949 dem Ho­
hen Hause angehören — beipflichten, daß wir 
in eine Form der Behandlung des Voranschla­
ges abschlittern, die eigentlich nicht der Würde 
und dem Recht des Hohen Hauses entsprechend 
ist. Das zu Punkt 1. meiner Ausführungen. 

Zum zweiten: Der Herr Präsident Dr. Kaan 
ist leider Gottes nicht da — das stört mich jetzt. 
(2. Präsident Afritsch: „Aber ich bin da!") Auf 
den Zwischenruf des amtierenden Präsidenten 
war ich natürlich nicht gefaßt und kann ihn 
auch gar nicht beantworten — und jetzt wieder 
zum Ernst der Sache —, denn ich möchte etwas 
zur Sprache bringen und das ist die Handha­
bung der Fragestunde durch den Präsidenten. 
Meine Damen und Herren! Der von uns ge­
wählte 1. Präsident Abg. Dr. Kaan ist von uns 
allen einstimmig zum Präsidenten dieses Hauses 
gewählt worden in der Meinung und in der 
Auffassung, daß er unbedingt unparteiisch die 
Handhabung des Präsidiums leiten wird. Ich 
bin der Auffassung, daß gerade in der in der 
Geschäftsordnung festgehaltenen Fragestunde 
der Präsident nicht dieser Forderung entspricht, 
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weil er diese Fragestunde und ihren Ablauf in 
e iner Weise hemmt und einengt, die, g laube 
ich, nicht dem Sinn des Gesetzes oder nicht dem 
Sinn der Geschäftsordnung des Hohen Hauses 
entspricht. Weil es auch im § 58 b steht, daß 
kurze Anfragen im Bereiche der Vollziehung 
des Landes zulässig sind. Und je tzt kommt ein 
gravierender Satz, Herr Präs ident : „Allfällige 
nähere Hinweise gelten nicht als Bestandteil 
der Anfrage", das ist klar, aber es sagt dieser 
Zusatz aus, daß allfällige nähere Hinweise 
selbst bei der Frage und natürl ich in Analogie 
auch bei der Zusatzfrage Geltung haben müs ­
sen. Und daher, meine Damen und Herren, 
sind, glaube ich, die Einschränkungen und Un­
terbrechungen, die der Herr P räs ident bei Zu­
satzfragen immer wieder macht, in einer Weise 
störend, daß ich glaube, daß w i r nicht, wie mi r 
im Ausschuß der Herr Präs ident auf diesen 
Hinweis geantworte t hat, die Geschäftsordnung 
ändern müssen, sondern nur, daß unser P räs i ­
dent seine Einstellung zu dieser Geschäftsord­
nung ändern muß, nicht mehr und nicht we­
niger. Und ich glaube, daß diese Forderung 
und dieses Anliegen best immt nicht zu hoch ge­
griffen sind und ich glaube, daß vielleicht der 
He r r P räs ident in Zukunft dieser Frage anders 
gegenüberstehen wi rd als bisher. Ich will es bei 
diesem Appell zu dieser Gruppe Null „Land­
tag" bewenden lassen und glaube, damit auch 
e inen Bei trag für eine ungehinder te Arbei t des 
Landtages in der Fragestunde getan zu haben. 
Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit . (Beifall 
bei FPÖ und SPÖ.) 

Präsident: Her r Landtagsabgeordneter Hegen­
ba r t h ha t das Wort. 

Abg. Hegenbarth: Hoher Landtag, meine Da­
men und Herren! Unter Post 60 des Teilab­
schnittes 021 finden wir sowohl auf der Ein­
nahmen- als auch auf der Ausgabenseite einen 
Bet rag von je S 900.000.— mi t der Klassifizie­
rung „Einnahmen bzw. Ausgaben der Grund­
verkehrskommissionen". Und nachdem nun in 
nächster Zeit mit einer Novellierungsvorlage 
zum Steirischen Grundverkehrsgesetz zu rech­
nen ist, dürfte es für das Hohe Haus, aber auch 
für die Tr ibüne interessant sein, einiges zu hö­
ren über die bisherige Wirksamkeit dieses Ge­
setzes. 

Bis zum J ah re 1953 gab es bundeseinheitliche 
Vorschriften über die Regelung des Verkehres 
mi t land- und forstwirtschaftlichen Grunds tük-
ken. Der Verfassungsgerichtshof ha t dann die­
ses Gesetz aufgehoben, weil e r zu Recht befun­
den hat, daß es nicht Aufgabe des Bundes, son­
dern eben Aufgabe der einzelnen Bundeslän­
der ist, gesetzliche Anordnungen zu erlassen, um 
Spekulat ionen mit land- und forstwirtschaftli­
chen Grundstücken entgegenzutreten. Und so 
wu rde im Jun i 1954 das steirische Grundver­
kehrsgesetz beschlossen. Ich hä t t e die Ehre, da­
mals als Berichterstat ter zu fungieren und eben­
so sechs J a h r e später bei der ersten Novellie­
rung dieses Gesetzes. Was ist der Zweck, was 

ist die Aufgabe dieses Gesetzes? Die Aufgabe 
dieses Gesetzes ist umrissen damit, den Grund­
verkehr in geregelte Bahnen zu lenken und vor 
allem spekulat ive Einflüsse zu unterbinden. Und 
ich g laube mi t Recht sagen zu können, daß es 
bisher dem Grundverkehrsgesetz bzw. seiner 
Handhabung in 42 Grundverkehrs-Bezirkskom-
missionen, die wir in S te iermark haben, plus 
Grundverkehrs-Landeskommission, möglich 
war, dieses Ziel im wesentlichen zu erreichen. 
Es wa r ursprünglich geplant, d ie Grundver -
kehrskommsissionen konform mi t den Grenzen 
der politischen Verwaltungsbezirke abzugren­
zen. Man ist davon abgegangen und ha t dann 
die einzelnen Gerichts-Sprengel als Arbei tsge­
biete dieser Bezirks-Grundverkehrskommissio-
nen eingeordnet. Und zwar aus dem einfachen 
Grund, weil man, um sich eine 3. Instanz zu er­
sparen und nicht unnötigen Zeitverlust zu verur ­
sachen, entschieden hat, wenn möglich einen 
Zwei-Instanzen-Zug durchzuziehen. Nun ha t der 
Bundesverfassungsdienst erklärt , daß e r nu r 
dann mi t e iner Ausschaltung des Verwal tungs­
gerichtshofes sich zufrieden geben könne, wenn 
in beiden Instanzen der jeweilige höchste Rich­
ter dieses Gebietes den Vorsitz führt. I n der 
Bezirksgrundverkehrskommission ist es der j e ­
weilige Gerichtvorsteher und in der Grundver ­
kehrs-Landeskommission als Berufungs-Instanz 
ist es der Landesgerichtspräsident. Damit wa r 
nach Auffassung des Verfassungsdienstes des 
Bundeskanzleramtes genügend Rechtssicherheit 
gegeben und w i r konnten uns den kostspieligen 
und zei t raubenden Weg zum Verwal tungsge­
richtshof ersparen. Wie sehen nun die praktischen 
Auswirkungen aus? Alljährlich werden von den 
42 Bezirks-Kommissionen 11.000 bis 12.000 Ver­
träge behandelt . Es sind dies Kaufverträge, 
Tauschverträge, Übergabsverträge, Nutznie­
ßungsverträge u. dgl. mehr. Dies sind rund 
1.000 Verträge pro Monat. Rund 97 % dieser 
Verträge werden in erster Instanz genehmigt. 
Nur 3 % der Verträge werden abgelehnt bzw. 
zurückgezogen. Ein oberflächlicher Betrachter 
könnte nun der Meinung sein, daß diese Be­
zirks-Kommissionen also sehr großzügig und 
generös seien, weil sie ja 97 % genehmigen. Und 
ich muß dazu aus meiner Erfahrung sagen, daß 
in den ersten J ah ren der Wirksamkeit dieses Ge­
setzes ganz andere Ablehnungszahlen bes tanden 
haben, aber allmählich ha t es sich auch im 
Kreise de r ehrbaren Notare und Rechtsanwälte 
herumgesprochen, daß man nicht mi t jedem Ver­
trag zur Grundverkehrskommission kommen 
kann und sie sind bemüht, ihre Kl ienten en t ­
sprechend zu bera ten und so kommen heu te n u r 
ganz wenige Ver t räge noch zur Grundverkehrs ­
kommission, die echten Anstoß erregen. 

Es wi rd manchmal krit isiert — darauf möchte 
ich auch eingehen —, daß der eine oder andere 
länger wa r t en muß auf die Er ledigung eines 
Kaufvertrages. Schauen Sie, wenn man die Zu­
sammensetzung einer Bezirks-Grundverkehrs-
kommission betrachtet, dann ergibt sich daraus 
von selbst die Antwort . Die Bezirkskommission 
besteht aus 1. dem Gerichts Vorsteher oder einem 
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von ihm delegierten Richter als Vorsitzenden, 
dazu kommen zwei Vertreter der zuständigen 
Bezirks-Landwirtschaftskammer, als vierter 
Mann im Bunde ein vom Bezirkshauptmann no­
minierter landwirtschaftlicher Sachverständiger 
und als fünfte Person in der Kommission ein 
Vertreter jener Gemeinde, in welcher das 
Grundstück oder der Hof liegt, über den eben 
in der Grundverkehrskommission entschieden 
wird. Das bedeutet also, daß die Kommission 
sich von Fall zu Fall ändert, daß in einer ein­
zigen Sitzung, in der vielleicht 15—20 Verträge 
im Durchschnitt behandelt werden, 4, 5 oder 
auch 6 Gemeindevertreter zu Worte kommen. 
Jeder von ihnen muß natürlich sein Sitzungs­
geld und seine Reisegebühren erhalten und aus 
Gründen der Kosteneinsparung ist man des­
halb dazu übergegangen, wenn möglich in je-" 
der Gemeinde einige Fälle zusammenkommen 
zu lassen, um dann gleich mit einer einmaligen 
Einladung des Gemeindevertreters 3, 4 oder 5 
Fälle aus der gleichen Gemeinde zu erledigen. 
Daß das natürlich manchmal auch zu Wartefri­
sten führt, ist wohl zu verstehen. Eine völlig 
ideale' Lösung wird es hier wohl kaum geben. 

Hohes Haus! Man hat in der Presse in den 
letzten Jahren vielfach die Besorgnis verneh­
men können, dem inländischen Grundbesitz 
drohe ein Ausverkauf durch ausländische Inter­
essenten. Ich kann mit bestem Gewissen erklä­
ren aus meiner langjährigen Tätigkeit auf die­
sem Gebiete, daß diese Gefahr zumindest bei 
uns in der Steiermark bisher nur eine eingebil­
dete Gefahr war und ist. Bei 11.561 Grundver­
kehrsverträgen im Jahre 1965 waren ganze 99 
Ausländer- an solchen Verträgen beteiligt. Das 
ist weit weniger als 1%. Und ich habe es mir 
auch angelegen sein lassen, mich zu interessieren, 
was diese Ausländer eigentlich gekauft haben. 
In 80 % der Fälle sind es meist nur Miniatur­
grundstücke in landschaftlich schöner Lage, vor 
allem im Ausseer Seengebiet, und ich muß sa­
gen, es ist dies eigentlich eine Förderung des 
Fremdenverkehrs, wenn so ein Studienrat aus 
Würzburg oder ein Oberregierungsrat aus 
.Braunschweig sich dort ein paar hundert Qua­
dratmeter Grund kauft, um ein Ferienhäusl 
aufzubauen oder um einen Platz zu finden, wo 
er nachher im Sommer seinen Wohnwagen de­
ponieren kann. Ich glaube, eine solche „Über­
fremdung" können wir uns ruhig gefallen las­
sen und eine solche Überfremdung halten wir 
noch sehr lange aus. 

Es ist im Jahre 1954 in diesem Hohen Haus 
sehr gerungen worden um eine gute Form die­
ses Gesetzes. Bei jedem Gesetz, das zum ersten 
Mal beschlossen wird, ist es natürlich so, daß 
jede Fraktion bemüht ist, ihre Gedankengänge 
in möglichst großem Ausmaß unterzubringen. 
Es war damals von sozialistischer Seite der da­
malige Abgeordnete, spätere Staatssekretär und 
heutige Landesrat von Niederösterreich, Otto 
Rösch, mit dem ich damals sehr ausgiebig de­
battieren konnte über das Gesetz. Es ist damals 
auch zu Ausnahmsbestimmungen gekommen für 

eine große Zahl von Industriegemeinden. Man 
hat damals von sozialistischer Seite die Befürch­
tung gehabt, wenn der ganze Grundverkehr mit 
bisher landwirtschaftlich genützten Grundstük-
ken einer Grundverkehrskommission zugeteilt 
wird, in der ja doch eine bäuerliche Mehrheit vor­
herrschend ist, dann könnte es zu Schwierigkei­
ten kommen, vor allem in den Fragen der Bau­
platzgewinnung für diese Industrieorte, die ja 
naturgemäß infolge der immer größer werden­
den Zusammenballung von Menschen das größte 
Bedürfnis nach Wohnraumbauten haben. Aber 
die Erfahrung der letzten 12 Jahre hat gezeigt, 
daß genau das Gegenteil eingetreten ist. In je­
nen Gemeinden, vor allem Industriegemeinden, 
auf welche die Grundverkehrskommission kei­
nen Einfluß mehr hat, nicht mehr regulierend 
eingreifen kann, gerade in diesen Gemeinden 
hat sich die größte Bodenspekulation überhaupt 
ergeben. 

Ich habe hier einen sehr guten Kronzeugen 
im Hause. Es ist der Herr Landesrat Sebastian, 
der ein gebürtiger Leobner ist. Er wird mir 
gerne bestätigen, daß die Stadtgemeinde Leo­
ben, obwohl sie sicherlich über reichliche Geld­
mittel verfügt und immer wieder von den ver­
schiedenen Fonds erhebliche Mittel erhalten hat, 
heute bis hinaus nach Prettach, fast bis St. Mi­
chael gehen muß, um überhaupt noch Bau­
gründe zu bekommen zu einem erträglichen 
Preis. 

Ich habe mit dem Leiter des Baüamtes von 
Leoben vor zwei oder drei Jahren gesprochen. 
Er hat gesagt: „Schauen Sie, Herr Abgeordneter, 
hier im eigentlichen Leobner Gebiet können wir 
nichts mehr kaufen. Es ist nichts mehr zu ha­
ben". Darauf habe ich gesagt: „Schauen Sie, 
Herr Oberbaurat, da drüben sind doch noch ganz 
schöne Grundstücke." Darauf hat er gesagt: „Die 
gehören schon längst nicht mehr den Bauern. 
Die Leute sind in Schwierigkeiten geraten. Das 
Grundstück dort drüben gehört einem Textil-
fabrikanten aus Wels und das einem Zahnarzt 
aus Linz und so geht das weiter. Die Leute ha­
ben ihr Geld angelegt. Es war keine Hemmung 
da, keine Grundverkehrskommission konnte es 
verhindern. Heute verlangen diese Leute 300 bis 
500 Schilling für einen m2 Grund. Das können 
wir einfach nicht bezahlen." Sehen Sie, da muß 
man sich fragen, ob es nicht doch besser gewe­
sen wäre, etwas weniger Ausnahmen zu ma­
chen. Ich kann aus meiner Praxis und es gibt 
einige Herren, die das bestätigen, immer wieder 
feststellen, daß der legale Bedarf der Wohn­
bau- und Siedlungsgenossenschaften und der In­
dustriegemeinden für Wohnbau auch immer be­
friedigt worden ist. 

Hohes Haus, wenn es nun darum geht, in der 
nächsten Zeit das Grundverkehrsgesetz zu no­
vellieren und es wird wahrscheinlich die hohe 
Landesregierung in den nächsten Wochen oder 
Monaten dem Landtag bereits eine Vorlage un­
terbreiten, so wird man dabei natürlich auch die 
Möglichkeit haben, vielleicht das eine oder an­
dere noch zu retten, was noch zu retten ist, 
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Bezüglich der Kosten habe ich schon gesagt, 
die Grundverkehrskommissionen sind bestrebt, 
die Kosten möglichst niedrig zu halten. Der 
Kostensatz beträgt im Durchschnitt etwa knapp 
ein Promille der Vertragssumme. In Wirklich­
keit ist er häufig wesentlich geringer, weil bei 
solchen Familienverträgen, wie es Übernahms­
verträge sind, ja oftmals nur ein symbolischer 
Preis genannt wird, um eben Grunderwerbs­
steuer, Übernahmskosten usw. wesentlich nied­
riger zu halten. 

Aber ich habe eine Bitte an den Regierungs­
referenten für Grundverkehrswesen, Herrn 
Landesrat Dr. Niederl. Hier geht es um folgen­
des. Auf Grund der derzeitigen Regelung muß 
der Vorsitzende der Grundverkehrskommission 
am Ende einer jeden Sitzung die erwachsenen 
Kosten auf die einzelnen Verträge, die verab­
schiedet wurden, aufteilen. Da ergeben sich 
manchmal soziale Härten. Wenn es nämlich in 
dieser Sitzung einen oder zwei fette Brocken 
gegeben hat, vielleicht Millionenprojekte, dann 
sind es nur Groschenbeträge pro 1000 Schilling 
Vertragssumme. Wenn es sich aber um mehrere 
kleine Fälle gehandelt hat, kleine Bauplatz­
sachen und dergleichen mehr, so daß insgesamt 
eine niedrige Gesamtvertragssumme heraus­
kommt, dann können die Kosten oftmals ein 
Vielfaches einer solchen zuerst erwähnten Sit­
zung betragen. Nachdem wir schon Erfahrungs­
ziffern und -zahlen gewonnen haben, glaube 
ich, wäre es vertretbar, wenn man in Hinkunft 
sagen würde, daß z. B. ein Promille der Ver­
tragssumme vom Land eingehoben wird als Ko­
stenbeitrag. Damit würde man vor allem so­
ziale Härten vermeiden, die dadurch entstehen, 
daß bei Verträgen mit vornehmlich kleinen Fäl­
len die Kosten pro 1000 Schilling Vertrags­
summe wesentlich höher sind. 

Hohes Haus, ich habe mich bemüht, Ihnen in 
gedrängter Form einiges zu sagen über die Tä­
tigkeit unserer Grund Verkehrskommissionen. 
Sie haben ihre Aufgabe in den letzten 12 Jah­
ren hervorragend erfüllt. Ich danke für Ihre 
Aufmerksamkeit. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Als nächster Redner spricht Abge­
ordneter Brandl. 

Abgeordneter Hans Brandl: Hoher Landtag! 
Sehr geehrte Damen und Herren! In den Fi­
nanz-Ausschuß-Beratungen zum Landesvoran­
schlag haben sozialistische Abgeordnete der 
Obersteiermark den Antrag gestellt, die Landes­
regierung aufzufordern, dafür Sorge zu tragen, 
daß für die Bezirkshauptmannschaft Brück a. d. 
Mur und Mürzzuschlag ehestens neue zweckent­
sprechende Amtsgebäude geschaffen werden. 
Dieses Problem ist im Hohen Landtag schon des 
öfteren behandelt worden. 

Es handelt sich hier um zwei Bezirkshaupt­
mannschaften, die in Industriezentren liegen, wo 
bekanntlich Ballungen voif Menschen entstehen 
und dadurch naturgemäß auch die Aufgaben 

der Verwaltung wesentlich größer und wesent­
lich komplizierter werden. Beide Bezirkshaupt­
mannschaften sind unzulänglich untergebracht. 

In Brück sind die Dienststellen in sechs ver­
schiedenen und auch teils unzulänglichen Ge­
bäuden versorgt. Die Grundbeschaffung in 
Brück würde eine absolut vordringliche Not­
wendigkeit sein. Leider ist im außerordentli-

. chen Haushalt keinerlei Bedeckung für die 
Grundbeschaffung vorgesehen. 

Die Bezirkshauptmannschaft Mürzzuschlag ist 
in Untermiete. Auch hier wäre die Baugrund-
beschaffuiig sehr vordringlich. Es bietet sich 
hier eine zentrale Lage an und zwar in der 
Form, daß der sogenannte Haselsteinerhof ange­
kauft werden könnte, der ohnehin abbruchreif 
ist und der es dann ermöglichen würde, an die­
ser Stelle ein neues und schönes Amtsgebäude zu 
errichten. Es wäre hier für Mürzzuschlag ein 
ernstes Kaufangebot der Landesregierung erfor­
derlich. 

Beide Bezirkshauptmannschaften Brück a. d. 
Mur genauso wie Mürzzuschlag müssen also in 
die nächste Planung und Gestaltung einbezogen 
werden. 

Mein Ersuchen, sehr geehrte Damen und Her­
ren, an die Landesregierung wäre daher, für 
nächstes Jahr entsprechende Ansätze im Budget 
einzubauen, daß. zumindest in absehbarer Zeit 
im Interesse der Bevölkerung und im Interesse 
der Beamten eine entsprechende Verbesserung 
zu erhoffen ist. (Beifall.) 

Präsident: Am Worte ist Abg. Groß. 

Abg. Groß: Hohes Haus, meine Damen und 
Herren! Der vorliegende Budget-Entwurf sieht 
eine Erhöhung des Personalaufwandes gegen­
über dem Vorjahr um rund 114 Millionen Schil­
ling auf insgesamt 824 Millionen Schilling vor. 
Das sind 31 % der Gesamtausgaben des Budgets. 

Dazu ist allerdings festzustellen, und das 
' wurde ja auch bereits in der Einleitungsrede des 
Herrn Landeshauptmannstellvertreters DDr. 
Schachner betont, daß zwei Drittel der Personal­
kosten auf die vom Land erhaltenen Anstalten 
entfallen, während für die Hoheitsverwaltung, 
und das ist eigentlich jener Teil, der von der 
Bevölkerung allgemein als Verwaltung gewertet 
wird, nur etwas mehr als 10 % der Budget-
Summe aufgewendet werden. Dieser Prozent­
satz ist teilweise niedriger als in anderen Bun­
desländern, was als Beweis einer sparsamen 
Verwaltung angesehen werden kann, wobei si­
cherlich die Bediensteten des Landes durch ihre 
unermüdliche Arbeit wesentlich dazu mitgehol­
fen haben, diesen Prozentsatz zu erreichen. Ich 
möchte daher von dieser Stelle aus allen Be­
diensteten des Landes, wo immer sie auch ste­
hen, für diese Tätigkeit, die manchesmal über 
den Rahmen des Zumutbaren hinausgeht, den 
herzlichsten Dank aussprechen. (Beifall.) 
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Wenn ich in diesem Zusammenhang — ohne 
die Leistung der anderen Bediensteten schmä­
lern zu wollen — eine Gruppe besonders er­
wähne, dann deshalb, weil vor allem dort in 
vielen Bereichen eine 45-Stunden-Woche noch 
ein Fremdwort ist und die Beschäftigten oft un­
ter sehr schwierigen Bedingungen ihren opfer­
vollen Dienst für die Gemeinschaft leisten, das 
sind die Ärzte, die Schwestern und das übrige 
Personal in unseren Landes-Kranken-, Heil- und 
Pflegeanstalten, deren oft sehr stilles Wirken 
für die Erhaltung der Volksgesundheit hier be­
sonders gewürdigt werden soll. Man möge das 
aber auch berücksichtigen, wenn man erfährt, 
daß an der für 1967 vorgesehenen Erhöhung der 
Dienstposten — es sind insgesamt 298 — 191 auf 
die Landeskranken-, Heil- und Pflegeanstalten 
entfallen. 

Lassen Sie mich nun einiges zu den Proble­
men unserer Landesbediensteten sagen: Ich 
möchte zuerst das erwähnen, was positiv ver­
merkt werden kann. Das sind z. B. die Wohn-
und Bezugsvorschüsse, die Landes-Krankenfür-
sorge sowie die einmaligen Beihilfen, welche das 
Land Steiermark seinen Bediensteten gewährt. 
Auch die Auszahlung einer Weihnachtszuwen­
dung gehört dazu. Hier zeigt sich eine echte so­
ziale Einstellung, was nicht besagen soll, daß 
man deshalb auf dem einen oder anderen Ge­
biet nicht Neuregelungen ins Auge fassen soll. 
Auch die Leistungen auf dem Gebiete der 
Wohnraumbeschaffung für Landesbedienstete — 
dafür werden wesentliche finanzielle Mittel be­
reitgestellt — müssen hier gewürdigt werden. 

Durch die in diesem Jahr beschlossene Dienst­
ordnung der Vertragsbediensteten der Landes­
kranken-, Heil- und Pflegeanstalten haben diese 
Anstaltbediensteten ein ordnungsmäßiges recht­
liches Dienstverhältnis bekommen. Leider fallen 
die Bediensteten der Fürsorge-Anstalten und 
der Schülerheime nicht unter die Bestimmungen 
dieser Dienstordnung. 

Erfreulich ist auch, daß ab 1. März 1966 für 
alle Landesbediensteten eine quantitative Mehr­
leistungszulage erreicht werden konnte. Diese 
Regelung bringt allerdings für jene Bedienste­
ten, die gezwungen sind, Überstunden zu leisten, 
den Nachteil mit sich, daß sie die Mehrlei­
stungszulage nur dann erhalten, wenn die Über­
stundenentlohnung unter der Höhe der Mehr­
leistungsentschädigung liegt. Bei Überschreiten 
der Überstundenentlohnung über das Ausmaß 
der Mehrleistungsentschädigung wird diese 
nämlich von der Überstundenentschädigung in 
Abzug gebracht. Ich könnte hier Beispiele er­
wähnen, wie sich dies oft in der Praxis aus­
wirkt, wobei die betroffenen Bediensteten •— 
und ich glaube, mit Recht — das Gefühl haben, 
ungerecht behandelt zu werden. Ich glaube da­
her, daß es notwendig wäre, die Leistungszulage 
abzuschaffen und in eine echte' Personalzulage, 
wie sie alle übrigen Bundesländer besitzen, um­
zuwandeln. Hier müssen besonders die Bundes­
länder Kärnten und Tirol erwähnt werden, die 

diese Personalzulage 14 mal jährlich zahlen und 
auch dafür gesorgt haben, daß sie in die Pen­
sion eingerechnet wird. In diesem Zusammen­
hang wäre auch zu wünschen, daß die Verhand­
lungen über die Einbeziehung der Nebengebüh­
ren — und das möchte ich hier besonders er­
wähnen — in die Pensionsberechnung, soweit 
sie nicht die Aufwandsentschädigungen betref­
fen, bald zu einem Abschluß kommen, damit 
hier endlich der Unterschied zwischen den Be­
amten und den Vertragsbediensteten, für die 
das ASVG gilt, wegfällt. 

Wie ich aus den Protokollen der letzten Jahre 
über die Budgetberatungen entnehmen konnte, 
hat der sozialistische Abgeordnete Sepp Schla­
ger, der jetzt den Wahlkreis Obersteiermark im 
Nationalrat vertritt, im Hohen Haus einige 
Male die Auflassung der Gehaltsgruppe „E" ver­
langt. Nunmehr, nachdem er diesem Hohen 
Haus nicht mehr angehört, scheint seine For­
derung einen positiven Widerhall gefunden zu 
haben. Mit Beschluß der Landesregierung vom 
6. Juli wurde nämlich verfügt, daß Amtsgehil­
fen, Amtswarte, Portiere, Telefonisten, Expedi-
tienten und Lichtpauser bei zehnjähriger ein­
schlägiger Dienstverwendung in die Verwen­
dungsgruppe „D" überstellt werden können. Für 
gewisse Gruppen wird sogar der Zeitraum der 
Anwartschaft um zwei Jahre verkürzt. Mir 
scheint, daß in der Schaffung der Gruppe des 
„mittleren Hilfsdienstes" echte Ansätze für eine 
früher oder später doch durchzuführende Auf­
lassung der Gehaltsgruppe „E" liegen. Inzwi­
schen wird man aber — so glaube ich — vor al­
lem für die älteren Bediensteten Lösungen fin­
den müssen, damit sich auch für diese eine Über­
stellung in die Gruppe „D", vor allem im Hin­
blick auf die Pension, günstig auswirkt. 

Leider sind die Auswirkungen der 14. Ge­
haltsgesetznovelle, die bereits am 30. Juni 1965 
beschlossen wurde, in der Steiermark erst jetzt, 
und jetzt erst für einen Teil der Bediensteten 
wirksam geworden. Vielleicht könnte man hier, 
nachdem es bisher schon fast IV2 Jahre gedauert 
hat, die Dinge im Interesse der Bediensteten 
etwas beschleunigen. In diesem Jahr hat die Ar­
beitsgemeinschaft des öffentlichen Dienstes wie­
derholt mit der Rechtsabteilung 1 über die No­
vellierung der Landesdienstzweigeverordnung 
1955 verhandelt. Als hier ein brauchbarer Ent­
wurf vorlag, wurde festgestellt, daß im Hin­
blick auf die zum Bund bestehende Automatik 
eine Abänderung wegen Verfassungswidrigkeit 
nicht möglich sei und ein eigenes Landes-Dienst-
zweige-Gesetz geschaffen werden müßte. Bis 
heute wurde allerdings mit den zuständigen 
Gewerkschafts-Organisationen in dieser Ange­
legenheit noch kein Kontakt aufgenommen, der 
es der Landesregierung ermöglicht hätte, einen 
diesbezüglichen Gesetzentwurf im Landtag ein­
zubringen. Ich würde ersuchen, dieser Frage 
«in besonderes Augenmerk zuzuwenden. 

Das gleiche gilt für die Bundes-Vordienstzei­
tenverordnung 1957, die vorsieht, daß allen Be­
diensteten des B-Schemas, das sind die Hand-
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werker und Arbeiter der Verwendungsgruppen 
E, D und C, bis zu 10 Dienst jähre im halben 
Ausmaß anzurechnen sind, auch wenn eine ein­
schlägige Verwendung in ihrer jetzigen Tätig­
keit nicht vorliegt. Es braucht nicht besonders 
erwähnt zu werden, daß damit seitens des Bun­
des vor allem den kleinen Verdienern geholfen 
werden sollte. 

Das Land Steiermark hat, soweit mir bekannt 
ist, als einziges Bundesland bisher diese soziale 
Regelung nicht übernommen, wobei eine aus­
nahmsweise Anrechnung immer erst nach lang­
wierigen Interventionen der Gewerkschaft bzw. 
der Personalvertretung erfolgt. Ich darf auch 
hier den Wunsch eines wesentlichen Teiles der 
Landesbediensteten nach Abänderung der 
Dienstzeit — es wird nach einem Rundschreiben 
der Personalvertretung eine durchlaufende 
Dienstzeit gewünscht — deponieren. Sicherlich, 
meine Damen und Herren, wird man in diesem 
Zusammenhang auch die berechtigten Interessen 
der Bevölkerung berücksichtigen müssen. Aber 
ich glaube, bei einigem guten Willen wird man 
auch hier eine befriedigende Lösung finden kön­
nen. 

Abschließend möchte ich der Hoffnung Aus­
druck verleihen und mich damit auf die Bun­
desebene begeben, daß es in absehbarer Zeit 
doch endlich einmal möglich sein sollte, ein Per­
sonalvertretungsgesetz zu verabschieden, damit 
auch die Bediensteten des Landes ihre Perso­
nalvertretung wählen können. (Landeshaupt­
mann K r a i n e r : „Das habt Ihr ja verhin­
dert!") 

Herr Landeshauptmann, wenn ich auf Ihren 
Zwischenruf eingehe, dann möchte ich feststel­
len, Sie können von uns als Sozialisten und so­
zialistische Gewerkschafter nicht erwarten, daß 
wir einer Regierungsvorlage, die am 13. Okto­
ber eingebracht worden ist, die Zustimmung ge­
ben, die wesentliche Verschlechterungen gegen­
über dem Betriebsrätegesetz vorsieht. Ich darf 
vielleicht hier den Absatz 4 des § 39 zitieren: 

„Die Bundesregierung ist zuständig, Organe 
der Personalvertretung zu entheben." Während 
im Betriebsrätegesetz die letzte Instanz das 
Obereinigungsamt, ein unabhängiges Gericht, 
ist, ist es in diesem vorliegenden Entwurf der 
Minister und die Bundesregierung. Ich glaube, 
dem können wir Sozialisten und Gewerkschafter 
wirklich nicht unsere Zustimmung geben. 

Ich hoffe auch, meine Damen und Herren, 
daß die Verhandlungen über ein neues Gehalts­
gesetz endlich doch zu einem Erfolg führen, 
weil wir sonst Gefahr laufen, nicht mehr jene 
Menschen für den Landesdienst zu bekommen, 
die wir ihrer Qualifikation nach dringend brau­
chen würden. Wir haben hier ja jetzt schon 
große Schwierigkeiten, vor allem wenn es darum 
geht, Fachkräfte zu bekommen. Es liegt, glaube 
ich, im Interesse aller, daß durch ein verbesser­
tes Gehaltsgesetz wieder ein echter Anreiz, vor 

allem für junge Menschen geschaffen wird, in 
den Landesdienst einzutreten. Ich danke Ihnen. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet ist Abgeordneter 
Aichholzer. Ich erteile es ihm. 

Abg. Aichholzer: Hohes Haus! Sehr gegehrte 
Damen und Herren! Kollege Vinzenz Lackner 
zeigte im Vorjahr mit eindringlichen Worten 
auf, wie sehr es notwendig ist, sich mit den 
Fragen des gesamten Verkehrskomplexes zu be­
fassen und daß es sehr wohl vom Gesetzgeber 
aus möglich ist, in der Frage des Verkehrswe­
sens lenkend und ordnend einzugreifen. 

Meine Damen und Herren, da ein Großteil 
der Bevölkerung der gesamten zivilisierten und 
technisierten Welt unserer Zeit als Verkehrs­
teilnehmer, in welcher Form immer, betrachtet 
werden muß, ergeben sich Probleme, die weit 
über den Rahmen Österreichs hinaus ernste Be­
sorgnis erregen und zu Forschungen und Dis­
kussionen veranlassen. Wenn es dabei vielleicht 
auch in einigen Dingen zur Wiederholung von 
bereits Gesagtem oder für zutreffend und rich­
tig Erkanntem kommt, so nicht deswegen, weil 
das Thema bereits erschöpft ist und es nichts 
Neues mehr zu sagen gäbe, sondern liegt die 
Ursache einer eventuellen Wiederholung aus­
schließlich darin, daß eben die Gedanken und 
Ausführungen im Vorjahr und vielleicht auch 
noch von früher her sowie die Ausführungen 
des Abgeordneten Professor Moser heute 
noch ihre Gültigkeit, ja vielleicht in einigen 
Punkten sogar eine besondere Dringlichkeit 
haben. Es ist leider heute schon zur trauri­
gen Selbstverständlichkeit geworden, von schwe­
ren und schwersten Verkehrsunfällen, die auf 
der Straße passieren, zu lesen und zu hören. 
Ein Erschrecken und ein Aufhorchen über die 
Begleitumstände, die zu dem einen oder ande­
ren Unfall geführt haben, geht in vielen Fällen 
nur dann durch unsere Reihen, wenn davon 
Bekannte oder Angehörige betroffen sind. 

Technik, Forschung, Wissenschaft und schließ­
lich manuelle Arbeitsleistung haben uns seit 
der Jahrhundertwende durch die Motorisierung 
einen Gegenstand zur Verfügung gestellt, den 
es gilt zu beherrschen und für die Menschen 
nützlich zu verwenden. Es ist heute wohl un­
bestritten, daß die Motorisierung uns neben der 
weitestgehenden Möglichkeit der Verwendung 
im Arbeitsprozeß auch persönlich viele Vorteile 
und auch große Freude bringt. Man könnte es 
sich heute gar nicht mehr vorstellen, ohne mo­
torisierte Verkehrsmittel auszukommen. Daraus 
ergibt sich meiner Meinung nach die folgerich­
tige Notwendigkeit, diese Motorisierung in un­
sere Umwelt planvoll einzugliedern. Des weite­
ren ergibt sich aber das Erfordernis der Schaf­
fung entsprechender Verkehrsflächen und des 
weiteren Ausbaues verschiedenster Schutzmaß­
nahmen zur Verkehrssicherheit im allgemeinen. 

Wenn ich eingangs zu diesen Gedanken zuerst 
erwähnt habe, daß es leider täglich zu Verkehrs-
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Unfällen kommt, so deshalb, weil uns die Stati­
stik in erschreckender Weise zeigt, daß die Ver­
kehrsunfälle nicht zum Stillstand gekommen 
sind oder etwa zurückgehen, sondern bedauer­
licherweise ständig ansteigen. Die steirische Sta­
tistik weist für das zweite Vierteljahr 1966 aus, 
daß sich in der Steiermark 2229 Unfälle mit Per­
sonenschaden ereignet haben. Dabei wurden 2976 
Personen verletzt und 95 getötet. Wobei gegen­
über dem ersten Vierteljahr sich die Unfälle mit 
Personenschaden um 895 Fälle erhöhten und die 
Zahl der Verletzten stieg von einem Vierteljahr 
zum anderen um 1195 oder 67,1 Prozent und 
die der Toten um 34 oder um 55,7 Prozent. 

Meine Damen und Herren, das sind alarmie­
rende Zahlen, die jedem zu denken gegen müs­
sen. Ich glaube, daß hier tiefgreifende Unter­
suchungen notwendig sind, um festzustellen, aus 
welchen Ursachen heraus diese Unfälle gesche­
hen konnten. Menschliches Versagen wird hiebei 
nicht ganz auszuschließen sein, aber es ist auch 
sehr wohl bekannt, daß hier auch andere Fak­
toren mitwirken, wo eine Abhilfe möglich sein 
müßte. Ich möchte hiezu anregen, diese Unter­
suchungen der Öffentlichkeit bekanntzugeben 
und gleichzeitig mitzuteilen, inwieweit es mög­
lich war, Ursachen, die in der Umwelt liegen 
und zu den Unfällen führten, abzustellen oder 
zumindest zu entschärfen. 

Zu' der Frage der Verkehrsmittel selbst sei 
aber auch noch darauf hingewiesen, das ist 
ebenfalls aus der steirischen Statistik zu entneh­
men, daß im ersten Viertel des Jahres 1966 
3598 Personenkraftwagen und im zweiten Vier­
tel 5041 Personenkraftwagen neu für den Ver­
kehr zugelassen wurden. Das bedeutet, daß in 
der Steiermark allein im ersten Halbjahr 8639 
fabriksneue Kraftwagen den Straßenverkehr 
beeinflußten. Dies ohne Berücksichtigung des 
Durchzugsverkehrs. Dazu kommt noch, daß si­
cher auch aus dem Gebrauchtwagenmarkt 2000 
bis 3000 Fahrzeuge mehr im Straßenverkehr 
vorhanden sind. 

Interessant in diesem Zusammenhang ist die 
Feststellung, daß allein im' Jahr 1965 in der 
Steiermark 20.036 Führerscheine ausgegeben 
und seit dem Jahre 1945 370.119 Führerscheine 
in der Steiermark ausgestellt wurden. Für die 
Zukunft gesehen ergibt sich daher die Notwen­
digkeit, nicht nur sichere Fahrzeuge und Stra­
ßenverhältnisse zu schaffen, sondern vor allem 
der Beschaffung von größeren Verkehrs- und 
Parkflächen besonderes Augenmerk zu schenken, • 
zumal anzunehmen ist, daß diese Entwicklung 
noch ansteigen wird. 

Diese Situation, meine Damen und Herren,-
muß hier im Landtag ernster Anlaß sein, um 
von unserer Seite aus nach Möglichkeiten zu 
suchen, einigermaßen der jetzigen, aber vor al­
lem der kommenden Situation im gesamten 
Verkehrswesen standzuhalten und gerecht zu 
werden. Hier im Landtag und in der Landesre­
gierung, meine Damen und Herren, liegt ein Kno­

tenpunkt, von dem strahlenförmig ausgehend 
verschiedene Maßnahmen getroffen werden 
könnten und getroffen werden müssen; wozu 
ich kurz einige Anregungen bringen möchte. 

Fest steht, daß die Frage des Straßenausbaues 
in einer entsprechenden Breite mit drei oder 
vier Fahrbahnen, mit einem eigenen Radfahr­
weg und sicheren Fußgängerstreifen, in erster 
Linie maßgebend für die Verkehrssicherheit und 
für die Bewältigung des gesamten Straßenver­
kehrs ist. Man darf dabei nicht verschweigen, 
daß dies der teuerste Beitrag ist, der hiefür von 
der öffentlichen Hand geleistet werden muß. 
Allein in diesem Budget für 1967 finden wir für 
den Straßenbau eine Summe von rund 151 Mil­
lionen Schilling, wobei noch viele Wünsche und 
Vorhaben, die genau so dringend wären, offen 
bleiben und diesmal nicht berücksichtigt werden 
konnten. Wenn auch dem Lande vom Bund für 
diese Zwecke aus der erhöhten Mineralölsteuer, 
die letztlich wieder von jedem Verkehrsteilneh­
mer zuerst aufgebracht werden muß, Mittel zu­
fließen, so sei doch dringendst darauf aufmerk­
sam gemacht, daß diese Mittel nur dazu rei­
chen, um längst notwendige Vorhaben auch ein­
mal in Angriff nehmen zu können. 

Es gibt darüber hinaus auch noch verschie­
dene andere Möglichkeiten, die den öffentlichen 
Haushalt nicht so sehr belasten und die in ihrer 
Gesamtheit dazu beitragen würden, die Sicher­
heit im Straßenverkehr zu heben und das Le­
ben unserer Mitmenschen zu schützen. 

Meine Damen und Herren, ich darf hier zu­
nächst einmal kurz auf einen von mir und mei­
nen Fraktionskollegen eingebrachten Antrag zu­
rückkommen, der besagt, daß die Möglichkeit 
überprüft werden möge, inwieweit und in wel­
chem Ausmaß es möglich sein könnte, den 
Schwerlastverkehr und den Tankwagenverkehr, 
zumindest im Fern- und Transitverkehr von der 
Straße auf die Schiene zu verlegen. In der Be­
gründung zu diesem Antrag werden auch die 
Vorteile angeführt, die sich bei einer Verlage­
rung auf die Schiene für den Straßenverkehr 
ergeben. Ergänzend darf ich vielleicht noch an­
führen, daß sich dadurch auch manche Kolon­
nenbildung, die bekanntlich besonders unfallför­
dernd wirkt, vermeiden ließe. Außerdem er­
schiene es mir auch unbedingt notwendig, daß 
Lastwagen, welcher Kategorie immer einschließ­
lich der Anhänger, mit Kotschützern und 
Schutzparten versehen werden müssen, um zu 
vermeiden, daß aufgewirbelter Staub, Streu­
sand und Steine die Windschutzscheiben hin­
tanfahrender Fahrzeuge verschmutzen oder 
beschädigen, was ebenfalls schon öfters 
Ursache eines Unfalles war. Hier würden für 
den Einzelnen nur geringe Kosten erwach­
sen, während durch diese Vorsichtsmaßnahme 
aber Sachwerte geschützt und vor allem Perso­
nenschäden vermieden würden. Wenn auch von 
den Erzeugerfirmen bereits Forschungen für die 
Herstellung sicherer Autos durchgeführt wer­
den und diese bereits zu Test-Zwecken gebaut 
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werden konnten, so ist die Situation heute doch 
so, daß diese Verbesserungseinrichtungen mit 
derart hohen Kosten verbunden sind, die eine 
serienmäßige Herstellung — vom Standpunkt 
der Erzeuger aus gesehen — derzeit nicht mög­
lich machen. Lobend kann an dieser Stelle aber 
erwähnt werden, daß manche Anregungen auf 
diesem Gebiete heute bereits auch bei den Se­
rienproduktionen Berücksichtigung gefunden ha­
ben. 

Da hier noch ein weites Gebiet der Entwick­
lung vorliegt, ist es meiner Überzeugung nach 
auch Aufgabe der öffentlichen Stellen, bei der 
Auto-Industrie darauf entsprechenden Einfluß 
zu nehmen und mit dem Verlangen nach mehr 
Sicherheit bei der Fahrzeugherstellung nicht 
stille zu werden. 

Ein weiterer Angelpunkt zur Hebung der Ver­
kehrssicherheit liegt in einem zeitgemäßen Stra­
ßenbau-Programm und auch darin, überschau­
bare und räumlich große Straßenkreuzungen zu 
schaffen, um Verkehrs-Stauungen und Kolon­
nenbildungen weitestgehend vermeiden zu kön­
nen. Ebenso würde eine Überprüfung der Halte­
stellen für Omnibusse und Milchtankwagen hin­
sichtlich des richtigen Standortes und einer 
eventuell damit verbundenen Verkehrsgefähr­
dung mithelfen, mehr Sicherheit zu schaffen. 

Schließlich gibt es zu diesem Kapitel noch ein 
weitumspannendes Netz der Fragen der Ver­
kehrserziehung und der Verkehrsüberwachung. 
Ich glaube, meine Damen und Herren, gerade 
hier liegt noch ein reiches Betätigungsfeld und 
noch nicht ausgenutzte Möglichkeiten. Hinsicht­
lich der Verkehrserziehung wurde schon des öf­
teren betont, daß diese bereits in der Schule 
beginnen müßte. Es wird auf die Dauer nicht 
zu umgehen sein, daß in allen Schulen dem 
Fach der Verkehrserziehung mehr Raum gege­
ben werden muß. Ich glaube, es wäre wert, das 
Experiment zu machen, im polytechnischen 
Lehrgang den Unterricht einer Fahrschule ein­
zubauen. Wenn auch die gesetzlichen Bestim­
mungen derzeit besagen, daß das Lenken eines 
Kraftfahrzeuges erst ab dem 18. Lebensjahr 
gestattet ist, so hat doch dieser Fachunterricht 
einer Fahrschule dennoch seine praktische Wir­
kung darin, als der Jugendliche gerade wäh­
rend der Absolvierung des polytechnischen 
Lehrganges mehr Zeit hat, sich mit diesen Fra­
gen zu beschäftigen, mehr Zeit hat, hiefür zu 
lernen als später dann im weiteren Berufsleben. 
Außerdem ist dazu noch zu bemerken, daß viele 
Jugendliche Mopedfahrer und somit motorisierte 
Verkehrsteilnehmer sind, ohne hiefür eine Ver­
kehrsprüfung ablegen zu müssen. Da aber ge­
rade durch das Fehlen einer notwendigen Ver­
kehrsprüfung in manchen Fällen Jugendliche 
und damit auch andere Verkehrsteilnehmer ge­
fährdet sind, sollte man sich zuständigerseits 
wirklich einmal ernstlich die Frage stellen, ob 
es nicht doch zweckmäßig wäre, auch von den 
Mopedfahrern, ob dies nun Jugendliche sind 
oder nicht, zumindest im beschränkten Umfange 

für die Zukunft eine Verkehrsprüfung einzu­
planen. 

Eine sehr begrüßenswerte Hilfsmaßnahme für 
Verkehrsregelung und Verkehrssicherheit, be­
sonders für Schulkinder, ist auch der bei vielen 
Schulen bereits eingerichtete Schüler-Lotsen­
dienst. Die hiefür eingesetzten Schüler nehmen 
es in beispielhafter Weise sehr ernst, der Auf­
gabe, ihre Mitschüler zu schützen, gerecht zu 
werden. Auch darin liegt noch manche Möglich­
keit ungenützt und wird es Aufgabe der Schul­
leitungen im Einvernehmen mit den Beamten 
der Verkehrspolizei sein, nach Möglichkeit die­
sen Schüler-Lotsendienst weiter auszubauen. 

Ich weiß nicht, ob vorgesehen ist, meine Da­
men und Herren, den Schülern, die sich für diese 
Zwecke zur Verfügung stellen, am Schulschluß 
eine kleine Anerkennung zukommen zu las­
sen. Sie würden es jedenfalls verdienen und 
freuen würden sie sich darüber ganz bestimmt. 

Zum Schluß noch, meine Damen und Herren, 
einige Worte zur Verkehrsüberwachung durch 
unsere Verkehrspolizei. Ich bin an und für sich 
der Ansicht, daß eine öffentliche Verwaltung 
hinsichtlich ihres Sach- und Personalaufwandes 
so sparsam als möglich sein soll. Das würde aber 
heißen, am falschen Platz zu sparen, würde man 
nicht einsehen, daß -durch den ständig zuneh­
menden Verkehr unsere Verkehrspolizei sich 
einer kaum zu bewältigenden Aufgabe gegen­
übersieht. Hier mehr Beamte einzustellen, dafür 
zu schulen und schließlich vor allem mit den 
entsprechenden Ausrüstungen und Verkehrsmit­
teln auszustatten, wäre eine Aufgabe, die sich 
letztlich durch einen verstärkten Schutz für 
alle Verkehrsteilnehmer zum Vorteil auswirken 
würde. Auch hier wäre es meiner Meinung nach 
Aufgabe der Landesregierung, mit entsprechen­
dem Nachdruck den Bund für eine verstärkte 
Verkehrsüberwachung — nicht nur für die Stei­
ermark, sondern für das ganze Bundesgebiet — 
zu gewinnen. 

Schließlich sei in diesem Zusammenhang noch 
auf die vom früheren Bundesminister Czettel 
ins Leben gerufene und am 17. Dezember 1965 
durch den Herrn Bundespräsidenten eröffnete 
Aktion „Leben hat Vorrang" hingewiesen. Diese 
Aktion dient ebenfalls einer verstärkten Ver­
kehrs-Sicherung im gemeinsamen Zusammen­
wirken von Polizei, Gendarmerie, Behörden und 
verschiedenen Organisationen. Nur leider ist es 
jetzt allzu still um diese Aktion geworden. 

Darüber hinaus bieten der Auto- und Rad­
fahrerbund Österreichs und auch der Österrei­
chische Automobil- und Touring-Club ihren Mit­
gliedern ständig im Rahmen eines Schwer­
punkte-Programms die kostenlose Überprüfung 
der Fahrzeuge hinsichtlich ihrer Verkehrs- und 
Betriebs-Sicherheit durch den Einsatz von mo­
bilen und standortgebundenen Prüfstationen. 
Hier wird es Aufgabe dieser Vereine sein, ihre 
Mitglieder in verstärktem Ausmaße auf die Be-
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deutung und Notwendigkeit dieser Überprüfun­
gen im Interesse einer gehobenen Verkehrs­
sicherheit im allgemeinen und für jeden ein­
zelnen Kraftfahrzeugbesitzer selbst, aufmerk­
sam zu machen. 

Meine Damen und Herren! Die Vielfalt der 
Problematik, die sich aus dem Thema Verkehr 
und Verkehrs-Sicherheit in seiner Gesamtheit 
ergibt, könnte einen abendfüllenden Vortrag er­
geben, ohne das Thema zu erschöpfen. Ich habe 
mich hier bemüht, in gedrängter und kurzer 
Form auf dieses Thema einzugehen, um grund­
legend aufzuzeigen, daß die Frage der Verkehrs-
Sicherheit, die Frage des Schutzes am Menschen­
leben und schließlich die Bewahrung vor Sach­
schäden nicht immer und nicht allein nur eine 
Seite, nämlich die finanzielle Seite hat, sondern 
daß es auch Mittel und Wege gibt, die von 
der finanziellen Seite nicht oder nur kaum be­
rührt werden, damit Nutzen, Fortschritt und 
Freude für den Einzelnen und für die Gesamt­
heit auf dem Sektor des modernen Verkehrs­
wesens Oberhand behalten. (Beifall.) 

Präsident Dr. Kaan: Zu Wort gemeldet ist 
Herr Abgeordneter Dr. Heidinger. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Abg. Dr. Heidinger: Hohes Haus! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Der Herr Abgeordnete Groß 
hat in sehr märkanten Worten die Leistungen 
der Landesbediensteten gewürdigt; er hat aber 
auch, so will mir scheinen, zumindest im ersten 
Teil seiner Rede, die Leistungen des Landesper-
sonalreferenten anerkannt, der sich, so glaube 
ich, bemüht, im Rahmen des Möglichen Wün­
schen des Personals entgegenzukommen. (Bei­
fall bei der ÖVP.) Es ist aber nicht so, daß alle 
Wünsche, die sicherlich individuell berechtigt 
sein mögen, so ohne weiteres erfüllbar sind. 
Ich glaube, der Herr Landesfinanzreferent ist 
sicherlich auch einer derjenigen in der Regie­
rung, der mit Recht hier gewisse Sorgen hat. 
Er hat das in seiner Budgeteinbegleitungsrede 
gesagt. Es ist so, daß der Personalaufwand vor 
allem bei den Landeskrankenanstalten, wie wie­
derholt hier schon gesagt wurde, sehr gestiegen 
ist. Zu diesem Punkt wird bei der Gruppe 5 
sicher noch einiges zu sagen sein. Ich glaube, 
daß es uns doch bedenklich stimmen muß, daß 
der Personalaufwand im gleichen Prozentsatz 
wie im Vorjahr 31 Prozent des Gesamtbudgets 
ausmacht, weil ja, wie ebenfalls aus der Einbe-
gleitungsrede des Herrn Landesfinanzreferenten 
zu ersehen war und aus den Zahlen, die wir 
haben, nachrechenbar ist, dieses um fast 20 Pro­
zent gestiegen ist. Also ist auch der Personal­
aufwand um 20 Prozent gestiegen. 

Ich möchte von den großen Dingen zu einer 
sehr kleinen Position in unserem Landesvor­
anschlag kommen, weil ich persönlich glaube, 
daß das der Ansatz ist, der den Wünschen der 
Beamten und den Notwendigkeiten des Landes 
gerecht werden kann; allerdings in einer sehr 
längen Entwicklung. Es sind das die Posten 

021,51 Automatisierung von Dienststellen der 
Landesverwaltung und die gleiche Post im glei­
chen Kapitel 94 nochmals Automatisierung. Es 
sind zwar nur 3,115.000.— Schilling, aber im­
merhin um fast 50 Prozent mehr als im Vor­
jahr, nämlich 2,150.000.— Schilling oder ein gu­
tes Promille des Landesbudgets. Zu diesem. Pro­
blem der Automatisierung darf ich vielleicht 
einiges sagen: 

Was verstehen wir unter Automatisierung? 
Ich würde sagen, die Ablösung von technischen 
oder Denkvorgängen von menschlichem Mittun. 
Die Hauptmaschinen, die dieser Automatisierung 
heute dienen, sind die sogenannten Computer. 
Diese sind Maschinen, die identifizierbare Daten 
in praktisch unbeschränkter Menge mit höchster 
Geschwindigkeit und Genauigkeit nach einem 
vorgegebenen Plan, landläufig Programm ge­
nannt, verarbeiten und in unmittelbar verwend­
barer Form ausgeben. 

Sicherlich sind die Probleme der Automation 
gewaltige und mit Recht hat der Deutsche Ge­
werkschaftsbund einen großen Kongreß über 
die Probleme und Chancen der Automation ver­
anstaltet. Die Automation geht praktisch alle an: 
Techniker, Wirtschafter, Verwaltungsbeamte, 
Unternehmer, Betriebsführer, Gewerkschafter, 
Politiker und Philosophen. Ich darf vielleicht 
einen, Max Pense, zitieren, der folgendes sagt: 
„Nicht die Erfindung der Atombombe ist das 
entscheidende technische Ereignis unserer Epo­
che, sondern die Konstruktion der großen ma­
thematischen Maschinen, die man vielleicht mit 
einiger Übertreibung gelegentlich auch Denk­
maschinen genannt hat. Tiefer als bisher ist 
damit die Technik in unser soziales und geisti­
ges Leben eingebrochen. Wir können durchaus 
von einer neuen Stufe der technischen Welt 
oder der technischen Zivilisation sprechen." 

Wo stehen wir heute mit der Automation 
praktisch? 

Der Haupteinsatz ist in Betrieben mit eintöni­
gen Massenbuchungsarbeiten bereits erfolgt. 
Kreditinstitute, Versicherungen, Großkaufhäu­
ser, Großbetriebe der Industrie haben mannig­
fache Arbeiten bereits diesen Computern über­
tragen. In Graz haben wir einen neuen Weg 
beschritten und zwar mit dem Rechenzentrum, 
das einerseits der Forschung zur Verfügung 
steht, ebenso aber auch der Verwaltung. Hier 
interessiert uns nur, was für die Verwaltung 
bereits erreicht werden konnte, wobei ich sagen 
möchte, daß die bisherigen Leistungen, auch 
wenn man sie vom Rationalisierungseffekt her 
betrachtet, mehr als Testversuche, denn als kon­
krete große Umstellungen zu werten sind. 

Für 14.500 Bundes- und Landesbedienstete 
wurde die Bezugsliquidierung auf das elektro­
nische Programm umgestellt und dieses so an­
gelegt, daß es die diversen Änderungen, Zulagen 
und ähnliches ohne Schwierigkeiten mitverar­
beitet und, was besonders bemerkenswert ist, 
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auch in der Lage ist, diese Dinge rückwirkend 
auf ein J a h r wieder aufzurollen. Es wi rd dafür 
ein Rationalisierungseffekt von folgenden Zah­
len genannt . Sie sind auf der einen Seite nicht 
sehr eindrucksvoll, auf der anderen Seite doch 
sehr beachtlich. 

Die Einstellung von etwa 20 Beamten für die 
Bezugsliquidierung konnte e rspar t werden, 4 
Beamte der Bezugsliquidierung wurden nicht 
mehr ersetzt, 1 Mitarbeiter wurde in das Auto­
matis ierungsteam überstell t und 5 Beamte zur 
Bezugsliquidierung für Vertragsbedienstete ab ­
gestellt. Aber nicht nu r diese Bezugsliquidie­
rung wird vom Rechenzentrum durchgeführt, 
sondern es werden Berechnungen für das Lan-
desbauamt gemacht. Das Deckenbuch für die 
Autobahn Gleisdorf—Mooskirchen wurde eben­
falls im Rechenzentrum errechnet. 

Ich möchte fast sagen, man kann dabei e in 
beklemmendes Gefühl bekommen, auch die Un­
tersuchungsergebnisse der 1. Medizinischen Kl i ­
nik mit radioaktiven Isotopen wurden im Re­
chenzentrum dargestellt . 

Welche Möglichkeiten könnten wir in der Ver­
wal tung noch sehen? Der He r r Landesrat Se­
bast ian h a t u n s im Finanz-Ausschuß bereits an­
gekündigt, daß Versuche laufen, die Kranken­
hausverwal tung wenigstens teilweise zu au to­
matisieren. I n den Er läuterungen zum Budget­
entwurf konnten wir lesen, daß die Absicht b e ­
steht, den Dienstpostenplan zu speichern, fort­
zuschreiben. Ich könnte mir vorstellen, daß s ta­
tistische Arbeiten ebenfalls dem Rechenzentrum 
über t ragen werden könnten. 

Schließlich wä re auch die Ausarbei tung ein­
facher Bescheide übe r das Rechenzentrum keine 
Utopie. Die Gemeinde Graz ha t beispielsweise 
ihre Grundsteuervorschreibungen, die ja Be­
scheide sind, bereits über das Rechenzentrum 
hinausgegeben. 

Das Ziel der Automation in der Verwal tung 
muß unserer Meinung nach folgendes sein: 

Es ist keineswegs die Gefahr, daß e twa Ar ­
beitsplätze nicht besetzt werden. Aber Sie hö­
ren ja, immer wieder erschallt der Ruf: mehr 
Dienstposten, höhere Entlohnung. Diese Mög­
lichkeiten könnten über den fortschreitenden 
Einsatz der Automation erreicht werden. 

Ich darf Ihnen dazu einige Zahlen aus Deutsch­
land nennen; aus Österreich s tehen keine zur 
Verfügung. 1963 gab es 690 Computer, 1966 wa ­
ren es bereits 2291 und 2179 waren bestellt. 
Wenn man nun fragt, welche Wirkungen die 
Automation e twa auf die Wirtschaft hat, so kön­
nen w i r sagen, b isher d i rekt keine negativen, 
auch keine positiven, indirekt aber sind positive 
Wirkungen bereits deutlich zu spüren. Die Be­
schleunigung des technischen Fortschritts ist 
unbestre i tbar und durch amerikanische Zahlen 
bewiesen. Die Einsparung menschlicher Arbeit, 

vornehmlich Routinearbeit , führt dazu, daß hö­
her qualifizierte Arbei t gesucht und angeboten 
werden kann. Sicherlich ergeben sich dadurch 
auch Veränderungen in der wirtschaftlichen und 
sozialen S t ruktur . Hier schließt sich der Kreis. 
Die Automation und die Beherrschung der Com­
puter erfordert besondere Eigenschaften. Es ist 
daher wirklich eine b rennende Forderung . .und 
ich darf der nächsten Budgetgruppe bzw. der 
Gruppe 2 vorgreifen, daß unsere Schulen und 
Erziehungsstät ten eben die Menschen hervor­
bringen bzw. ausbilden, die ihren Aufgaben 
auch gerecht werden. Ich möchte daher sagen, 
ein Computer kann nie einen Menschen beherr­
schen und kann damit auch nie zu einer Gefahr 
für den Menschen werden; er kann aber nu r 
denjenigen dienen, die sich mit ihm in seiner 
Sprache über die P rogramme unterhal ten kön­
nen. Es ist besonders erfreulich, daß das Land 
S te iermark auch auf diesem Gebiet, und wie ich 
glaube, hier durchaus fortschrittlich gegenüber 
anderen Landesverwältungen, mit der Zeit geht. 
Der Dank gebührt vor a l lem den Männern, die 
sich um die Einführung der Automation beson­
ders verdient machten, dem Herrn Landesamts­
präsidenten, dem Her rn Landes-Rechnungs-
Direktor und den Beamten der Automationsab­
teilung. Sicherlich ist das Erreichte erst ein An­
fang. Möge es Ansporn sein für eine wei tere 
moderne Entwicklung unserer Landesverwal­
tung. (Beifall.) 

Präsident: Zu Worte gemeldet ist Herr Landes­
ra t Wegart . Ich erteile ihm das Wort. 

Landesrat Wegart: Hohes Haus, meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Ich darf zuerst 
einige Fragen beantworten, die der Her r Kollege 
Groß hier zur Sprache gebracht hat . 

Ich darf zuerst e inmal meiner Genugtuung 
darüber Ausdruck verleihen, daß er die Arbeit 
des Personalreferates, vor allem die Arbei t der 
Personalabtei lung durchaus positiv beurteil t hat . 
Ich möchte vielleicht e inmal einiges dazu sagen. 
Es wi rd sehr oft der Vergleich gezogen und ge­
sagt, daß in anderen Bundesländern Verschiede­
nes besser sei oder anders gewähr t werde. Das 
ist auch durchaus der Fal l und nicht zu be­
streiten. Aber ich möchte auch sagen, daß eben­
so in anderen Bundesländern sehr oft auf das 
steirische Beispiel verwiesen wird. Auch wir 
können auf soziale Leistungen verweisen, die 
die anderen nicht zur Verfügung stellen kön­
nen. Ich möchte sie gar nicht im einzelnen auf­
zählen. Aber unter anderem haben wir die 
soziale Leistung, daß jeder Beamte die zweite 
Verpflegsklasse im Krankenhaus für sich be ­
anspruchen kann und ich möchte n u r erwähnen, 
daß da eine soziale Leistung durch das Land er­
bracht wird, die, in e iner Summe ausgedrückt, 
sicher sehr ansehnlich wäre . 

Was den Wunsch anbelangt, die Vertragsbe­
diensteten mit den Beamten gleichzustellen, so 
muß ich sagen, wir haben es heu te mi t e iner 
völlig anderen Situation zu tun. Vor 10 und 15 
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Jahren und auch vorher war dieser Wunsch 
außerordentlich stark. Aber dieser Wunsch geht 
heute bedeutend zurück. Warum? Dem Ver­
tragsbediensteten werden zum Beispiel seine 
Nebengebühren und Zulagen bei der Pensio­
nierung in den Ruhegenuß mit eingerechnet und 
außerdem erhält er, wenn er in Pension geht, 
eine Abfertigung. Das fällt beim Beamten alles 
weg. 

Was die Vordienstzeitenverordnung anlangt, 
so wurde etwa vor einem Jahr eine Novelle 
fertiggestellt. Mittlerweile sind wir zu der Er­
kenntnis gelangt, daß wir diese erst nach Erle­
digung der Bundes-Vordienstzeiten-Verordnung 
herausbringen wollen. Es wurde darüber auch 
das Einvernehmen mit der Gewerkschaft her­
gestellt. Es ist diese Angelegenheit also nicht 
auf die lange Bank geschoben worden und wir 
werden auch dafür sorgen, daß den Landesbe­
diensteten daraus kein Nachteil erwächst. 

Was das Personalvertretungsgesetz anlangt, 
so möchte ich sagen, daß der Leidensweg dieses 
Gesetzes uns beiden hinlänglich bekannt ist. 
Es liegt mir fern, hier polemisch zu werden. Es 
gibt gegensätzliche Auffassungen, das ist ja 
selbstverständlich, es gibt auch Dinge, bei denen 
sich das Personalvertretungsgesetz vom Be­
triebsrätegesetz zu unterscheiden hat, weil Fra­
gen, die durch den Betriebsrat zu regeln sind, 
sich auch wesentlich unterscheiden von Fragen, 
die die Personalvertretung zu regeln hat. 

Was die 14. Gehaltsgesetznovelle anlangt, so 
darf ich Ihnen zur Kenntnis bringen, daß es 
etwa 500 Landesbedienstete sind, die in den Ge­
nuß dieser Novelle gelangen. Warum diese Sache 
etwas schleppend vor sich gegangen ist, hat 
einen Grund: nämlich, daß uns der Mann, der 
das bearbeitet hat, gefehlt hat. Wir haben ihn 
ja mittlerweile zusätzlich in der Abteilung ein­
gestellt und wir werden mit Ende des Jahres 
die gesamten Anrechnungen — es handelt sich 
um Vordienstzeitenanrechnungen im Ausmaß 
eines Bienniums — vorgenommen haben. Damit 
ist also auch diese Frage erledigt. 

Aber erlauben Sie mir, darüber hinaus zu 
allgemeinen Personalfragen des Landes Stellung 
zu nehmen. Die Arbeitsmarktlage zeichnet sich 
bei uns gegenwärtig wie folgt ab: Wir haben 
drei Sparten, in denen es gegenwärtig und ich 
vermute auch in Zukunft am schwierigsten sein 
wird, den Personalbedarf zu decken. 1. Fachli­
ches Sanitätspersonal für die Krankenanstalten 
des Landes; 2. Hoch- und Mittelschul-Techniker 
für den Baudienst und 3. Fürsorgerinnen für die 
Jugendwohlfahrtspflege und Gesundheitsfür­
sorge der Bezirkshauptmannschaften. Der Per­
sonalbedarf beim fachlichen Sanitätspersonal 
und bei den Technikern ist insoferne ein zwei­
facher, einerseits der natürliche Abgang, der zu 
ersetzen ist und andererseits der Mehrbedarf 
infolge der Aufgaben-Ausweitung. Beim fach­
lichen Sanitätspersonal bestehen die größten 
Schwierigkeiten bei der Beschaffung diplomier­

ter Krankenschwestern. Der Dienstpostenplan 
1967 enthält 1650 systemisierte Dienstposten für 
Diplomkrankenschwestern und Pfleger in den 
Landes-Sanitäts- und -Fürsorgeanstalten. Der 
Bedarf an Diplom-Krankenschwestern kann 
aber durch die landeseigenen Schulen nicht ge­
deckt werden. Und so haben wir zum ersten­
mal im heurigen Jahr mit der Anwerbung aus­
ländischer Krankenschwestern begonnen. Es ist 
uns nach langwierigen Verhandlungen gelungen, 
bisher 30 jugoslawische Diplom-Krankenschwe­
stern für die landeseigenen Sanitätsanstalten zu 
gewinnen. 

Wir dürfen dabei nicht übersehen, daß es Ver­
ständigungsschwierigkeiten sind, die mit der Be­
treuung des Patienten zusammenhängen und 
daß auch die Zusammenarbeit mit den einhei­
mischen Ärzten und Schwestern dadurch nicht 
unwesentlich erschwert wird. Ich möchte aber 
gerne feststellen, daß das, was wir bisher an­
werben konnten, funktioniert und sich redlich 
bemüht, mit der neuen Lage vertraut zu wer­
den. Die Beschaffung einer ausreichenden An­
zahl von Technikern wird nicht nur durch die 
zu geringe Quote der einheimischen Hoch- und 
Fachschulen, sondern auch durch die starke 
Konkurrenzierung seitens der Industrie und der 
Bauwirtschaft erschwert. Insbesondere der Auto­
bahnbau und überhaupt der weitere Ausbau 
des Straßennetzes macht eine vermehrte An­
zahl von Technikern erforderlich. Auch hier ha­
ben wir zum erstenmal den Versuch unternom­
men, ausländische Kräfte anzuwerben. Ich darf 
dem Hohen Hause mitteilen, daß wir zur Zeit 
elf jugoslawische Techniker für die Bauverwal­
tung des Landes zu gewinnen vermochten. 

Für die Jugendwohlfahrtspflege und die Ge­
sundheitsfürsorge der Bezirkshauptmannschaf -
ten haben wir im Dienstpostenplan 120 Dienst­
posten zur Verfügung. 12 Prozent sind mit 
Stichtag November 1966 unbesetzt. In der lan­
deseigenen Fürsorgerinnenschule befinden sich 
zur Zeit 40 Fürsorgeschülerinnen in Ausbildung, 
davon 11 im Abschlußlehrgang. Das bedeutet 
also, daß die Anzahl der nach Abschluß der 
Ausbildung abgehenden Fürsorgerinnen nicht 
einmal ausreicht, die freien Dienstposten zu be­
setzen. Dabei ist gleich wie bei den Diplom-
Krankenschwestern zu bedenken, daß es sich 
beim Beruf der Fürsorgerinnen um einen zur 
Zeit ausschließlich von Frauen ausgeübten Be­
ruf handelt. Es ist daher nicht nur der natür­
liche Abgang durch Eheschließungen und durch 
Karenzurlaube bei Schwangerschaft zu ersetzen. 
Selbst wenn ein Teil der Diplom-Krankenschwe­
stern und Fürsorgerinnen nach einem Schwan­
gerschafts- oder Karenzurlaub den Dienst wie­
der aufnimmt, so wären sie doch für die Dauer 
ihrer Urlaube zu ersetzen. Ein derartiges Er­
setzen einer Fachkraft durch eine andere Fach­
kraft ist aber bei der augenblicklichen Perso­
nallage fast nicht möglich. 

Nun lassen Sie mich einige Ziffern sagen, die 
in diesem Zusammenhang auch einmal festge-
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stellt werden sollen. Vom Gesamt-Personalauf-
wand des Landes entfallen auf: 
die Landesbehörden 

rund 231 Millonen Schilling 28 % 
die Landes-Sanitätsanstalten 

rund 349 Millionen Schilling 43 % 
die sonstigen Einrichtungen 

rund 114 Millionen Schilling 14 % 
die sozialen Aufwendungen 

rund 11 Millionen Schilling 1 % 
daher Gesamt-Aktivitätsaufwand 

rund 705 Millionen Schilling 86 % 
Gesamt-Pensionsaufwand 
(einschl. der Sozialaufwendungen) 

118 Millionen Schilling 14 % 

Bezogen auf den Gesamt-Aktivitätsaufwand 
beträgt der Personalaufwand für die Landes-
Sanitätsanstalten etwa 49 Prozent. Es zeigt sich 
daher auch hier wie beim Dienstpostenaufwand, 
daß nahezu 50 Prozent des Personalaufwandes 
auf die Landes-Sanitätsanstalten entfallen. 

Meine Damen und Herren! Ich habe diese 
Ziffern deshalb genannt, nicht um etwa Klage 
zu führen, sondern aus einer Überlegung, die uns 
in diesem Zusammenhang etwas mehr sagen 
sollte, als es bisher geschehen ist. Das Land ist 
sich seiner sozialen Verpflichtung gegenüber 
kranken und alten Menschen in jeder Hinsicht 
bewußt. Die Opfer, die der steirische Steuer­
zahler hier bringt, sind mit Ausnahme der Bun­
deshauptstadt Wien in keinem anderen Bundes­
land anzutreffen. Wobei ich einzuräumen habe, 
daß nach dem Finanz-Ausgleich die Bundes­
hauptstadt als Land und als Gemeinde aus zwei 
Quellen Zuweisungen bezieht, während das 
Land Steiermark nach dem Finanz-Ausgleich 
nur aus einer Quelle gespeist wird. Wir sollten 
uns das öfter vor Augen halten, weil ich auch 
betonen möchte, daß diese soziale Verpflichtung 
zweifelsohne eine ist, die jedem Vergleich mit 
jedem anderen Bundesland standhält und die 
uns gleichzeitig veranlassen wird — ich muß 
das betonen als der derzeitige Personalreferent 
—, Überlegungen anzustellen, wie wir der wei­
teren Ausdehung auf diesem Sektor begegnen 
können. Wir müssen zur Kenntnis nehmen, daß 
jede weitere Ausdehnung automatisch auf Ko­
sten der freien Ermessenskredite des Landes 
geht. Das bringt Schwierigkeiten mit sich, die 
das Hohe Haus noch ganz sicher auch näher zu 
erörtern haben wird. 

Ich möchte aber auch noch über das hinaus 
von einigen sozialen Maßnahmen berichten, die 
im abgelaufenen Jahr die dienst- und besol­
dungsrechtliche Stellung der Landesbediensteten 
verbessert haben: 

1. Mit Beschluß der Steiermärkischen Landes­
regierung wurde für den überwiegenden Teil 
der Landesbediensteten mit Wirksamkeit vom 
1. März 1966 ihrer Einstufung entsprechend 
eine monatliche Mehrleistungsvergütung in der 
Höhe von 6 bis 8 Prozent des jeweiligen Mo­
natsbezuges eingeführt. Dieser Vorteil liegt 
außerhalb unserer Automatik mit dem Bund. 

2. Die Steiermärkische Landesregierung hat 
mit Beschluß vom 27. Juni 1966 die Möglichkeit 
geschaffen, bestimmte Bedienstete des Hilfs­
dienstes nach einer länger währenden Landes­
dienstzeit in die Entlohnungsgruppe D zu über­
stellen. Mit 1. Jänner 1967 werden 55 Bedien­
stete der Verwendungsgruppe E in die Verwen­
dungsgruppe D überstellt. Das bedeutet eine 
wesentliche Verbesserung für die Kolleginnen 
und Kollegen, die diesen Vorteil in Anspruch 
nehmen können. Ich darf auch weiters sagen, 
daß wir diese Vorteile ebenfalls auf einen grö­
ßeren Kreis von Landesbediensteten ausdehnen 
werden. 

3. Es wurde Vorsorge getroffen, daß Fürsor­
gerinnen mit Vollmatura bei Übertragung eines 
besonderen Aufgabengebietes in die Verwen­
dungsgruppe B überstellt werden können. So 
werden bereits mit 1. Jänner 1967 10 Fürsor­
gerinnen mit Vollmatura in die Verwendungs­
gruppe B überstellt. Eine Überstellung der an­
deren Fürsorgerinnen ist nicht möglich, weil sie 
das in der Dienstzweigeverordnung vorgesehene 
Anstellungserfordernis der Matura nicht erfül­
len. 

4. Schließlich wurde das Gesetz über die Ge­
währung von Überbrückungshilfen an ehemalige 
Bedienstete des Landes und der steirischen Ge­
meinden dem Steiermärkischen Landtag zur 
Beschlußfassung vorgelegt. 

5. Auf dem Bausektor wurde zur Eindäm­
mung der Abwanderung von Technikern in die 
Privatwirtschaft von der Steiermärkischen Lan­
desregierung für den Höheren und für den Ge­
hobenen Baudienst die Bauzulage und eine Auf­
wandsentschädigung beschlossen. 

6. Auf dem Krankenhaussektor hat die Steier­
märkische Landesregierung mit Wirkung vom 
1. Juni 1966 die Einführung einer Bücherzulage 
für die Spitalsärzte analog der Regelung bei den 
klinischen Ärzten sowie die Zuerkennung von 
ein bzw. zwei Biennalvorrückungen bei den 
Fachärzten beschlossen. 

Außerdem wurde jenen Ärzten im Landes­
krankenhaus Graz, die keine Vergütung für die 
Zwischendienstzeiten erhalten, für den Sonn-
und Feiertagsdienst eine Ausgleichszulage von 
110.— Schilling zuerkannt. 

7. Die Steiermärkische Landesregierung hat 
außerdem eine Dienstordnung für die Bedien­
steten der Landes-Krankenanstalten des Landes 
Steiermark beschlossen. 

Durch diese Dienstordnung konnten die bisher 
der Dienst- und Lohnvorschrift unterstellten 
Anstaltsbediensteten nach dem VBG. 1948 über­
führt werden. 

Weiters beinhaltet diese Dienstordnung Re­
gelungen für Überstundenentlohnungen, eine 
generelle Feiertagsabgeltung für das im Tur-
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nusdienst stehende Krankenhaüspersonal sowie 
eine Regelung des Nacht- und Bereitschafts­
dienstes. x 

Durch die Übernahme des Warte- und Wirt­
schaf tspersonäls aus einem eigenen Lohnschema 
in das Entlohnungsschema I oder II des Ver­
tragsbedienstetengesetzes wurde für rund 1200 
Bedienstete eine Verbesserung des Reallohnes 
erreicht. 

Den im Sanitäts-Hilfsdienst tätigen Bedien­
steten wurde eine monatliche Zulage von 100.— 
bzw. 130.— Schilling zuerkannt. 

8. Durch den Neubau des Lohnschemas für 
Arbeiter wird ab dem kommenden Jahr inso­
fern eine finanzielle Besserstellung erreicht, als 
nunmehr im neuen Lohnschema die bisherigen 
Entlohnungsgruppen 7 und 8 wegfallen. 

Dadurch ergibt sich eine Aufwertung der 
Löhne für die am niedrigsten eingestuften Ar­
beitskräfte um 2 Entlohnungsgruppen. 

Unmittelbar betroffen werden hiedurch rund 
200 Bedienstete, durch die notwendig werden­
den Höherreihungen anderer Gruppen weitere 
100 Bedienstete. 

9. Bei Landesbediensteten mit einer vorge­
schriebenen Vorbildung wurde eine Anhebung 
der Bezüge durch eine volle Anrechnung der 
facheinschlägigen Privatvordienstzeiten erreicht. 

Davon sind ungefähr 350 Bedienstete betrof­
fen und zwar vornehmlich das diplomierte Pfle­
gepersonal, technische Dienstzweige, der Forst­
aufsichtsdienst, der Fürsorgedienst, der Erzie-
hüngsdienst und noch einige andere Fachdienste. 

10. Bei den Bediensteten der Verwendungs­
gruppe B wurde durch die 10. Vertragsbedien­
stetengesetz-Novelle bzw. durch die 14. Gehalts­
gesetz-Novelle eine Verbesserung durch Herab­
setzung des Überstellungsverlustes von 6 auf 4 
Jahre sowie durch die Anrechenbarkeit des fünf­
ten Schuljahres einer selbständigen Mittelschul­
oberstufe erreicht. 

Auch können Fachpraxiszeiten, die nach der 
Reifeprüfung geleistet wurden, als Vordienst­
zeit angerechnet werden. Davon sind bisher rund 
120 Bedienstete betroffen. 

.11. Schließlich wurden den Akademikern im 
Landesdienst durch die 10. Vertragsbediensteten­
gesetz-Novelle bzw. 14. Gehaltsgesetz-Novelle die 
verlängerten Studienzeiten angerechnet und all­
fällige Überstellungsverluste um 2 Jahre ge­
kürzt. 

Der betroffene Personenkreis erstreckt sich 
auf rund 220 Spitalsärzte und rund 200 Bedien­
stete der Höheitsverwaltung und des Baudien­
stes. 

Auch bei den Akademikern besteht zusätzlich 
die Möglichkeit, die nach Absolvierung des Stu­
diums geleisteten Privatpraxiszeiten als Vor­
dienstzeiten anzurechnen. 

Durch die vorerwähnten dienstrechtlichen 
Maßnahmen wurde für einen Personenkreis von 
rund 2400 Landesbediensteten eine finanzielle 
Besserstellung herbeigeführt, davon sind alle 
Verwendungsgruppen betroffen, wobei die nied­
rigsten Bezugsansätze durch Korrekturen des 
Bezugsschemas relativ am stärksten angehoben 
wurden. 

12. Das mit Wirkung vom 1. Jänner 1966 in 
Kraft getretene Pensionsgesetz 1965 hat fast 
alle pensionsrechtlichen Bestimmungen und auch 
jene über die Anrechnung der Ruhegenuß-Vor­
dienstzeiten abgeändert. 

Ich will damit zum Ausdruck bringen, daß das 
Land sich seiner sozialen Verpflichtungen ge­
genüber den Landesbediensteten in jeder Hin­
sicht bewußt ist. 

Aber nun lassen Sie mich auch noch ein Wort 
darüber sagen, das von dieser Tribüne aus fest­
gestellt werden soll. 

Meine Damen und Herren, wir haben in die­
sen Tagen in der Presse gelesen, daß Österreich 
hinsichtlich seiner Zahl von Beamten und öffent­
lichen Bediensteten einen europäischen Rekord 
darstelle. Es gibt nicht wenige, die sich daran 
reiben. Das Spannungsfeld zwischen der Bevöl­
kerung und den Landesbediensteten bzw. den 
anderen öffentlichen Bediensteten erfährt da­
durch naturgemäß nicht eine Verbesserung, son­
dern eine Verschärfung. Ich glaube auch hier 
eine Klarstellung treffen zu müssen. Worin liegt 
die Schuld oder die Ursache hiefür, wenn wir 
von der Ausweitung der öffentlichen Aufgaben 
sprechen? Zum Teil liegen sie bei der Landes­
regierung, aber nur zum Teil. Worin können 
sie noch liegen? Sie liegen an der Ausdehnung 
der Fragen, die im öffentlichen Bereich inner­
halb von knapp einer Generation einen Umfang 
angenommen hat, den man nicht erwartet hat. 
Dazu vielleicht noch eine Feststellung: Wäre es 
nicht angebracht, zu überlegen, bei jedem Ge­
setz, das das Hohe Haus beschließt, vorher fest­
zustellen, welcher Verwaltungsaufwand damit 
verbunden ist? Welche Kosten dadurch ent­
stehen? Dann würde man sich schon bei der 
einen oder anderen Frage bewußt werden, daß 
es nicht unbedingt von Vorteil ist, Gesetze um 
jeden Preis zu produzieren. Man würde zur 
Kenntnis nehmen, daß nicht unbedingt alles 
gesetzlich geregelt werden muß. Die Urquelle 
der Demokratie in Europa, England, hat zum 
Beispiel überhaupt keine geschriebene Verfas­
sung! Und niemand wird dieser klassischen De­
mokratie vorwerfen, daß sie nicht nach Gesetz 
und Recht handelt. Es ist also nicht unbedingt 
notwendig, Gesetze noch und noch zu produ­
zieren. Ich sage das deshalb, weil wir uns über­
legen sollen, was wir auf diesem Gebiet ver-
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bessern könnten. Es gibt Dinge, die man nie­
mals automatisieren kann. Gesetze soll man aber 
nur machen für Dinge, die man automatisieren 
kann. Die Fürsorge für die Kranken und Alten 
zum Beispiel kann man niemals automatisieren. 
Ich glaube, wenn wir heute so oft das Schlag­
wort von der „Verwaltungsreform" hören, so 
sind das Worte, die nicht sehr glücklich ge­
wählt sind. Wir haben es oft weitgehend selbst 
in der Hand, dazu beizutragen, daß gewisse 
Dinge vereinfacht werden. Und das ist dann 
wahre Verwaltungsreform. Wir klagen oft über 
die Verkomplizierung des öffentlichen Lebens. 
Daß das nicht geschieht, dazu haben wir aber 
alle beizutragen. Wir sind selbst nicht glücklich 
darüber, daß es heute Tausende Dinge gibt, die 
nach der öffentlichen Hand schreien. Daran sind 
aber zum großen Teil unsere Bürger selbst 
schuld. Das führt dann zu Dingen, die uns oft 
schon über den Kopf wachsen. Und nun möchte 
ich Sie bitten, die Dinge nicht immer in Schlag­
worten zu betrachten. Ich bin der Auffassung — 
und das sage ich mit besonderer Genugtuung—, 
daß alle Bediensteten der Hoheitsverwaltung 
sich in diesem Jahr durch Fleiß, durch Tüchtig­
keit und besondere Einsatzbereitschaft ausge­
zeichnet haben. Sie haben sich auch ausgezeich­
net — und das möchte ich besonders hervor­
heben — durch absolute Sauberkeit. (Allgemei­
ner Beifall.) 

Meine Damen und Herren! Ich bin der Auf­
fassung, daß man über diese Selbstverständlich­
keiten nicht reden soll. Es ist auch nicht meine 
Absicht, Dinge hier anklingen zu lassen, die 
auch heute da und dort schon in Ausführungen 
oder in Zwischenrufen angeklungen sind. Wenn 
wir in der Frage der Reform der öffentlichen 
Verwaltung und der Begrenzung der öffentlichen 
Aufgaben uns etwas vornehmen wollen, dann 
würde ich es darin sehen, auch Überlegungen 
anzustellen, wie wir vielleicht die Bezugsansätze 
heben können und zwar dadurch, daß wir die 
Aufgaben eben nicht ausweiten, sondern das, 
was wir einsparen, auf die, die im Landesdienst 
und im öffentlichen Dienst tätig sind, umlegen. 
Das ist ein langfristiges Programm, das sich nicht 
über Nacht verwirklichen läßt, aber gewisse 
Ansätze sollten in diesem Zusammenhang gefun­
den sein. 

Das wollte ich als Personalreferent sagen und 
gleichzeitig eines auch tun, nämlich danken nicht 
nur den Landesbediensteten, sondern auch Ihnen, 
meine Damen und Herren und dem Hohen 
Hause, für das Verständnis, das Sie der Arbeit 
unserer Landesbediensteten jederzeit entgegen­
gebracht haben. (Allgemeiner Beifall.) 

3. Präsident Koller: Zu Wort gemeldet ist Herr 
Landshauptmann Krainer. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Landeshauptmann Krainer: Hohes Haus, ver­
ehrte Damen und Herren! Einer der Vorredner 
hat am Finanz-Ausschuß und zwar an der Arbeit 
des Finanz-Ausschusses, an der Kürze des Fi­

nanz-Ausschusses, Kritik geübt. Ich bin sehr 
betrübt über diese Kritik, weil sie ja an sich 
eigentlich an die Abgeordneten selbst zu richten 
wäre (Abg. Scheer: „Das habe ich ja auch ge­
sagt!") und nicht so sehr vielleicht die Regie­
rung dafür verantwortlich zu machen wäre. 
Wir haben uns in der Regierung mit diesem 
Voranschlag sehr, sehr eingehend befaßt, haben 
eingehend die Probleme diskutiert, die ja im 
Zuwachs begriffen sind und haben letztlich auch 
die einzelnen Kapitel durchleuchtet, auch Ver­
änderungen vorgenommen, aber wir waren uns 
in der Regierung darüber einig, nachdem wir 
vorher mit den Klubs hier beraten haben, daß 
die Landesregierung den Beschluß fassen soll, 
das Budget in seiner endgültigen Fassung dem 
Finanz-Ausschuß vorzulegen. Der Finanz-Aus­
schuß hat ja dann die Aufgabe, dem Landtag 
dieses Budget zu unterbreiten. Diese Übung ist 
jetzt schon bald zehn Jahre alt, daß im Finanz-
Ausschuß keine Änderungen mehr vorgenom­
men werden, sondern daß die Regierung dem 
Finanz-Ausschuß ein fertiges Budget vorlegt. 
Man kann darüber verschiedener Meinung sein 
und es hat auch in unserem Klub darüber sehr 
eingehende und sehr heiße Debatten gegeben. 
Aber es gibt so viele Einflußmöglichkeiten auf 
das Budget, wenn die alle genützt werden, dann 
ist es so außer Zweifel rationeller und sinnvol­
ler. Und hier muß auch ein sehr ernstes Wort 
gesagt werden: man darf die Demokratie nicht 
überfordern und wenn ich das sage, so sage ich 
es aus innerer Überzeugung, weil ich es mit 
einigen Kollegen, die noch hier sitzen, erlebt 
habe, daß wir im Finanz-Ausschuß tagelang ver­
handelt, ja wochenlang verhandelt haben, dann 
etwa — ich habe noch eine Größenordnung im 
Kopf — 30 Millionen Schilling Erhöhungsan­
träge gestellt haben und zum Schluß hat der 
Finanzreferent gesagt, „bitte, mir nun auch die 
Bedeckung gleichzeitig mitzuteilen oder einen 
entsprechenden Antrag zu stellen" und dann 
sind wir alle sozusagen vor dem Bedeckungs­
antrag dagestanden, ohne einen echten Bedek-
kungsantrag abgeben zu können. Wir mußten 
uns dann zusammensetzen und von den 30 Mil­
lionen Schilling sind, wenn ich mich noch rich­
tig erinnere, 2 Millionen Schilling übrig geblie­
ben. Ich meine, das nennt man „Überfordern 
der Demokratie". Aber ich habe eingangs ge­
sagt, ich bin über diese Kritik unglücklich und 
zwar deshalb, weil ich beispielsweise auch zu 
jenen Regierungsmitgliedern zähle, die gerne 
Antwort gegeben hätten, die gerne diskutiert 
hätten, ich bin nur nicht dazugekommen. Ich 
habe in einer Eile sondergleichen versucht, mei­
nen Fahrer dazu zu bringen, daß wir nach Graz 
kommen, um an dieser Finanz-Ausschuß-Sitzung 
teilzunehmen und ich bin gerade noch recht­
zeitig angekommen, aber ich bin sozusagen um­
sonst geeilt. Es hat mir nicht ein einziges Mit­
glied des Finanz-Ausschusses in dem umfassen­
den Baureferat auch nur eine Frage gestellt. 
Im Klub war das einigermaßen anders. Dort 
sind viele Fragen gestellt worden und Wünsche 
wurden bekanntgegeben. Es ist, glaube ich, nicht 
gut, wenn ein Finanz-Ausschuß glaubt, er muß 
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in einem Tag und einer halben Nacht fertig 
werden. Das ist bestimmt nicht gut! Man soll 
sich Zeit lassen. Man soll in diesem Ausschuß 
diskutieren, weil man für das kommende Jahr 
Vorschläge unterbreiten kann, die außer Zwei­
fel ernst geprüft und letzten Endes auch auf 
Grund des Ergebnisses dieser Prüfung im kom­
menden Budget einen Ansatz finden können. 
Hier diese Möglichkeiten auszuschöpfen, würde 
ich für sehr notwendig und richtigt halten. 

Ich möchte aber zum Schluß dieser Frage 
„Finanz-Ausschuß" sagen: Es liegt selbstver­
ständlich bei den Damen und Herren Abgeord­
neten, wie sie sich den Finanz-Ausschuß zu- und 
einrichten. Wir sollen die Arbeit, die hier ge­
leistet wird, sowohl in der Regierung als auch 
im Finanz-Ausschuß und selbstverständlich im 
Hohen Haus ernst nehmen. Wir würden sie 
wahrscheinlich wirklich ernst nehmen, wenn 
wir nicht nur die Ausgaben zu beschließen hät­
ten, sondern wenn wir auch die Bedeckung zu 
beschließen hätten. Aber der Teil der Bedek-
kung, der dem Hohen Landtag zusteht, ist so 
geringfügig, daß über die Frage, woher das Geld 
kommt, in diesem Haus praktisch nie gespro­
chen wird. 

Wir dürfen nicht übersehen: wir können dem 
Finanzminister aus politischen oder anderen 
Überlegungen sicher manchmal gram sein und 
wir können ihn auch scharf aufs Korn nehmen, 
aber immerhin muß er dafür besorgt sein, eben­
so die. Regierung und das Parlament, daß auch 
wir die notwendigen Milliarden haben, um sie 
ausgeben zu können. Das dürfen wir nicht über­
sehen! 

Ich wollte noch zu einer anderen Frage ein 
paar Sätze sagen. 

Der Abgeordnete. Groß hat eine Reihe von 
Forderungen angemeldet und zwar für die Lan­
desbediensteten. Mir ist völlig klar, daß keine 
Entwicklung stehen bleibt, weder eine Gehalts-, 
noch eine Lohn-, noch eine soziale Entwicklung. 
Das, was man so gerne als Stopp bezeichnet oder 
gerne als solchen ausweisen möchte, stimmt auf 
keinen Fall. Natürlich geht die Entwicklung 
weiter. Aber ich würde allen Ernstes raten, daß 
man nicht immer wieder versucht, sich in Fra­
gen der Bezüge, des Gehaltes, der Löhne und 
der Preise gegenseitig hochzuspielen. Das ist 
eine ernste Angelegenheit und wird von Tag 
zu Tag ernster. Es ist auch nicht so, daß man 
den öffentlich Bediensteten mit einem Ange­
stellten eines Privatbetriebes vergleichen könnte. 
Die Anliegen der Arbeitnehmer in den Privat­
betrieben sind vielfältig schwieriger und sie 
sind auch aus einer anderen Sicht zu beurteilen, 
als das bei den öffentlich Bediensteten der Fall 
ist. In diesen Tagen Wurden Abbaulisten bei der 
Elin fertiggestellt; darüber hat ein öffentlich 
Bediensteter nicht besorgt zu sein. Das ist ein 
Faktor, der in den vergangenen Jahren nicht 
beachtet wurde, der aber sehr wohl und sehr 
aufmerksam in den kommenden Jahren seine 
Beobachtung finden wird. 

Ich stelle fest, daß ich nicht selten Briefe in 
die Hand bekomme von Leuten, die draußen 
mehr verdienen als in der öffentlichen Verwal­
tung und dennoch ersuchen, die Möglichkeit zu 
erhalten in der öffentlichen Verwaltung ange­
stellt zu werden, weil damit die Sicherheit des 
Arbeitsplatzes verbunden ist. Nach meiner Auf­
fassung wird die Frage der Sicherheit des Ar­
beitsplatzes das größte sozialpolitische Problem 
der kommenden Jahre sein, daher soll man nicht 
aufspielen. Auch nicht in der Frage der durch­
laufenden Arbeitszeit. Ein solches Anliegen liegt 
auf dem Tisch des Hauses. Wir müssen eine 
solche Forderung selbstverständlich sehr gründ­
lich überprüfen. Ich bin der Auffassung, daß 
wir erst dann eine durchlaufende Arbeitszeit 
möglich machen können, wenn wir die Arbeits­
zeit an sich verkürzen können. Aber in einem 
Zeitpunkt, in dem wir echt besorgt sind um 
Tausende Arbeitsplätze und unsere ganze Kon­
zentration auch im Zusammenhang mit diesem 
Budget darauf anwenden müssen, soviel Inve­
stitionsmittel als möglich herauszunehmen aus 
unserem öffentlichen Haushalt, um die Wirt­
schaft zu fördern oder um der Wirtschaft Inve­
stitionsstöße zu geben, haben wir als Regierung 
die Verpflichtung, auszuwiegen. Diese Investi­
tionsstöße der Wirtschaft gehen natürlich nicht 
auf Kosten der öffentlichen Bediensteten. Selbst­
verständlich haben auch sie ihren berechtigten 
Anspruch, ihren Teil von der Entwicklung zu 
erhalten und, so war es auch in den vergangenen 
Jahren, mehr zu erhalten. Nicht nur wir als 
Landesregierung, auch die Bundesregierung hat 
die Aufgabe auszuwiegen. Nur getraut sich an 
diese Frage niemand heran. Hier wird takti-
siert und hier wird versucht, den Anschein zu 
erwecken, alles zu wollen. Ich habe immer wie­
der erlebt, wenn wir auch wollen, so gibt es 
doch Hindernisse und zwar nicht nur beim Fi­
nanzreferenten, sondern auch bei der Aufbrin­
gung der finanziellen Mittel, ob wir sie ein­
nehmen werden oder ob sie irgendwo heraus­
geholt werden können. Ich glaube, daß wir in 
diesen Fragen viel ernster über die Dinge nach­
denken müssen, als wir das in den vergangenen 
Jahren tun müßten. Wir müssen sehr wohl ab­
wägen und uns bemühen, auf der einen Seite 
eine zufriedene Beamtenschaft zu haben, dürfen 
aber auf der anderen Seite ja nicht vergessen, 
daß wir die uns zukommenden Aufgaben nicht 
mehr voll oder überhaupt nicht mehr erfüllen 
können, wenn wir nur mehr Träger der öffent­
lichen Verwaltung sind, wenn wir nicht mehr 
tun können als nur Bedienstete und Beamte zu 
erhalten. 

Ich darf in diesem Zusammenhang auch noch 
eines sagen. Die sogenannten Bausumpf- und 
Korruptionsskandale sind heute mehrmals durch­
geklungen, über die es immer wieder in den 
vergangenen Wochen und Tagen zu lesen ge­
geben hat. Ich bitte Sie, meine Damen und Her­
ren, wenn hier in diesem Hohen Haus über 
diese Frage gesprochen wird, auch mit allem 
Ernst darüber zu sprechen. Glauben Sie ja nicht, 
wenn Sie der Volkspartei oder der Sozialisti-
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sehen Partei oder selbstverständlich auch der 
Freiheitlichen Partei — wie es bei den Kom­
munisten ist, weiß ich momentan nicht, aber 
auch dort hat es schon Korruptionsfälle gege­
ben — Vorwürfe machen, daß da und dort die 
Korruption geschieht (Abg. Leitner: „Wo sie 
geschieht, muß sie ausgemerzt werden!"), daß 
Sie damit der Demokratie einen guten Dienst 
erweisen. Die Bevölkerung würde zur Über­
zeugung kommen, daß sie alle miteinander 
Gauner und Korruptionisten sind. (Abg. Leitner: 
„Herr Landeshauptmann, ich führe nur den 
Rechnungshofbericht über die Steweag an. We­
der die ÖVP noch die SPÖ noch die Aufsichts­
ratsmitglieder, der Landeshauptmann oder der 
Landeshauptmannstellvertreter haben ein ein­
ziges Wort zu diesem Bericht hier in diesem 
Hohen Hause gesagt!") Wir hätten Ihnen be­
stimmt Antwort gegeben. Wir haben an einer 
anderen Stelle darüber zu reden gehabt. 

Ich möchte das Kapitel abschließen. Es ist ein 
Dolchstoß gegen die Demokratie, wenn man 
glaubt, sich gegenseitig aus politischen Erwä­
gungen vorwerfen zu müssen „Du bist ein Kor­
ruptionist" oder „Deine Parteianhänger sind 
Korruptionisten". (Abg. Scheer: „Es massiert 
sich jetzt schon etwas bei der ÖVP!") Bitte 
sehr, Herr Kollege, darf ich Ihnen vielleicht 
sagen — ich sage es nur normalerweise nicht, 
weil ich das grundsätzlich ablehne —, wir könn­
ten auch Ihrer Partei, wenn wir darauf aus 
wären, Ihnen Vorwürfe zu machen, einige sol­
cher Fälle auf den Tisch legen. Aber noch bei 
keinem ist erwiesen, daß er wirklich ein Korrup­
tionist ist und darauf kommt es letzten Endes 
an! Meine Herren, wenn die Wirtschaftspolizei 
untersucht, wenn die Wirtschaftspolizei Berichte 
hinausgibt, so ist noch längst nicht erwiesen, daß 
der Fall oder der Zustand, der hier geschildert 
wird, auch beweisbar ist oder der Wahrheit 
entspricht. Das ist Sache des Gerichtes und der 
Richter, die haben dann letzten Endes das Ur­
teil zu fällen. Aber mir geht es darum, daß wir 
uns nicht in diesen Dingen einfach zerfleischen 
und nicht bedenken, daß es auch eine Staats-
raison gibt. Meine Damen und Herren, es hat 
zu allen Zeiten da und dort irgendwo einen 
oder den anderen gegeben und es hat schon 
viele Millionen gegeben, über die gesprochen 
wurde und über die Schmutzkübel ausgeschüttet 
wurden, es ist dann zwar alles trübe gewesen, 
nur ein klarer Richterspruch ist dabei nicht her­
ausgekommen. Aber trotzdem war dann die 
Konsequenz: „Na ja, die haben es sich schon 
gerichtet!" Ja, wer dem Staat nicht gut will 
und wer einer Regierung nicht gut will, der 
kann sich diese Dinge alle leisten. Wer aber 
selbstverständlich Sauberkeit fordert und auch 
auf Sauberkeit sieht und darauf etwas hält und 
auch rechtzeitig einschreitet, der hat seine 
Pflicht getan und erfüllt. Ich zähle zu jenen, 
die jede Abweichung nach jeder Richtung hin 
verurteilen und nicht nur verurteilen, sondern 
auch zu denen, die bereit sind, soweit es in un­
seren Kreisen liegt, Ordnung herbeizuführen. 

Meine Damen und Herren, ich habe mich sehr 
zurückgehalten, als einer der Hauptredner heute 
dieses Kapitel angeschnitten hat und so im 
Brustton der Überzeugung sagte „Was ist das 
für ein System?" Meine Damen und Herren, 
ich kann Ihnen sagen, als junger Mensch habe 
ich es erlebt, daß öffentliche Bedienstete Ge­
schenkkörbe zurückgeschickt haben, die gar 
nichts mit Auftragsvergebung und dergleichen 
zu tun gehabt haben, sondern nur weil eine 
gute Zusammenarbeit bestanden hat, hat der 
Baumeister dem betreffenden Bauleiter zu 
Weihnachten ein kleines Körbchen hingeschickt 
und der Beamte hat eine Stunde später diesen 
Korb zurückgeschickt. Das habe ich selbst er­
lebt. Und zwar im Jahre 1936 und 1937 und im 
Jahre 1938. Und 1939 ist man, ohne das be­
stimmte Kuvert fallen zu lassen, nirgends mehr 
durchgekommen. Diese Korruption ist von drau­
ßen hier hereingeholt worden. Dort ist sie 
scheinbar beheimatet und zu Hause gewesen 
und nach Österreich übertragen worden. Ich 
kann Ihnen zehn Fälle sofort beweisbar auf den 
Tisch legen, was sich da alles abgespielt hat. 
Und diese Methode, dieses System, glauben Sie, 
hat sich bei uns einfach erhalten. Bitte, in die­
sen Dingen mit allem Ernst doch zu der Über­
zeugung zu kommen, daß wir alles tun müssen, 
daß schärferer Wind solchen Schmutz wegbläst 
und daß Sauberkeit und Reinlichkeit herrscht. 
Das ist selbstverständlich unsere Pflicht. Aber 
nur Verdächtigungen auszusprechen ist nicht 
richtig. Ich könnte eine Reihe Verdächtigungen 
aussprechen über Beamte, die untersucht wer­
den. Aber es würde mir nie im Traum einfal­
len. Und jemand, der die Dinge ernst sieht und 
sie auch bedauert, wenn wirklich da und dort 
Korruption geschehen ist, kann einen solchen 
Weg nicht gehen, nur um sich in die Brust zu 
werfen und sagen zu können „ihr" und nicht 
„wir". Wir dürfen glücklich sein, meine Damen 
und Herren, daß wir Beamte haben, die sauber 
und anständig sind und die allen diesen sicher 
immer wieder einmal vorkommenden Versu­
chungen nicht unterliegen, nicht hineinfallen, 
sondern ihre Pflicht und nur ihre Pflicht tun. 
Auch hier besteht völlige Klarheit. Wir haben 
uns vor einigen Jahren auch mit diesen Fragen 
einmal konfrontiert, wir haben dann auch aus­
gesprochen, daß ein kleines Geschenk mit Erin­
nerungswert keine Korruption ist und ich 
glaube, das hat auch mitgewirkt, daß wir hier 
bei uns keine Schwierigkeiten haben und daß 
die Beamtenschaft selbst dafür gesorgt hat, daß 
Sauberkeit in ihren Ämtern herrscht. 

Ich möchte also zusammenfassend sagen: 
• Strengen wir uns alle an, daß wir dort, wo sol­
che Dinge eingerissen sind, ihnen auch auf den 
Grund kommen, ihnen beikommen. Es hat eine 
Reihe von Überlegungen in den letzten Wochen 
gegeben und auch Vorschläge. Mit allen Landes­
hauptleuten und Baureferenten wurden neue 
Formen der Kontrolle beraten. Sie werden auch 
zum Tragen kommen und werden ein Teil der 
künftigen Bauverwaltung sein. Es wurden Über­
legungen angestellt, wie man den Dingen sonst 
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noch beikommen könnte, wo sich eben Schwie­
rigkeiten ergeben und vor allem bei der Bau-
Aufsicht Schwierigkeiten ergeben. Das ist ein 
sehr komplizierter und schwierig zu bewälti­
gender Fall. Sicher, was die Bezahlung anlangt, 
so sind unsere Beamten weit hinter der Bezah­
lung, die die privaten Firmen oft bieten, zu­
rück. Wir haben uns auch hier bemüht, Lösun­
gen zu suchen. Aber bitte, auch eines, meine 
Damen und Herren: Vom Geld allein hängt der 
Charakter nicht ab! Das möchte ich ausdrücklich 
sagen, obwohl man selbstverständlich einen ver-
antwortungsbelasteten Menschen im Baufach 
auch seine anständige und redliche Bezahlung 
zukommen lassen bzw. dafür sorgen muß. 

Ich bitte also noch einmal, meine Damen und 
Herren, alle mögen zusammenwirken, daß wir, 
wo es irgendwo dunkle Punkte gibt, sie aus der 
Welt schaffen, daß wir die notwendigen Vor­
sorgen treffen, damit uns so etwa nicht auf den 
Kopf fallen kann, aber ich bitte, von Pauschal­
verdächtigungen und dem Herumrühren im 
Sumpf abzulassen. Soweit es zur Bereinigung 
solcher Dinge führt, ist dagegen gar nichts zu 
sagen, aber soweit es nur Verdächtigungen sind, 
die nur zur weiteren Trübung dieses ganzen 
Skandals beitragen, bitte ich, davon abzulassen, 
weil es eben auch eine Staatsraison gibt. (Bei­
fall.) 

3. Präsident: Als letzter Redner hat sich der 
Herr Abg. Dipl.-Ing. DDr. Götz gemeldet. Ich 
erteile ihm das Wort. 

Abg. Dipl.-Ing. DDr. Götz: Hohes Haus, meine 
Damen und Herren! Die letzten Ausführungen 
des Herrn Landeshauptmannes haben mich dazu 
veranlaßt, mich in die Rednerliste der Gruppe 
Null einzutragen. 

Die Ausführungen des Herrn Landeshaupt­
mannes, insbesondere am Schluß haben einen 
Eindruck erweckt, der meinen Ausführungen in 
der Generaldebatte nicht adäquat ist, Herr Lan­
deshauptmann. Ich habe keine Pauschalver­
dächtigungen ausgesprochen, soweit es sich um 
die Korruptionsfälle handelt; ich habe mit Aus­
nahme des zuständigen Ministers Dr. Bock — 
und auch da habe ich genau das von mir ge­
meinte Beispiel hier angeführt — nicht jene 
pauschal oder generell beschuldigt, die an dieser 
Korruption beteiligt waren. Ich habe sogar aus­
drücklich gesagt, daß ich von Namen und von 
immer neuen Namen Abstand nehmen will. Ich 
habe mich gegen die Korruption gewandt und 
die Meinung vertreten, daß man die Ursachen 
beseitigen muß, um Korruption in Hinkunft 
hintan zu halten. Möglich, ja wahrscheinlich si­
cher, daß sie sich in keinem System zur Gänze 
vermeiden läßt. 

Aber Herr Landeshauptmann, ich bin nicht 
der Meinung, daß es eine Frage der Staatsraison 
sein kann, ja sein darf, wenn man nun versucht, 
die Tatbestände, die heute meinetwegen bewie­
sen, meinetwegen zum Teil bekannt, meinetwe­

gen noch nicht aufgedeckt sind, zu verniedli­
chen. (Landeshauptmann K r a i n e r : „Nein, 
das wird nicht versucht!") Das, Herr Landes­
hauptmann, kann und darf nicht im Sinne we­
der dieses Landtages, noch all derer — gleich 
welcher politischen Partei — gewählten Manda­
tare oder Funktionäre sein, denen daran liegt, 
Mißstände zu beseitigen. Zu diesen Mißständen 
gehört eben nicht nur — auch das habe ich heute 
gesagt und das werde ich immer wieder sagen 
— die Auffassung, daß die Gerichte allein dazu 
berufen sind. Die Gerichte werden Tatbestände 
aburteilen, sie werden Strafen fällen oder Frei­
sprüche fällen. Aber die Ursachen zu beseitigen 
ist eine Aufgabe, die den Gesetzgebern in den 
Landtagen wie im Bund übertragen ist und die 
sie nur dann in Form gesetzlicher oder ver­
ordnungsmäßiger Bestimmungen erfüllen kön­
nen, wenn sie wirklich bereit sind bei der Ver­
gabe, bei der Kontrolle, bei der Ausschreibung, 
bei der Abrechnung und letzten Endes auch in 
der Übertragung der Verantwortung ihrer Be­
amtenschaft gegenüber zu bestehen. Hier glaube 
ich, daß es gerade im Interesse der Sauberkeit 
der politischen Parteien, gerade im Interesse der 
Staatsraison ist, diese Dinge klar auszusprechen 
und eine Änderung zu verlangen. Ich glaube 
nicht, daß irgend jemand bereit ist, Zustände, 
die seit Wochen und Monaten die Tageszeitun­
gen füllen, als gegebene und ständig bleibende 
Einrichtung, gewissermaßen als nicht abwend­
bare Begleiterscheinung jedweder Staatsform 
auf die Dauer zu akzeptieren. Hier muß der He­
bel angesetzt werden. Hier gibt es keine Ver­
niedlichung. Hier gibt es keine Staatsraison, die 
dem entgegenstehen würde. Hier gibt es nur 
eines, rasch und ohne Rücksicht um wen immer 
es sich dreht vorzugehen, um Sauberkeit dort zu 
schaffen, wo sie heute fehlt. 

3. Präsident: Als nächster Redner hat Herr 
Präsident Dr. Kaan das Wort. 

Präsident Dr. Kaan: Hohes Haus! Meine Da­
men und Herren! Die Erörterung dieser Gruppe 
hat sich auf Wege begeben, die bisher im Land­
tag noch nicht beschritten worden sind. Deshalb 
habe ich auch gebeten, das Wort ergreifen zu 
können. 

Wenn der Herr Abgeordnete Dr. Götz jetzt in 
einer Erwiderung auf die Ausführungen des 
Herrn Landeshauptmannes Krainer seine vor­
mittägige Rede etwas abschwächte, (Abg. Dipl.-
Ing. DDr. G ö t z : „Ich habe nichts abge­
schwächt!") so möchte ich sie doch auf den Kern 
wieder zurückführen und die mich zu zwei Zwi­
schenrufen veranlaßt hat. 

Ich habe bei einer Stelle der Rede des Herrn 
Dr. Götz gefragt, ungefähr in dem Sinn, ob er 
meint, daß der Kreis der Personen, die in Kor­
ruptionen verwickelt sind, wesentlich größer ist 
als jener, der bisher zur Erörterung stand. Ich 
habe in einem zweiten Zwischenruf gefragt, wie 
hoch denn der Prozentsatz der Bevölkerung ist, 
den er betroffen meint. Auf beide Fragen habe 
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ich von ihm keine Antwort bekommen. Ich 
wollte durch meinen Zwischenruf klarstellen, 
daß selbst dann, wenn der Kreis der Personen 
ein Vielfaches von dem wäre, der dermal in Un­
tersuchung, sagen wir in gerichtliche Vorerhe­
bungen einbezogen ist, immer noch ein Promil­
lesatz oder der Bruchteil eines Promillesatzes 
der Bevölkerung Österreichs wäre. Das festzu­
halten scheint mir doch notwendig! _ Denn die 
Erörterungen im Steiermärkischen Landtag sind 
Erörterungen in der Öffentlichkeit, in der brei­
testen Öffentlichkeit, die weit über die Steier­
mark hinausgehen. Dazu scheint es doch not­
wendig festzuhalten, daß wir nicht etwa, wie 
ein Ausdruck in Ihrer Rede war, balkanische 
Zustände haben. "Was man unter balkanischen 
Zuständen in dieser Hinsicht versteht, ist klar. 
Ich glaube, es ist notwendig, in diesem Haus 
festzuhalten, daß selbst dieser so groß aufge­
zogene und vielleicht auch sehr große Bau­
sumpfskandal doch nur einen ganz kleinen 
Bruchteil, der sich nicht in Promille ausdrücken 
läßt, der österreichischen Bevölkerung betrifft. 
(Abg. Dipl.-Ing. DDr. G ö t z : „Nicht die öster­
reichische Bevölkerung, sondern die Bauwirt­
schaft!") 

Sie haben zum Ausdruck gebracht, daß die 
Korruptionsgefahr nicht nur die Bauwirtschaft 
betrifft, sondern auch andere Gebiete des öf­
fentlichen Lebens. Ich vermißte da Präzisierun­
gen. Ich kann aus meinen Beobachtungen, sei es 
als Politiker, sei es in meinem Beruf, wohl fest­
stellen, daß bei uns keineswegs balkanische Zu­
stände in dieser Hinsicht herrschen, sondern im 
allgemeinen unser öffentliches Leben, aber auch 
unser wirtschaftliches Leben, gemessen an die­
sen Behauptungen sehr sauber ist; gottlob noch 
sehr sauber ist! Wir haben keinerlei Grund, un­
ser eigenes Nest zu beschmutzen. 

Demgegenüber bin ich auch selbstverständlich 
Ihrer Meinung, daß das, was Anlaß zu einem 
Verdacht gegeben hat, mit allen Mitteln des 
Staatsapparates geklärt werden muß und nicht 
nur mit diesen Mitteln geklärt werden muß, son­
dern auch beseitigt werden muß. 

Bei der Beseitigung gibt es wieder zwei Or­
gane, die einzugreifen haben. Das eine Organ 
ist die Gerichtsbarkeit, die diese Personen zu be­
strafen und damit aus ihren Funktionen zu eli­
minieren hat. Die andere Ebene und die anderen 
Behörden sind diejenigen, die die Ursachen zu 
finden und diese zu beseitigen haben. 

Sie haben gemeint, daß allein schon die Än­
derung der Vergebungsvorschriften die Abhilfe 
wäre (Abg. Dipl.-Ing. DDr. G ö t z : „Unter an­
derem!") Ja, jetzt sagen Sie „unter anderem". 
Sie haben das Hauptgewicht darauf gelegt und 
dazu muß auch etwas gesagt werden. 

Alle Menschen unterliegen Versuchungen. 
Manche haben das Glück, daß diese Versuchun­
gen sehr sehr gering sind. Manche haben das 
Glück, daß sie mit so festem Charakter von. der 
Vorsehung ausgestattet wurden, daß sie diesen 

Versuchungen nicht unterliegen, auch wenn sie 
stärker sind. Der Großteil der Menschen ist aber 
anfälliger und wenn die Versuchungen in größe­
rer Zahl und in größerer Stärke an sie heran­
kommen, dann können sie leichter unterliegen. 
Aufgabe der "Behörden ist es, die Gelegenheiten 
zu vermindern, also auch die Versuchungen zu 
verhindern. In dieser Richtung ist gewiß Ihr 
Weg eine Abhilfe. Die Hauptsache bleibt immer 
noch die Stärkung des Charakters, die Erzie­
hung hiebei. Wenn wir uns selbst beflecken und 
sagen, bei uns ist es ja viel schlechter, als wir 
es sehen, dann leisten wir in dieser Richtung 
keinen guten Dienst. 

Ich möchte aber die Gelegenheit — ich habe 
den Worten des Landeshauptmannes nichts bei­
zufügen — doch nicht vorübergehen lassen und 
sagen, daß unter Staatsraison selbstverständlich 
von ihm niemals verstanden wurde, daß man 
Untersuchungen unterbindet oder strafbare Tat­
bestände nicht verfolgt, sondern Staatsraison ist, 
daß man nicht Verdächtigungen hinausstreut, 
ohne daß etwas bewiesen ist. Denn das ist eine 
Kettenreaktion, die von allen aufgenommen 
wird, die flüchtig oder übelwollend diese Aus­
lassungen aufnehmen. (Landeshauptmann 
K r a i n e r : „So ist es!") 

Sie haben aber noch ein anderes Wort zwei­
mal heute vormittag gebraucht und vielleicht 
ist hier, wenn ich schon Gelegenheit habe am 
Rednerpult zu sein, dagegen zu sprechen. Sie 
haben zweimal die Worte „seichtes Geplätscher" 
unter Hinweis auf die Debatten im National­
rat gebraucht. Bitte, das ist richtig. Sie haben 
damit wohl gemeint, die Behandlung der Pro­
bleme während der Budgetdebatte im National­
rat. Sie haben gemeint, daß es sehr schwere 
Probleme, gibt und daß der Nationalrat in die­
sen Tagen sich offenbar bei der Budgetdebatte 
in einem seichten Geplätscher ergeht. Anders 
kann das hier nicht verstanden werden. 

Ich hoffe, Sie haben das nicht auf unsere Be­
ratungen bezogen gehabt. Wir alle wissen, daß 
eine Budget-Debatte keine wesentlichen Ände­
rungen in der bereits vorbereiteten Beschluß­
fassung bringen kann. Wir wissen aber alle 
ebensogut, alle, die wir schon länger hier im 
Hause sind, daß die Budget-Debatte eben die 
Gelegenheit ist, alle Bereiche des öffentlichen 
Lebens, des wirtschaftlichen und kulturellen Le­
bens, ja sogar des rein geistigen Lebens zu er­
örtern. Das ist die Gelegenheit für die Jahres­
übersicht über die Vergangenheit und die Zu­
kunft. Aber der Ausdruck „seichtes Geplätscher", 
Herr Dr. Götz, ist ein gefährlicher Ausdruck. Sie 
waren noch nicht im öffentlichen Leben, als der 
Ausdruck „Quatschbude" in bezug auf das Wie­
ner Parlament geradezu von Ekrasitwirkung 
war. Und von dem Ausdruck „seichtes Ge­
plätscher" bis zur „Quatschbude" ist gar kein so 
weiter Schritt. Wir müssen uns dagegen wenden. 
Selbst dann, wenn wir in stundenlanger De­
batte bei der Budget-Debatte ermüden und oft 
den Eindruck haben, daß dieses oder jenes, was 
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gesprochen wird, nicht unbedingt notwendig ist 
und daß es vielleicht nicht in die Tiefe geht, 
aber wir selbst sind verpflichtet, das ernst zu 
nehmen und wir selbst sind verpflichtet, Abhilfe 
zu schaffen und wir selbst sind verpflichtet, un­
sere Erörterungen nicht yor der Öffentlichkeit 
herabzusetzen und als „seichtes Geplätscher" zu 
bezeichnen. Und was für uns gilt, gilt auch für 
den Nationalrat. Ich bin überzeugt, daß die Ab­
geordneten zum Nationalrat mit gleichem Ver­
antwortungsgefühl und gleichem Ernst, mit glei­
chem Pflichtgefühl an ihre Aufgaben herange­
hen, wie wir hier im Landtag. Ich bitte, das ge­
hört auch zur Staatsraison. 

Und nun, weil ich am Rednerpult bin, noch 
ein Wort zu den Ausführungen des Herrn Abg. 
Scheer. Es ist in meiner nunmehr seit dem Jahr 
1949 andauernden Tätigkeit im Landtag und 
wie ich gehört habe, auch in den vier Jahren 
vorher erstmalig, daß in öffentlicher Sitzung ein 
Präsident angegriffen wird. Trotzdem bin ich 
Ihnen nicht böse darüber. Sie haben gesagt, ich 
bin von allen gewählt. Das ist auch richtig. Von 
allen Parteien in diesem Hause. Sie haben aber 
in diesem Zusammenhang gesagt, ich handhabe 
die Fragestunde nicht so, das heißt, ich hand­
habe sie ungleich. Ich muß diesen Vorwurf zu­
rückweisen. Denn wenn ich streng war in der 
Handhabung der Fragestunde nach meiner Auf­
fassung der Geschäftsordnung, so habe ich diese 
Strenge gegenüber allen Parteien in gleicher 
Weise walten lassen, sowohl gegenüber meiner 
Partei wie auch der zweiten großen Partei des 
Hauses und auch gegenüber der Ein-Mann-Par-
tei. Es heißt halt einmal „Fragestunde und nicht 
„Wechselrede" und wenn die Zusatzfrage dazu 
benutzt wurde, eine Wechselrede mit dem be­
fragten Regierungsmitglied zu entfachen, so bin 
ich dagegen eingeschritten. Und so fasse ich die 
Bestimmung der Geschäftsordnung auf und 
werde mich auch durch Ihre Ausführungen von 
dieser Auffassung nicht abbringen lassen. Ich 
habe allerdings Ihren Ausführungen entnom­
men und auch dem Applaus der sozialistischen 
Partei entnommen, daß sie die Bestimmungen 
der Geschäftsordnung als hinreichend erachten, 
also eine Änderung nicht wünschen. Ich werde 
in diesem Sinne also auch weiter vorgehen, ob­
wohl ich Ihnen auf Ihre gleiche Frage im Fi­
nanz-Ausschuß gesagt habe, daß Änderungen 
der Geschäftsordnung erwogen werden. In die­
ser Richtung also, in der Sie sie bemängelt ha­
ben, sind sie nicht zu erwägen. In anderer Hin­
sicht werden sie allerdings zu erwägen sein, weil 
sich immer wieder terminliche Schwierigkeiten 
ergeben haben in der Feststellung der notwen­
digen Vorbereitungszeit hinsichtlich der Zustel­
lung an den Befragten und seiner Antwort hier 
im Hause. In dieser Richtung wird also die Ge­
schäftsordnung einer Prüfung unterzogen wer­
den und ich nehme also Ihre Meinung hin, daß 
eine Novellierung nicht zu erfolgen haben wird. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

3. Präsident: Es liegt keine weitere Wortmel­
dung zu dieser Gruppe vor. Der Herr Bericht­
erstatter hat das Schlußwort. 

Abg. Nigl: Hoher Landtag! Ich darf nur be­
richtigend — und ich nehme an, daß dieser Irr­
tum unabsichtlich passiert ist — dem Herrn 
Abg. Groß sagen, daß der Mehraufwand an Per­
sonalkosten im Budget 1967 nicht wie er aus­
führte, 114 Millionen Schilling beträgt sondern 
123,818.000 Schilling, demgemäß auch die von 
ihm genannten Prozentsätze und Berechnungen 
eine geringfügige Korrektur zu erfahren hätten. 

Ansonsten nehme ich von der Möglichkeit, 
ein Schlußwort zu halten, keinen Gebrauch, 
sondern stelle lediglich den eingangs gestellten 
Antrag noch einmal, der Gruppe Null des or­
dentlichen Voranschlages 1967 die Zustimmung 
zu geben. 

Präsident Dr. Kaan: Sie haben den Antrag 
des Berichterstatters gehört. Wer mit den An­
sätzen und Posten der Gruppe Null einverstan­
den ist, möge eine Hand erheben. (Geschieht.) 
Die Gruppe Null ist angenommen. 

Wir kommen zur Gruppe 1 „Öffentliche Ord­
nung und Sicherheit". Berichterstatter ist der 
Herr Abg. Simon Pichler. Ich erteile ihm das. 
Wort. 

Abg. Pichler: Hohes Haus, meine Damen und 
Herren! Die Gruppe 1, „Öffentliche Ordnung 
und Sicherheit", Abschnitt 17 „Zivilschutz" sieht 
auf der Einnahmenseite keine Einnahmen vor. 
Abschnitt 17 auf der Ausgabenseite „Zivil­
schutz" Maßnahmen im Interesse des zivilen 
Schutzes zugleich Gesamtausgaben 17 und 1, die 
gleichen Ansätze wie im Jahre 1966, S 300.000.—. 
Namens des Finanz-Ausschusses stelle ich den 
Antrag, das Hohe Haus möge diesem Kapitel 
die Zustimmung erteilen. 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich der Herr 
Abg. Dipl.-Ing. DDr. Götz. Ich erteile es ihm. 

Abg. Dipl.-Ing. DDr. Götz: Hohes Haus! In die­
ser Gruppe 1, die auf Seite 20 des Voranschlages 
die kürzeste Gruppe des Haushaltsplanes ist, 
steht bedauerlicherweise auf der Einnahmen­
seite „keine Einnahmen" und auf der Ausgaben­
seite eine gegenüber dem Abschluß 1965 um 
100.000 Schilling erhöhte Position, gleich wie im 
Vorjahr, mit 300.000 Schilling. , 

Nun, ich möchte bewußt zu dieser Frage des 
Zivilschutzes deshalb kurz Stellung nehmen, 
weil ich der Meinung bin, daß das Wort Mor­
gensterns gerade auf diesem Gebiet nicht An­
wendung finden darf, das da lautet, „weil nicht 
sein kann, was nicht sein darf." Gerade hier in 
der Landeshauptstadt Graz ist mit einem, weit 
ausgebildeten, bestehenden. Stollensystem als 
Restbestand des letzten Krieges die Möglichkeit 
zur Erhaltung von Zivilschutzeinrichtungen im 
hohen Ausmaß gegeben. Eine Möglichkeit, die 
aber nur zum Teil bisher genützt werden konnte 
und nur dort genützt wurde, wo echte bauliche 
Gefahren im Stollensystem, insbesondere des 
Schloßbergs, bestanden. Ich bin der Meinung, 
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daß es „neben" — wie es in den Erläuterungen 
zum Landesvoranschlag heißt, — neben der Aus­
bildung auf dem Gebiet des Zivilschutzes, neben 
der Schulung der damit Beauftragten, neben der 
Ausarbeitung der Zivilschutzpläne und neben 
der Unterstützung des Zivilschutzverbandes eine 
absolut richtige und wichtige Aufgabe des Lan­
des wäre, die Stadt Graz in ihren Bemühungen, 
zur Erhaltung und zur wirtschaftlichen Nutzung 
dieses bestehenden Stollensystems — es ist dies 
ja nicht nur der Schloßberg, es ist auch der Platz 
unter dem Bahnhofvorplatz, es sind dies Stol­
len in den Randbezirken wie etwa in Maria­
trost und auch sonst noch eine Reihe solcher 
ehemaliger Luftschutz-Räume — helfend zu un­
terstützen, was das Land auch könnte und nicht 
nur sollte. Und wenn ich sage „könnte", richte 
ich gleichzeitig an die Steiermärkische Landes­
regierung bzw. an die drei Herren der Regie­
rung, die jetzt noch anwesend sind, die Bitte, 
doch vom § 18 des neuen Finanz-Ausgleichsge­
setzes, Pkt. 4, Gebrauch zu machen. Das ist näm­
lich ein Punkt, der im Finanzausgleich 1959— 
1963 mit Verlängerung bis 1966 nicht enthalten 
war und der nunmehr besagt, unter dem Titel 
„Zuschüsse1", der Bund kann Ländern usw. fol­
gende zweckgebundene Zuschüsse geben: „Den 
Ländern und Gemeinden für Zwecke des Zi­
vilschutzes unter Bedachtnahme auf die örtli­
chen Bedürfnisse." Ich glaube, daß wir hier, wo 
wir praktisch nur vor der Frage stehen, ent­
weder Geld aufzuwenden zum Zeitpunkt, wo es 
einfach bauliche Sicherungsmaßnahmen sein 
müssen oder vorausschauend ein bestehendes 
Stollensystem zu erhalten, ohne erst darauf zu 
warten, daß etwa wieder die Stiegenkirche sich 
senkt oder unter den Häusern der Sporgasse 
derartige Schäden auftreten, daß sofort Dorkret-
Schalen eingezogen werden müssen, daß also 
zu einem Zeitpunkt, wo man wirklich sanierend 
und damit auch billiger dieses Zivilschutz-Sy­
stem erhalten muß, die Hilfe des Landes Steier­
mark angesprochen werden kann; eine Hilfe, 
die ich bitte in Form von Forderungen und An­
meldungen in Richtung Bund weiterzugeben. 
Ich glaube, daß zumindest diese Wortmeldung 
nicht gegen die Staatsraison gerichtet war. Ich 
möchte sogar hinzufügen, daß ich der Meinung 
und persönlich der Überzeugung bin, daß die De­
mokratie so gefestigt ist, daß sie nicht durch 
die Feststellung eines „seichten Geplätschers" in 
ihren Grundfesten erschüttert werden kann. 

Präsident: Zu Wort gemeldet ist Herr Abge­
ordneter Ileschitz. Ich erteile ihm das Wort. 

Abgeordneter Franz Ileschitz: Hohes Haus! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Anknüpfend 
an die Worte des Herrn Berichterstatters möchte 
ich mir erlauben, die Frage des Zivilschutzes 
nicht nur von der bisher aufgezeigten Seite zu 
sehen, sondern vielmehr geht es mir darum, 
aufzuzeigen, was außer den Leistungen des Zi­
vilschutzverbandes in Österreich geschieht bzw. 
welche Dienste dem Volk heute durch ver­
schiedene Körperschaften laufend, wenn auch 
vielfach unbemerkt, geleistet werden. Gestatten 
Sie mir nach dieser Richtung hin einen kleinen 

Hinweis. Als im heurigen Jahr wie auch im ver­
gangenen schwere Unwetter über unsere Hei­
mat hereinbrachen, die Milliardenwerte vernich­
teten, zeigte sich, wie sehr in unserem Volk 
der Gedanke der Hilfsbereitschaft und Solidari­
tät verankert ist. Schulter an Schulter versuch­
ten Zivilisten mit Angehörigen des Bundeshee­
res, des Roten Kreuzes, der Wohlfahrtsorgani­
sationen -z. B. Caritas und Volkshilfe und vieler 
anderer Organisationen im Verein mit den ganz 
besonders opferbereiten und opferwilligen Ver­
bänden der Feuerwehren der so schwer betrof­
fenen Bevölkerung Schutz und Hilfe zu gewäh­
ren. Ohne Ansehen der Partei- oder Konfes­
sionszugehörigkeit standen Österreicher — und 
dies ist ganz besonders hervorzuheben — nicht 
nur in Österreich selbst, sondern auch im be­
dürftigen Ausland, wie z. B. in Italien, in wo­
chenlangen, selbstlosen Einsätzen der betroffe­
nen Menschheit zur Seite. Niemand fragte bei 
diesen selbstlosen Einsätzen „Was bekomme ich?" 
Werde ich wohl gebührend ausgezeichnet?". Der 
Wille,, den Opfern echte Hilfe zu bringen, ob 
finanziell oder ideell, beseelte alle gleicherma­
ßen. Ergriffen und überwältigt dankten die Be­
troffenen den Helfern. Wieder einmal wurde 
unter Beweis gestellt, daß Geld nicht alles, son­
dern menschliches Beiseitestehen entscheidend 
ist. Der Ansatz von unverändert 300.000 Schil­
ling auch für das Jahr 1967 kann daher keine 
Richtschnur für die Maßnahmen des Zivilschutzes 
sein. Vielmehr ist auch hier der Geist entschei­
dend, der imstande ist, durch freiwillige Ver­
pflichtung und Leistung dem Volksganzen ge­
genüber die notwendige Hilfe zu geben. Ich darf 
mir in diesem Zusammenhang erlauben, nicht nur 
den an der Unwetterkatastrophenhilfe Beteiligten 
den Dank auszusprechen, sondern auch den vie­
len Hunderten und Tausenden Mitarbeitern des 
Österreichischen Zivilschutzverbandes. Diese 
mehrmaligen Einsätze, also echten Katastrophen­
hilfen beweisen, daß die daran beteiligten Men­
schen und Organisationen auch in diesen Zeiten, 
in denen der Zivilschutz eine vordringliche Auf­
gabe zu erfüllen hat, diese auch zu lösen im­
stande sein werden. Allerdings ist Hilfe nach 
einer eingetretenen Katastrophe nicht die allei­
nige Aufgabe des Zivilschutzes, sondern ist pri­
mär für den Krisenfall die entsprechende Vor­
sorge zu treffen. Damit bin ich dort angelangt, 
wo ich hinwollte. Aus der Erkenntnis heraus, 
daß Vorsorgen besser ist als heilen, daß Einzel­
aktionen eben nur Einzelaktionen bleiben wer­
den, solange nicht für eine entsprechende Ko­
ordinierung gesorgte wird, möchte ich sagen, 
daß viele Länder im Westen und Osten der 
Welt bereits die entsprechende Vorsorge für den 
Krisenfall getroffen haben; nach der Richtung 
hin, daß sich die Staaten für ihre Bewohner 
verantwortlich fühlen und aus dieser Tatsache 
heraus jene gesetzliche Grundlagen geschaffen 
haben, die einen echten Zivilschutz für die Be­
völkerung in Krisenzeiten garantieren. Diese 
gesetzliche Regelung steht in Österreich noch 
aus. Glaubt man, daß man durch den Neutrali­
tätsschutz für uns jede Gefahr gebannt hat? Ist 
es nicht unsinnig manches gesetzlich zu regeln, 
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was vielleicht keiner besonderen gesetzlichen 
Regelung bedarf, während gerade ein so wich­
tiger Faktor wie der Zivilschutz vom Gesetz­
geber mit einer Leichtfertigkeit abgetan wird, 
die man nur als Leichtsinn bezeichnen kann. 
Man wird mir darauf sagen, es besteht kaum 
eine Bereitschaft, es ist kaum ein Echo in der 
österreichischen Bevölkerung zu verzeichnen, 
wenn da und dort der Versuch unternommen 
wird, die Frage des Zivilschutzes zu popu­
larisieren. Es ist Aufgabe des Staates, durch 
Schaffung eines Grundsatzgesetzes den Län­
dern und Gemeinden die Möglichkeit zu 
geben, entsprechende Ausführungsgesetze und 
Verordnungen zu beschließen. Beispiele da­
für gibt es deren viele. Ich verweise hier 
auf die gesetzlichen Zivilschutzmaßnahmen neu­
traler Länder wie z. B. Schweden und der 
Schweiz. Vieles was man dort erarbeitet hat, 
könnte bereits als fertiges Ergebnis für die 
Schaffung des Zivilschutzes in Österreich über­
nommen werden. 

Nun zur Frage der Popularisierung des 
Zivilschutzes für die Bevölkerung. Rundfunk, 
Presse und vor allem das Fernsehen hät­
ten hier ein sehr dankbares Aufgabengebiet. 
Anstelle so mancher wertloser Sendungen, die 
oft nur für einen winzigen Interessentenkreis 
gebracht werden, könnte diese Sendezeit für 
Fragen des Zivilschutzes viel besser verwertet 
werden; nicht nur durch Vorträge allein, son­
dern durch das Aufzeigen von Katastrophen, 
die sich in der Welt ereignen, versehen mit den 
entsprechenden Kommentaren. Gerade das Auf­
zeigen der Hilfeleistungen bei den Katastrophen 
am Beginn meiner Ausführungen bewies einmal 
mehr, wie sehr die Bevölkerung bereit ist, in 
umfassender Form Hilfe ideeller und finanzieller 
Natur zu bringen. Mit solchen Gedanken allein 
läßt sich der Gedanke des Zivilschutzes popula­
risieren, umsomehr erst beim Aufzeigen vieler 
anderer Momente, die auch in den Kompetenz­
bereich des Zivilschutzes gehören. Damit kom­
me ich zu einem zweiten und sehr wesentlichen 
Faktor; ausreichender Schutz der Bevölkerung 
durch den Aufbau einer entsprechenden Zivil­
schutzorganisation, durch Schaffung von Ret-
tungs- und Betreuungsmaßnahmen in den Ge­
meinden, den Betrieben und in den Wohnstätten 
selbst. Sie hätten zu umfassen: Beobachtungs­
stationen, Feuerwehrdienst, technischer Dienst, 
Sanitätsdienst, ABC-Dienst, Obdachlosenhilfe, 
Nachrichtendienst, Verpflegs- und Transport­
dienst, wobei mir die Frage der Versorgung der 
Zivilbevölkerung besonders wichtig erscheint. 
Es sind Maßnahmen zu treffen auf dem Gebiet 
der Bevorratungswirtschaft an Lebensmitteln, 
an Rohstoffen, an Medikamenten und vielen 
anderen Dingen mehr. Es wäre eine dankbare 
Aufgabe, könnte im Zusammenwirken mit der 
Landesstelle Steiermark des Österreichischen 
Zivilschutzverbandes von Seiten der Landesre­
gierung, wie es bereits iri anderen Bundeslän­
dern geschehen ist, eine Zivilschutzwoche abge­
halten werden. Wir Steirer, die wir derzeit in 
der Situation sind, wohl einen der wichtigsten 
Rohstoffe — und das ist nun einmal der Ener­

gieträger Kohle — in seinem Bestand zu erhal­
ten, könnten diese bei einer solchen Tagung 
ganz besonders in den Vordergrund stellen. Je­
der von uns weiß, daß wir in Österreich mitten 
in Europa gelegen, weitab von jedem Hafen am 
Meer, ganz besonders in Krisenzeiten von Ener­
giequellen wie Öl, Erdgas usw. abgeschnitten wä­
ren. Das bißchen Erdöl und Erdgas, das wir aus 
der heimischen Erde fördern, würde bei weitem 
nicht ausreichen, um unsere Energieversorgung 
— wenn auch unterstützt durch unsere Elektri­
zitätswirtschaft, soweit es sich um Wasserkraft­
werke handelt —• voll zu versorgen. Unsere hei­
mische Kohle müßte für die Energieversorgung 
einen hervorragenden Platz einnehmen. Wie 
leichtfertig, ja man kann sagen leichtsinnig, man 
an die Schließung von Kohlengruben herangeht, 
zeigt die Entwicklung vor allen Dingen in den 
letzten Monaten. Einzig und allein könnte man 
fast sagen, haben dabei die Steirer und zwar 
der Landtag wie die Landesregierung und vor 
allem die Arbeitnehmerorganisationen wie Ge­
werkschaft und Arbeiterkammer die Wichtig­
keit und Bedeutung der Erhaltung der Kohlen­
bergbaubetriebe erkannt. Darüber hinaus noch 
der Arbeitsausschuß für wirtschaftliche Lan­
desverteidigung. Dieser Arbeitsausschuß für 
wirtschaftliche Landesverteidigung geht von der 
grundsätzlichen Annahme aus, daß Österreich 
vom Ausland sowohl von Einfuhren wie Aus­
fuhren abgeschlossen und daher gezwungen ist, 
den Lebensbedarf der Bevölkerung aus den im 
Inland vorhandenen Vorkommen bzw. Vorräten 
zu decken. Unter solchen Voraussetzungen ist 
die Kohlen Versorgung ausschließlich auf die in­
ländische Kohlenförderung angewiesen. Nach ge­
nauen Ermittlungen wären allein rund 2,100.000 
Haushaltungen mit Hausbrand zu versorgen. 
Neben der Versorgung dieser Haushalte wären 
aber auch noch die Industrie, die Bundesbahnen, 
Schulen, Spitäler, öffentliche Bauten und Ge­
werbebetriebe zu versorgen. Bei einer Kohlen­
förderung von derzeit 5,3 Millionen Jahreston­
nen, wobei der Stückkohlenanteil ca. 40 % be­
trägt, würde bei Versorgung der verschiedenen 
Bedarfsträger im Ernstfall knapp ein Drittel des 
derzeitigen Haushaltsbedarfes an Kohle aus der 
inländischen Braunkohlenproduktion gedeckt 
werden können. Das hieße, daß bei einer Zu­
teilungsmöglichkeit von rund 660 kg Kohle jähr­
lich bei einem Tagesverbrauch von ca. 20 kg die 
Bevölkerung ihre Wohnräume nur etwa 30 Tage 
im Jahr beheizen könnte. Im Zweiten Weltkrieg 
betrug demgegenüber die Zuteilungsquote im­
merhin noch 1.200 bis 1.500 kg jährlich. Dies 
sind ermittelte Ziffern, die auf einer genauen 
Berechnungsgrundlage basieren. Ist es nicht un­
geheuer verantwortungslos an der Bevölkerung 
gehandelt, wenn man Kohenbergbaubetriebe 
schließen will, die dann niemals wieder oder nur 
unter Opfern aufgeschlossen werden könn­
ten? Ist es nicht notwendig, eine entsprechende 
Bevorratung durchzuführen? Es liegt derzeit 
überhaupt keine Hausbrand- oder Industriekohle 
auf Lager. Müßten wir nicht froh sein, daß 
wenigstens ein Jahresbedarf an Feinkohle bei 
den kalorischen Kraftwerken auf Lager liegt? 
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Wäre es n icht notwendig, alles daranzusetzen, 
zumindest auch einen Jahresbedarf an Haus­
brand- und Industr iekohle auf Lager zu legen? 
Meiner Auffassung nach ja. Und dafür wä r e 
auch die Bereitstel lung der entsprechenden Mit­
tel meh r als gerechtfertigt. Umso unvers tänd­
licher be rühr t es mich daher, daß s tat t an die 
versprochene Aufstockung der Bergbauförde­
rungsmittel von jähr l ich 45 Millionen auf 140 
Millionen Schilling zu schreiten — mi t diesem 
Betrag könnte nämlich das Auslangen gefunden 
werden — man noch an eine weitere Kürzung 
dieses Betrages denkt und ihn zweckfremd s tat t 
für die Erhal tung der Kohlenbergbaue für die 
Schließung von Kohlengruben verwenden will. 
Verantwortungsvol l und in die Zukunft blickend 
sind daher die Maßnahmen, die der S teiermär-
kische Landtag u nd die Steiermärkische Landes­
regierung, sowie Gewerkschaftsbund und Kam­
mern gemeinsam nach dieser Richtung h in ge­
troffen haben. Wir dürfen nie mehr müde wer ­
den, solange für unsere gemeinsame Auffassung 
zu kämpfen, bis man auch in Wien e rkannt hat, 
daß dies nicht n u r Selbstzweck für die Steirer, 
sondern Verantwortungsbewußtsein für alle 
Österreicher ist. Wenn ich mi r wei terhin e r ­
lauben darf, noch darauf hinzuweisen, daß 
Schutzbauten gegen a tomare Wirkungen, gegen 
konventionelle und in gewissem Maß gegen che­
mische und biologische Waffen zu err ichten sind, 
so habe ich damit t rotzdem nu r einen Teil der 
notwendig werdenden Zivilschutzmaßnahmen 
gestreift. Ich weiß, daß dies großer finanzieller 
Mittel bedarf. Umsomehr wä r e es für uns alle 
eine Verpflichtung, bereits bestehende Schutz­
bauten nicht verfallen zu lassen, sondern sie 
zu erhal ten und wei terhin auszubauen. Ich denke 
dabei genauso wie mein Vorredner in erster 
Linie an die Landeshaupts tadt Graz und damit 
an den Schloßberg-Stollen. I n diesem Hause 
wurde schon des öfteren darüber gesprochen, 
des öfteren aber auch festgestellt, daß erhebliche 
Mittel für diesen Zweck erforderlich wären, aber 
auch darüber, daß es der Stadtgemeinde Graz, 
die eine der f inanzschwächsten Österreichs über ­
haup t ist, n icht möglich sei, dies allein zu be ­
werkstelligen. Vielmehr bedarf es hier der aus­
reichenden Hilfe des Bundes, aber auch des 
Landes. Ich weiß nicht, ob mein Verdacht rich­
tig ist: Da Zivilschutz und die entsprechende 
Vorsorge Geld kosten, ob dies der Grund ist, 
weswegen man auf Bundesebene noch nicht 
daranging, ein Zivilschutzgesetz zu schaffen. 
Scheut man diese neue Budget-Post? Wenn dies 
der Grund ist, d ann handel t die Regierung ve r ­
antwortungslos. Hohes Haus, meine Damen und 
Herren! Unsere gemeinsame Aufgabe muß es 
werden, dafür einzutreten, daß ehebaldigst ein 
Grundsatzgesetz über den österreichischen Zivil­
schutz im Pa r l amen t eingebracht und beschlos­
sen wird, damit auch unser Bundesland in dieser 
so wichtigen F rage die entsprechenden Ausfüh­
rungsgesetze und Verordnungen bearbeiten u nd 
beschließen kann. Abschließend möchte ich noch 
dem. Österr. Zivilschutzverband für seine bisher 
geleisteten Arbei ten von dieser Stelle aus den 
Dank aussprechen. (Beifall.) 

Präsident: Mangels e iner wei teren Wortmel­
dung zu dieser Gruppe h a t der He r r Bericht­
ers ta t ter das Schlußwort. 

Berichterstatter Simon Pichler: Ich danke für 
das Schlußwort und bi t te das Hohe Haus, dieser 
Gruppe die Zust immung zu erteilen. 

Präsident: Wer mit den Ansätzen und Posten 
der Gruppe 1 e inverstanden ist, möge eine Hand 
erheben. (Geschieht.) Diese Gruppe ist somit an­
genommen. Ich unterbreche jetzt die Sitzung 
wieder, und zwar bis 20 Uhr . 

Unterbrechung der Sitzung um 19 Uhr. 

Fortsetzung der Sitzung um 20 Uhr. 

Präs ident : Ich nehme die unterbrochene Sit­
zung wieder auf. Wir kommen zur Gruppe 2 
„Schulwesen". Ber ichters tat ter ist He r r Abg. 
Ruper t Buchberger. Ich erteile i hm das Wort. 

Abg. Buchberger: Hohes Haus, meine Damen 
und Herren! Die Gruppe 2 „Schulwesen" ist eine 
sehr bedeutende Gruppe unseres gesamten Bud­
gets und umfaßt im wesentlichen die Abschnitte 
Allgemeine und berufsbildende Pflichtschulen 
sowie die verschiedenen Fachschulen. Ferner die 
Abschnitte Schüler- und Studentenheime, Stu­
dien- und Lernbeihilfen, Kindergär ten und Hor­
te und das gesamte Lehrlingswesen. Die zur Be­
handlung vorliegende Gruppe sieht Gesamtein­
nahmen von 26,670.600 Schilling und Gesamt­
ausgaben von 140,953.700 Schilling vor. Im Ver­
gleich zum Voranschlag 1966 sind die E innah­
men um 2,082.100 Schilling und die Gesamtaus­
gaben um 64,549.400 Schilling im Voranschlag 
für 1967 angestiegen. Die zur Beschlußfassung 
vorliegende Gruppe 2, „Schulwesen" zeigt daher, 
daß das Budget 1967 als sehr bildungsfreundlich 
zu bezeichnen ist. Im Finanz-Ausschuß wurde 
auch diese Gruppe sehr eingehend diskutiert und 
beraten und ich darf im Namen dieses Aus­
schusses das Hohe Haus bitten, der Gruppe 2 
„Schulwesen" die Zust immung zu geben. 

Präsident: Zu Wort gemeldet ist Herr Abg. 
Dipl.-Ing. Schaller. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Dipl.-Ing Schaller: Hohes Haus, sehr ge­
ehr te Damen und Herren! Ich habe die Aufgabe, 
für meine Frakt ion zur Gruppe 2 zu sprechen. 
Die Ausgabenseite dieser Gruppe umfaßt im 
heurigen J ah r nicht weniger als 140 Millionen 
Schilling. Wenn sie damit zwar bei wei tem nicht 
die größte ist und nu r e twa ein Viertel der Aus­
gaben der Gruppe 5 und 6 erreicht, so ist sie in 
der Auswirkung für das Land und für die Zu­
kunft nicht minder bedeutend. I n Zeiten der 
Hochkonjunktur und der Vollbeschäftigung ste­
hen na turgemäß Probleme der Wirtschafts- und 
Sozialpolitik im Vordergrund. Im besonderen 
wird dies dann der Fall sein, wenn da und dort 
Schwächen der Wirtschafts-Struktur s ichtbar 
werden und Abhilfe-Maßnahmen erforderlich 
sind. Ihnen wird in der Budget-Debat te zweifel­
los noch brei ter Raum gewidmet werden. Trotz­
dem haben wir uns aber auch mi t Fragen der 
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Bildungs- und Schulpolitik auseinanderzusetzen. 
Der Schule als der Bildungseinrichtung schlecht­
hin kommt in der heutigen Zeit nun einmal ein 
besonderes Gewicht zu. Nicht nur der Hoch­
schule oder der Höheren Schule, in ganz beson­
derem Maß gilt dies für die Pflichtschule. Die 
Pflichtschule ist die Grundlage jeder späteren 
Ausbildung und sie wird damit in gewissem 
Sinn auch zur Begrenzung der Leistungsfähig­
keit aller nachfolgenden Schultypen, weil diese 
darauf aufbauen und das nicht nachholen kön­
nen, was die Pflichtschule versäumt. Die Ein­
führung und die Vorbereitung des jungen Men­
schen auf das spätere Leben wird immer schwie­
riger. Die Ausbildungszeiten in den Schulen und 
im Beruf werden länger. Die Anforderungen 
an den heutigen Menschen im Beruf und im 
Leben sind außerordentlich gestiegen. Der Fleiß 
und das handwerkliche Können allein genügen 
nicht mehr. Das Wissen und die Vermittlung des 
Wissens tritt stärker in den Vordergrund. Es liegt 
durchaus auf dieser Ebene, wenn die Schule auf 
die Berufsausbildung breiten Einfluß hat. Die 
Industriegesellschaft braucht hochqualifizierte 
und bestens ausgebildete Menschen. Der Anteil 
der Hilfsarbeiter ist mehr und mehr im Schwin­
den, jener mit verwaltender oder disponierender 
Aufgabe im Ansteigen. Der Bedarf an Fach­
leuten mit mittlerer oder höherer Schulbildung 
ist außerordentlich groß. Bezeichnend für die 
Entwicklung, in der wir uns heute befinden, ist 
die Situation im Hochschulbereich. Im Jahre 
1950 hat es in Österreich 22.416 Studenten ge­
geben. Es war damals nach dem Studienabschluß 
nicht immer ganz einfach eine Stellung zu be­
kommen. Heute ist die Zahl der Studenten auf 
41.400 angestiegen. Die Verdoppelung der Stu­
dentenzahl hat jedoch keineswegs, wie man 
schlechthin meinen möchte, zu einem Überhang 
an Akademikern geführt. Im Gegenteil! Jeder, 
der heute in der Personalpolitik tätig ist und 
um den Nachwuchs sich zu sorgen hat, weiß, 
daß ein ausgesprochener Mangel an qualifizier­
ten Fachleuten und Akademikern besteht. All­
mählich hat sich auch die Überzeugung durchge­
setzt, daß es keinen wirtschaftlichen Fortschritt 
ohne Wissenschaft und Forschung gibt. Die Si­
cherung der Arbeitsplätze bedarf nicht nur wirt­
schaftspolitischer Maßnahmen, sondern ebenso 
und vor allem Investitionen zur Förderung der 
Grundlagen- und Industrieforschung. Es ist im 
übrigen auch Erfahrungstatsache, daß Gebiete mit 
schlechter Wirtschaftsstruktur immer auch sol­
che mit einer ungünstigen Bildungsstruktur sind 
und umgekehrt. Not und Elend gehen jeweils 
Hand in Hand mit Analphabetismus, wie uns 
gerade die unterentwickelten Zonen auf dem 
Erdball zeigen. Hunger und Not sind auf die 
Dauer auch nicht mit Lebensmittelhilfen oder 
Kapitalinjektionen allein zu beseitigen. Die 
wirksamste Entwicklungshilfe besteht im Aus­
bau eines geordneten Schul- und Bildungswesens 
in den Entwicklungsländern. Sicherlich ist auch 
das Einkommensgefälle, welches wir im eigenen 
Land feststellen können, im Zusammenhang mit 
der ungünstigen Bildungsstruktur einzelner Ge­
biete zu sehen. Während aber der Zusammen­

hang von wirtschaftlichem Wohlstand/und Wis­
senschaft heute durchaus erkannt wird, ist dies 
nicht immer für den Bereich der Pflichtschulen 
der Fall. Hier ist der Nutzeffekt nicht unmittel­
bar erfaßbar und das Gelernte auch nicht direkt 
anwendbar. Die Attraktivität der Pflichtschul­
förderung ist daher wesentlich geringer. Schul­
bauten lassen sich viel schwerer verkaufen, als 
etwas anderes. Die Aufwendungen und Investi­
tionen für den Bau von Pflichtschulen haben in 
der Öffentlichkeit vielleicht nicht immer jenes 
Echo gefunden, welches man eigentlich erwartet 
hätte. Vielleicht liegt in der mangelnden Attrak­
tivität auch einer der Hauptgründe, daß gerade 
in unseren größeren Städten die Situation im 
Pflichtschulwesen außerordentlich traurig ist. 
Die Gebäude sind vielfach hoffnungslos ver­
altet und baufällig. Es fehlt noch und noch an 
Klassen und Schulen. Beispielsweise haben von 
den 358 Volksschulklassen der Stadt Graz heute 
noch 163, das ist etwa die Hälfte, Wechselunter­
richt und dies im Jahre 1966. Neue Schulen 
werden kaum gebaut und wenn, v dann 
meist derartig aufwendig und kostspielig, daß 
sie zum Ärger für viele finanzschwache ländli­
che Gemeinden werden, die sich selbst einen 
solchen Luxus nicht leisten können. (Abg. Scheer: 
„Na, na!") Sicherlich, Herr Abgeordneter, es ist 
gefälliger Volkshäuser zu bauen, auch wenn 
sie nicht immer so dringend benötigt werden 
wie Volksschulen. (Abg. Ileschitz: „Das Kultur­
bedürfnis der Menschen ist vorhanden!") Das ist 
eine Frage der Wertung, Herr Abgeordneter. 
(Abg. Ritzinger: „Wenn Ehrentafeln aus Mar­
mor dort stehen und die kleinen Gemeinden 
müssen bezahlen!") Zwischen modern und auf­
wendig ist ein sehr beachtlicher Unterschied. 
(Zwischenrufe von der SPÖ.) Das ist allerdings 
eine sehr teure Dorfverschönerung. Die Fehler 
und Unterlassungen auf diesem Gebiet werden 
uns einmal teuer zu stehen kommen^ 

Genausowenig wie die Bildungsgesellschaft mit 
dem Doktordiplom endet, so beginnt sie auch nicht 
erst im Gymnasium, sondern im Kindergarten 
und in der Volksschule. Wir haben gerade dem 
Ausbau des Pflichtschulwesens immer größte 
Wichtigkeit zugemessen und das nicht erst in 
einer Zeit, wovon einer Bildungsgesellschaft ge­
sprochen wird. Wenn gerade im ländlichen Be­
reich eine sehr beachtliche Zahl von Volks- und 
Hauptschulen neu gebaut oder umgebaut wurde, 
so hat dies von den finanzschwachen ländlichen 
Gemeinden sehr beachtliche Opfer erfordert. So 
manche andere wichtige Vorhaben wie Wege­
bauten usw. mußten oftmals auf Jahre hinaus 
zurückgestellt werden, um den Bildungsanliegen 
der Gemeinde gerecht zu werden. Alle Achtung 
vor solch einem Mut und vor so einer Entschei­
dungsfreudigkeit. Heute zeigt sich, daß es richtig 
war und daß unsere Gemeindeväter weitsichtig 
und verständnisvoll gehandelt haben. (Abg. 
Scheer: „Na, also!") Das Pflichtschulwesen in den 
ländlichen Gemeinden ist heute baulich und aus­
stattungsmäßig durchaus jedem Vergleich mit 
dem städtischen gewachsen. Im ländlichen Be­
reich ist dies sicherlich die Frucht einer lang­
jährigen und konsequenten Bildungs- und Schul-
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baupolitik. Wir sind sehr froh, daß diese unsere 
Bemühungen nun von Seiten des Bundes auch 
ihre Anerkennung gefunden haben und der 
neue Finanz-Ausgleich beachtliche Mittel für 
den Bau von Pflichtschulen zur Verfügung 
stellt. (Abg. Dipl.-Ing. DDr. Götz: „Aber viel zu 
wenig!") Es sind sicherlich noch zu wenig Mittel. 
Heuer sind es 9,1 Millionen Schilling; sie wer­
den in den nächsten Jahren auf insgesamt 18 
Millionen Schilling ansteigen. (Abg. Dipl.-Ing. 
DDr. Götz: „Bei einem Bedarf von 3 Milliar­
den!") Sie wissen sehr wohl, Herr Abgeordneter, 
daß das sehr teure Investitionen sind, die nicht 
von heute auf morgen zu lösen sind. Wenn Sie 
bedenken, was in den letzten 10 Jahren auf dem 
Schulbausektor geschehen ist, dann muß man 
sagen, trotz allem, was noch fehlt, ist es eine 
große Leistung. (Abg. Scheer: „Bei den Pflicht­
schulen haben Sie gesagt, es wird nichts ge­
baut!") In den Städten. (Abg. Bammer: „In wel­
chen Städten?" — Abg. Scheer: „In welchen 
Städten?" — Landeshauptmann Krainer: „Jetzt 
verwechseln Sie die Opposition mit der Regie­
rungsbank!") Ich habe gesagt, daß in Graz etwa 
die Hälfte der Volksschulklassen heute noch 
Wechselunterricht haben. (Landesrat Bammer: 
„Also in Graz wird nicht gebaut?" — Landes­
hauptmann Krainer: „Sie verwechseln die Re­
gierungsbank mit der Oppositionsbank!" — 
Abg. Scheer: „Das ist aber ein Unsinn. Er muß 
doch sagen, wo nicht gebaut wird. In Graz 
wurden 10 Schulen gebaut!" — Glockenzeichen 
des Präsidenten.) Ich stehe nicht an, zu sagen, 
daß es trotz allergrößter Bemühungen und trotz 
enormer Bauleistungen nicht gelungen ist, die 
Bildungsbenachteiligung mancher ländlicher 
Gebiete zur Gänze aus der Welt zu schaffen. 
In einer Zeit, in der die Bildung den Weg jedes 
Menschen entscheidend beeinflußt, muß jeder die 
Chance haben, das bestmögliche Schulsystem in 
Anspruch nehmen zu können. Es gibt ein Recht 
auf Bildung, von dem niemand ausgeschlossen 
werden darf, auch nicht der Bergbauer in 1500 m 
Höhenlage. (Abg. Lackner: „Bravo, das ist ein 
Wort!") Gerade die Bergbauern dürfen nicht 
noch dafür bestraft werden, daß sie neben der 
ganzen Last, die sie zu tragen haben, auch noch 
bildungsmäßig benachteiligt werden sollen. Man 
muß ihnen dankbar sein, daß sie dort oben über­
haupt verbleiben und ihre entscheidende Kultur­
aufgabe erfüllen. (Abg. Leitner: „Schul-Auto-
busse!") Ich komme noch darauf, Herr Kollege, 
wenn Sie ein bißchen Geduld haben. (Abg. Leit­
ner „Internate!") Sie müssen mich ausreden las­
sen, dann können Sie sich auch zu Wort melden. 
(Abg. Leitner: „Internate!" — Landeshauptmann 
Krainer: „— und das Geld dazu!" — Abg. Nigl: 
„Der Kollege Leitner will die Autobusse, bevor 
die Schule fertig ist!" — Landesrat Wegart zu 
Abg. Leitner gewendet: „Sie sind in keine stei-
rische Volksschule gegangen, das merkt man 
Ihnen an!" — Abg. Leitner: „In eine einklassige 
bin ich nicht gegangen!") Herr Kollege Leitner, 
hören Sie einmal zu. Vielleicht können Sie sich 
nachher auch zu Wort melden, es steht Ihnen 
vollkommen frei! 

Präsident: Ich bitte den Redner, fortzufahren, 
wir sind in keiner Fragestunde. (Abg. Scheer: 
„Darf man in der Fragestunde jetzt auf einmal 
reden?" — Landesrat Bammer: „Das ist die 
Toleranz!") 

Abg. Schauer: Hohes Haus! Wir sind vom 
Modellfall der Pflichtsöhule, nämlich der vollor­
ganisierten vierklassigen Volksschul-Unterstufe 
als Grundschule und der vierklassigen, zweizü­
gig geführten Hauptschule als Aufbauschule, wie 
er in jeder Stadt selbstverständlich gegeben ist 
und jedem durchschnittlichen Begabten selbst­
verständlich zugänglich ist, im ländlichen Be­
reich noch weit entfernt. In diesem Schuljahr 
gibt es in der Steiermark immerhin noch 71 
einklassigen Volksschulen, die von 2361 Schülern 
besucht werden, 103 zweiklassige Volksschulen 
mit 7.192 Schülern und 87 dreiklassige mit 
9.688 Schülern. Insgesamt sind es 19.241 Schüler, 
die ihre 8 Schuljahre in einer ein- bis dreiklas-
sigen Volksschule ableisten. 

Hohes Haus! Diese Schulen, die ich Ihnen 
jetzt genannt habe, liegen ausschließlich im 
ländlichen Bereich. Der Nachteil der nie­
deren Organisation trifft mehr oder min­
der ausnahmslos die Bauernschaft, die neben 
ihrer ohnedies schwierigen wirtschaftlichen Lage 
auch noch diesen Nachteil zu tragen hat. Was 
wir zu fordern haben, ist nicht nur die Parität 
des Einkommens, sondern auch die Parität der 
Bildung. Sehen wir uns unter diesem Gesichts­
punkt auch noch die Situation im Hauptschul­
bereich an. Auch für das Land ist die zwei­
zügig geführte Hauptschule anzustreben, weil sie 
eine Auslese nach Begabung ermöglicht und dem 
Schulkind eine gediegene Allgemeinbildung für 
seine spätere Berufstätigkeit vermittelt. Die Zahl 
der Hauptschulorte ist in der Steiermark mit 
99 eigentlich relativ hoch. Das Hauptschulnetz 
erstreckt sich dicht über das ganze Land. Von 
den 147 Hauptschulen Steiermarks sind aller­
dings 55 einzügig, die wiederum mit wenigen 
Ausnahmen im ländlichen Raum liegen. Zweifel­
los ist es für viele Gemeinden ein ungeheurer 
Fortschritt, überhaupt eine Hauptschule bekom­
men zu haben. Die Zahl der Hauptschulorte 
selbst wird sich wahrscheinlich auch kaum noch 
sehr stark vergrößern. Die Schwierigkeit, mit 
der wir fertig zu werden haben, liegt vielmehr 
in der Erfassung und Zuführung der Schüler. 
Es gibt derzeit noch Bezirke, — und dies sind 
wiederum die ausgesprochenen ländlichen Be­
zirke — in denen bis zu 70 und mehr Prozent 
der Entlaß-Schüler aus der Volksschule kommen, 
während umgekehrt in der Stadt Graz nur 13 %, 
im Bezirk Leoben nur 27 % der Entlaß-Schüler 
Volksschüler sind. Ich glaube nicht, daß die 
Hauptschulreife am Lande geringer ist als in der 
Stadt. Es sind nur die Zungangsmöglichkeiten ver­
schieden. Wenn einmal für die Kinder der ab­
gelegenen Gebiete die Hauptschule verkehrs­
mäßig erreichbar wird, so ist auch die Frage 
einer höheren Organisation durchaus zu lösen. 
Durch die damit verbundene Erhöhung der 
Schülerzahlen wird es keine Schwierigkeit be­
deuten, einzügige in zweizügig geführte Haupt-
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schulen umzuwandeln und die Leistungsfähig­
keit des ländlichen Pflichtschulwesens gewaltig 
zu verbessern. Solange allerdings zwischen 
Hauptschul-Pflichtsprengel und Berechtigungs-
Sprengel unterschieden wird und die Haupt­
schul-Pflichtsprengel nicht lückenlos aneinan-
dergrenzen wird das höher organisierte Pflicht­
schulwesen in Form der Hauptschule auch nicht 
voll zum Tragen kommen können. Man wird 
sich mit diesen Fragen sehr ernstlich zu befassen 
haben. In der Bundesrepublik Deutschland ist 
man z. B. mitten in der Diskussion um die Mit­
telpunktschule oder Zentralschule, wie sie dort 
genannt wird. Und es gibt eine Anzahl von deut­
schen Bundesländern, die sie bereits eingeführt 
haben. Der schwedische Weg, wo Kinder noch 
tagtäglich bis zu 50 und mehr Kilometer zum 
Schulort hingebracht und wieder zurückgestellt 
werden, ist sicherlich ein Extremfall, der in 
dieser Form für uns nicht zur Gänze anwendbar 
ist. Ich weiß, daß die Konzentration des Pflicht­
schulwesens viele Probleme mit sich bringt, ob 
es die langen Zufahrtswege sind, oder die Tat­
sache, daß die kleinen Kinder bereits aus dem 
dörflichen Milieu herausgenommen werden oder 
ob es die schmerzlichen Konsequenzen sind, die 
sich aus dem Auflassen einer Schule für eine 
Gemeinde ergeben. Trotzdem, die Verbesserung 
des Pflichtschulwesens am Land ist notwendig 
und unabweislich. Gerade von der Bauernschaft 
selbst, die vom Nachteil der niederen Organisa­
tion am stärksten betroffen ist, kommt der Ruf 
nach neuen, zweizügig geführten Hauptschulen. 
Die Bauernschaft ist auch bereit, die Opfer, die 
ihr in diesem Zusammenhang zugemutet wer­
den, zu tragen. Die Situation ist sicher unge­
wöhnlich und sie ist mit gewöhnlichen Mitteln 
nicht zu meistern. Sie bringt auch ungewöhn­
liche finanzielle Belastungen mit sich, wenn es 
darum geht, die bildungsmäßige Diskriminierung 
eines Teiles unserer Bevölkerung aus der Welt 
zu schaffen. Die Zusammenziehung des Pflicht­
schulwesens ist sicherlich nur mit dem Ausbau 
eines leistungsfähigen Schüler-Verkehrs-Systems 
für jene Gebiete, die mit öffentlichen Verkehrs­
mitteln nicht erreichbar sind, zu lösen. Zweifel­
los wird man auch damit noch nicht alle Be­
troffenen erfassen können. Diese Maßnahme 
wird daher auch ergänzt werden müssen durch 
weitere Einrichtung von Pflichtschul-Internaten 
und Schülerheimen. Im übrigen hat gerade die 
Einführung des polytechnischen Jahres das Pro­
blem der Konzentration der Schulen und aller 
damit im Zusammenhang stehenden Fragen in 
aller Schärfe offenbar gemacht. Lassen Sie mich 
auch dazu einiges sagen: Wie alles Neue, ist 
auch die Einführung einer solchen Schultype 
mit einer Unzahl von Schwierigkeiten verbun­
den. Heute dürfen wir sägen, daß es richtig war, 
zeitgerecht zu beginnen und eine Verschiebung 
um ein oder mehrere Jahre, wie sie von man­
chen gefordert worden ist, nicht vorzunehmen. 
Natürlich handelt es sich sowohl bei der Unter­
bringung als auch bei der Organisation der poly­
technischen Lehrgänge um Provisorien. Dank 
der gründlichen Vorbereitung konnte der Un­
terricht ordnungsgemäß aufgenommen werden. 

Die personelle Seite ist insoweit gesichert, als 
den 170 hauptamtlichen polytechnischen Lehrern 
458 weitere Nebenlehrer zur Seite stehen. Letz­
tere müssen beachtliche Mehrleistungen auf sich 
nehmen, um dieser Aufgabe gerecht zu werden. 
Die Elternschaft selbst hat .sich erstaunlich 
schnell mit dem 9. Schuljahr zurechtgefunden. 
Ihre Einstellung ist eine durchaus positive. Von 
der Ausweichmöglichkeit in mittlere und höhere 
Schulen ist reichlich Gebrauch gemacht worden. 
Das macht nichts. Es ist kein Nachteil, wenn 
eine niedere Schule durch eine höhere Schule 
ersetzt wird und mehr Kinder über diesen Weg 
in Höhere Schulen gelenkt werden. Auf der 
anderen Seite haben auch jene Eltern ihre Kin­
der in das polytechnische Jahr geschickt, die es 
eigentlich gar nicht gemußt hätten. Das poly­
technische Jahr ist eben auch eine Chance für 
jene praktisch begabten Schüler, die sich in 
einzelnen theoretischen Gegenständen in der 
Volks- oder Hauptschule schwer getan haben 
und deshalb wiederholen mußten. Von den 6148 
Schülern der polytechnischen Lehrgänge in der 
Steiermark kommen immerhin 1398 oder 23 % 
aus einer niedereren als der 8. Schulstufe, nur 
50 Schüler sind es, die im laufenden Jahr we­
gen Unzumutbarkeit des Schulweges vom Be­
such des Polytechnikums befreit werden mußten. 

Der Landwirtschaft bringt das 9. Schuljahr 
eine beachtliche Erschwernis. Der Arbeitskräfte­
mangel wird noch verschärft. Es ist daher ver­
ständlich, wenn man dieses zusätzliche 9. Schul­
jahr sinnvoll und nutzbringend eingesetzt wis­
sen will. Von seiten der Landwirtschaft wird 
der Wunsch geäußert, den Bauernkindern im 
Rahmen des 9. Schuljahres neben der allgemei­
nen Berufsorientierung auch noch einige Grund­
lagen für ihre spätere landwirtschaftliche Be­
rufstätigkeit mitzugeben. Vom Gesetz her würde 
diesem Wunsch nichts entgegenstehen. Der Lehr­
plan für das polytechnische Jahr sieht sogar 
ausdrücklich eine Differenzierung innerhalb der 
Schule vor und spricht von der Berufsbezogen­
heit der Bildung. Der polytechnische Lehrgang 
soll von seiner Zielsetzung her eine Brücke von 
der Schule zum Beruf sein und auf die spätere 
Berufstätigkeit vorbereiten. Es wäre demnach 
mit Recht zu überlegen, Kinder aus bäuerlichen 
Verhältnissen in eigenen Klassen zusammenzu­
fassen und den Unterricht im Sinne einer 
Schwerpunktbildung auf die spätere Berufs­
tätigkeit in der Landwirtschaft zu orientieren. 
Dies erfordert gerade das, was über das Pflicht­
schulwesen gesagt wurde ; nämlich eine Konzen­
tration. 

Das ursprüngliche Konzept zum Ausbau des 
polytechnischen Schulwesens in Steiermark war 
auf diesen Überlegungen aufgebaut. Es waren 
etwa 40 polytechnische Schulen vorgesehen, die 
in 4 oder mehr Klassen aufgegliedert werden 
sollten. Eine Differenzierung innerhalb dieser 
Schule ist gerade deshalb von Bedeutung, weil 
es sich um Schüler mit verschiedensten Ausbil­
dungsstufen handelt. Tatsächlich haben wir 126 
Schulorte und damit die Zahl der Hauptschul­
orte mit 99 beachtlich übertroffen. Solange aber 
keine eigenen Baulichkeiten zur Verfügung ste-
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hen, muß man sehr froh sein, genügend Über­
gangslösungen zur Verfügung zu haben. Es muß­
ten alle vorhandenen Möglichkeiten ausgeschöpft 
werden, um mit dem Unterricht beginnen zu 
können. Dies bringt eine Aufsplitterung mit sich, 
die keineswegs gewollt war. Die Auswirkungen 
zeigen sich in der Organisation. 71 polytechni­
sche Lehrgänge sind einklassig geführt, 38 zwei-
klassig, 9 dreiklassig und nur 8 sind vier- bis 
sechsklassig. Mit der Errichtung eigener Schulen 
wird sich die Situation ändern. Die Kosten für 
derartige Vorhaben sind so hoch, daß sie nicht 
von heute auf morgen bewältigt werden können. 
Bevor man an sie konkret herantreten kann, 
bedarf es noch eines gesicherten Überblickes 
über die Entwicklung dieser Schultype, über die 
Frequenz und den Trend des Schulbesuches. 
Zweifellos sind diese Bauvorhaben auch nur im 
Zusammenhang mit einer generellen Verbesse­
rung des gesamten Pflichtschulwesens im länd­
lichen Raum zu sehen. Die Probleme und Vor­
aussetzungen greifen aufeinander über. Eines 
kann ohne das andere nicht gesehen werden. 
Es ist daher sehr begrüßenswert, daß der Herr 
Landeshauptmann die zuständige Schulabteilung 
und den Landesschulrat beauftragt hat, dieses 
Problem speziell zu studieren und ein Programm 
für die Verbesserung der Schulorganisation auf 
dem Gebiet des Pflichtschulwesens auf dem 
Lande auszuarbeiten. 

Eine Voranschlagspost der Gruppe ver­
dient noch besondere Beachtung. Es ist 
die Post 291,701 Studienbeihilfen an Schüler 
mittlerer und höherer Schulen. 3 Millionen 
Schilling sind für diesen Zweck vorgesehen, um 
250.000 Schilling mehr als im Vorjahr. Die Lei­
stungen des Landes auf diesem Gebiet sind nicht 
hoch genug einzuschätzen. Damit wird es tat­
sächlich dem wirtschaftlich schwächsten Teil 
unserer Bevölkerung möglich, die Kinder in 
höhere Schulen zu schicken. Mit Besorgnis müs­
sen wir noch immer feststellen, daß gerade der 
Anteil an Arbeiter- und Bauernkindern auf un­
seren Höheren und Hohen Schulen überaus ge­
ring ist. Während den Hochschülern die finan­
ziellen Sorgen dank des Studienbeihilfengesetzes 
weitgehend abgenommen werden konnten, trifft 
im Mittelschulstudium die ganze Last die El­
ternschaft. Das höhere Schulwesen in der Stei­
ermark hat in den letzten Jahren eine enorme 
Ausweitung erfahren. Von Radkersburg abge­
sehen verfügt nunmehr jeder steirische Bezirk 
über mindest eine Höhere Schule. Erfreulicher­
weise wird im kommenden Jahr der Bezirk 
Radkersburg abenfalls ein Musisch-Pädagogi­
sches Realgymnasium erhalten. Der großzügige 
Ausbau des höheren Schulwesens und die kräf­
tige Förderung der Schüler über die Studien­
beihilfen lassen uns hoffen, daß nunmehr auch 
tatsächlich jedem begabten Kind der Weg zum 
Studium offen steht. Wir begrüßen daher alle 
Maßnahmen zur Förderung der Bildung in un­
serem Land. Wir bekennen uns zum Grundsatz 
des Herrn Unterrichtsministers und der Regie­
rung Klaus vom Vorrang der Bildung. Bildung 
hat Vorrang, auch in unserem steirischen Land. 
In diesem Sinne stimmt die Volkspartei gerne 

den Ansätzen der Gruppe 2 zu (Beifall bei der 
ÖVP). 

Präsident: Ich erteile Herrn Präsidenten Af-
ritsch das Wort. Sodann kommt Frau Abg. Jam-
negg. 

Präsident Afritsch: Hohes Haus, meine Damen 
und Herren! Vielleicht haben Sie schon be­
merkt, daß zu meiner Vorbereitung noch ein 
Zettel dazugekommen ist. Ich habe mir das nicht 
vorgenommen und als alter — ich denke da an 
die Berufsjahre — erfahrener Berufspraktiker 
bin ich der Auffassung, daß man nicht allzu­
sehr vom Konzept weggehen soll. Aber ich muß 
doch einleitend, meine Damen und Herren, eini­
ge Richtigstellungen machen. Ich tue es nicht 
gerne, weil das fast immer so war, wenn zur 
Gruppe 2, „Schulwesen" gesprochen wurde, daß 
doch die verschiedenen Redner und Fraktionen 
positiv zu diesen Schulfragen eingestellt waren. 
Aber wieso der Herr Dipl.-Ing Schaller, der 
Landes-Schulinspektor ist, aber nicht Landes-
Schulinspektor der Pflichtschulen — bitte keine 
Angst zu haben, ich werde trotz meiner gewis­
sen Erregung nicht aus meiner Rolle fallen 
(Heiterkeit) — wieso, meine Damen und Herren 
dieser unmögliche Angriff in dieser Sache auf 
die Landeshauptstadt Graz? Wo doch alle wis­
sen, auch in diesem Hause müssen es alle Mit­
glieder des Landtages wissen, daß seit dem 
Jahre 1945 gerade auf dem Gebiet des Schul­
wesens in Graz viel geleistet wurde, sehr viel. 
(Beifall bei der SPÖ.) Ich darf in Erinnerung 
bringen — und ich habe das schon einmal vor 
Jahren gebracht —, daß bis zürn Jahre 1930 
lange Zeit keine Schule in Graz errichtet wurde. 
Erst im Jahre 1930 wurde unter dem Bürger­
meister Muchitsch und unter Stadtschulrat Dr. 
Speck die große, schöne Fröbel-Hauptschule er­
richtet. (Landeshauptmann Krainer: „Von wo 
ist das Geld dazu gekommen? Das war ein gutes 
Geschäft mit der amerikanischen Anleihe!") Ja, 
von wo das Geld gekommen ist in dieser finan­
ziell und wirtschaftlich sehr schweren Zeit, ist 
hier wirklich nicht so maßgebend. Und in der 
Zeit von 1934 bis 1945 — bitte herzuhören — 
ist in der Landeshauptstadt Graz sage und 
schreibe keine einzige Schule gebaut worden. 
(Landeshauptmann Krainer: „Da waren ja keine 
Kinder!") Keine Kinder waren! Damals waren 
keine Kinder! Aber bitte, anderseits ist es viel­
leicht ganz gut, wenn auch der Humor zu Wor­
te kommt. Aber ganz ernst bitte — und in einem 
Zwischenruf wurde das schon gesagt — seit dem 
Jahr 1945 wurden in Graz 10 neue, große Schu­
len errichtet. (Abg. Scheer: „Schöne Schulen!") 
Volksschulen, Hauptschulen, Berufsschulen. Eini­
ge Beispiele: Liebenau, Puntigam, die Erzherzog-
Johann-Hauptschule in Andritz, St. Johann, 
Wetzeisdorf, die große Schule Triestersiedlung. 
Dann sind zwei große Berufsschulen errichtet 
worden. (Abg. Scheer: „Krainer-Schule!") Bitte, 
Sie können nicht stören, Herr Kollege Scheer, 
es wird mich nicht aus der Ruhe bringen. Aber 
gerade bei einer so ernsten und wesentlichen 
Erwiderung ist es doch besser, wenn man mich 
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anhört. Und alle diese Schulen, die neu errichtet 
wurden in Graz, haben zusätzlich die notwendi­
gen Lehrsäle bekommen. Jede neue Schule in 
Graz verfügt über einen großen, modernen Turn­
saal und über Sportplätze. Ich verstehe nicht, 
wie man dann da heraufkommen kann und er­
klären kann, die Landeshauptstadt Graz hat auf 
diesem Gebiete zu wenig geleistet. Wer immer 
strebend sich bemüht auf diesem Gebiet und 
seit dem Jahr 1945 wirklich Großes und Ein­
maliges auf diesem Gebiet geleistet hat, das 
muß Anerkennung finden. Das war nicht 
eine Partei allein (Landesrat Wegart: „Das 
haben die Maurer gemacht!"), allerdings 
wohl unter der „Führung", wenn ich diesen 
Ausdruck gebrauchen darf, der Bürgermeister 
Dr. Speck und unter der Führung des Herrn 
Dipl.-Ing. Scherbaum wurde das in Graz er­
richtet. Und zum Schluß dieser Sache: Die Dia­
gnose hat einfach nicht gestimmt. Ich lade sehr 
gerne den Herrn Dipl.-Ing Schaller ein zu einer 
Besuchsfahrt der Grazer Schulen und wir wer­
den ihm gerne die neuen Schulen zeigen. (Zwi­
schenruf von der SPÖ: „Stadtrundfahrt" — 
Landesrat Bammer: „Unter dem Titel, lerne 
Graz kennen!") Meine Damen und Herren, ich 
werde deshalb trachten, daß meine Rede die 
ich mir vorbereitet habe, zeitlich betrachtet, et­
was kürzer ausfällt. Aber.Sie können überzeugt 
sein, daß das, was ich jetzt hier gesagt habe, 
hundertprozentig stimmt, (Landesrat Wegart: 
„Nicht ganz, nicht ganz!") weil diese zehn Ge­
bäude ja errichtet wurden. Scheinbar hat der 
Herr Landesrat Wegart als Fremdenverkehrs­
referent unsere großen, schönen Schulen auch 
noch nicht besichtigt. Ich lade auch ihn ein, an 
dieser Besichtigungsfahrt teilzunehmen. (Beifall 
bei der SPÖ —Abg. Pölzl: „Der Sohn des Herrn 
Landesrates Wegart ist erst 2 Vi Jahre alt!") 
Ich bin als geborener Grazer . . (Landesrat Bam­
mer: „Für den Grazer Fremdenverkehr macht 
er zu wenig!") Ich bin als geborener Grazer . . . 
(Unverständlicher Zwischenruf) Bitte, wenn Sie 
noch öfter Zwischenrufen, werde ich halt 4 oder 
fünfmal noch geboren. Ich bin also als gebore­
ner Grazer . . . 

Präsident: „Ich bitte, den Redner nicht mehr 
zu unterbrechen!" 

Na, es ist ja ganz amüsant. Ich bin also als 
geborener Grazer auch in Graz in die Volks­
schule gegangen, ich habe hier die Bürgerschule 
besucht, ich habe noch andere Schulen in Graz 
besucht, war in Graz Lehrer und jetzt bin ich 
immerhin schon 20 Jahre Schulaufsichtsbeamter 
und ich kann wirklich mit Recht behaupten, daß 
ich die Situation kenne oder beherrsche. Und 
daher habe ich mich verpflichtet gefühlt, nicht 
nur im Namen der sozialistischen Fraktion des 
Landtages, sondern auch im Namen der Landes­
hauptstadt Graz und des Landesschulrates diese 
Sache richtigzustellen. Ich glaube, Herr Vize­
bürgermeister Stöffler würde mich dabei ja ger­
ne unterstützen, aber er ist auch in keiner sehr 

- angenehmen Situation. (Abg. Stöffler: „Wenn 
Sie mir einen kleinen Zwischenruf gestatten, 

glorreich sind im allgemeinen die Schulverhält­
nisse in Graz nicht, sonst würden wir nicht 20 
Millionen Schilling für die Reparaturen der al­
ten Schulen in Aussicht nehmen müssen, weil 
zum Teil die Zustände in den Schulen so sind, 
daß sogar die Sicherheit der Kinder nicht ge­
währleistet ist. Es ist zweifellos viel geschehen, 
aber glorreich sind die Verhältnisse leider 
nicht!") Na also. Herr Bürgermeister Stöffler, 
ich möchte fortsetzen und möchte vielleicht sa­
gen — man muß sich auch einmal aufraffen, 
weil man ja hört, jeder Politiker muß ein biß­
chen Demagogie besitzen, da muß ich halt ab 
und zu auch ein wenig demagogisch sein — 
aber es fällt mir schwer, aber bei dieser Ant­
wort, die ich Ihnen jetzt gebe, nicht böse und 
ohne Erregung, muß ich sagen, Herr Bürger­
meister Stöffler, daß vielleicht gerade auch für 
diese Reparaturen nicht nur der Stadtschulrat, 
nicht nur der Herr Bürgermeister, sondern auch 
der Baureferent der Landeshauptstadt Graz ver­
antwortlich ist. Und, meine Damen und Herren, 
dreimal dürfen Sie raten, wer der Baureferent 
der Landeshauptstadt Graz ist! (Gelächter und 
Beifall bei der SPÖ.) 

(Abg. Stöffler: „Es tut mir ja sehr leid, daß ich 
Sie berichtigen muß, aber bitte, das Stadtschul­
amt hat sein eigenes Baureferat — Gelächter — 
und dreimal dürfen Sie jetzt raten, wer dort 
Baureferent ist!" •— Beifall bei der ÖVP und 
Zwischenruf von der ÖVP: „Das war jetzt ein 
Eigentor, Herr Schulinspektor!") Das ist eine 
Retoursache, die mir gar nicht imponiert. (Abg. 
Stöffler: „Nein, das ist die Wahrheit und keine 
Retourkutsche!") Das ist nicht nur in Graz so, 
sondern in der ganzen Steiermark, sagt der 
eine, „du bist ein Gauner", dann sagt der an­
dere „du bist auch einer." Das ist so eine Re­
tourgeschichte, die mir gar nicht imponiert. (Abg. 
Stöffler: „Es imponiert mir auch nicht, im Ge­
genteil, ich bin sehr traurig darüber, daß das 
so schlecht ist!") 

Meine Damen und Herren, jetzt aber zu mei­
nem Konzept! Ich möchte einleitend sagen, daß 
ich mit sehr vielen Ausführungen meines Vor­
redners einverstanden bin. Nur das, was über 
Graz gesagt wurde, hat mir nicht gepaßt, weil 
es nicht richtig war. Aber mit sehr vielen Schul­
fragen, die Herr Landtagsabgeordneter Dipl.-
Ing. Schaller angezogen hat, bin ich voll und 
ganz einverstanden. Ich möchte folgendes sagen: 
Ich hoffe, daß Sie ruhig sein werden, auch ich 
werde mich bemühen ruhig zu sein. In der 
Gruppe 2 Schulwesen sind die Ansätze heuer 
zweifellos höher als im vorigen Jahr. Das ist 
sehr zu begrüßen. Aber, meine Damen und Her­
ren, lassen wir uns nicht von der Endsumme 
der Ausgaben täuschen. Bei den Gesamtausgaben 
von 140,953.700 Schilling sind ja die 44,900.000 
Schilling dabei und das ist doch der Betrag, den 
das Land Steiermark als Beitrag zu den Akti­
vitätsbezügen der Lehrer an öffentlichen all­
gemein bildenden Pflichtschulen nach dem 
neuen Finanzausgleich dem Bund zu leisten hat. 
Das ist nach meiner Auffassung eine sehr ernste 
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Sache. Das ist neu im Jahre 1967. Unser Lan-
desfinanzreferent Herr Landeshauptmannstell­
vertreter Dr. Schachner hat bereits im Finanz-
Ausschuß darüber gesprochen und einen aus­
führlichen und wirklich sachkundigen Bericht 
erstattet. Das Land zahlt jetzt 10 % dem Bund. 
Sicher wird das Land im Jahre 1967 finanziell 
damit nicht belastet, da der Bund einen fast 
gleichen Beitrag in Form einer anderen Leistung 
dem Land rückerstattet. Ich meine damit die 
Mineralölsteuer. Diese neue Regelung, meine 
Damen und Herren, hat nicht überall ihre Zu­
stimmung gefunden. Nicht nur die Lehrerschaft 
hat dagegen protestiert; sehr oft sagt man aber 
nur die Lehrer. Wenn die Gruppe Schulwesen 
kommt, spricht man von einem Lehrertag, es 
stehen alle Lehrer auf und ziehen an einem 
Strang. Heute gab es schon eine Ausnahme. 
Zwei Lehrer, wenn sie auch Schulaufsichtsbe­
amte sind, haben nicht an einem Strang ge­
zogen. Die Lehrerschaft, nicht nur die Gewerk­
schaft der öffentlichen Bediensteten, hat dage­
gen Protest angemeldet; auch viele verantwor­
tungsvolle Politiker der Länder und des Bundes 
haben ihre warnende Stimme erhoben. 

Es soll nicht wieder so kommen, wie es vor 
Jahrzehnten war. Leider kann ich auch schon 
mit Jahrzehnten operieren. Einige können ja 
nur mit einigen Jahren operieren. Aber fangen 
wir nicht wieder mit dem Schwarz-Peter-Spiel 
an. Wir Älteren sollen nicht der Jugend die 
Jugend vorwerfen und umgekehrt soll das auch 
nicht der Fall sein. Vor Jahrzehnten war das 
so, daß jedes Bundesland ihre Lehrer anders 
besoldete und das hat zu unliebsamen Zuständen 
geführt. Auf dem Gebiet des Schulwesens haben 
die Körperschaften, die Gemeinden, das Land 
und der Bund wahrlich genug Probleme zu 
lösen; etwa Behebung des Lehrermangels, Be­
kämpfung der Schulraumnot und das, was mein 
Vorredner sehr treffend angeführt hat, eben 
das, was mit der Einführung des 9. Schuljahres 
zusammenhängt. Deshalb gestatten Sie mir, hier 
die warnende Stimme zu erheben. Es soll das 
auch im steirischen Landtag ausgesprochen wer­
den. Wir müssen alles versuchen, daß die Pflicht­
schullehrer — Volks-, Haupt- und Sonderschul­
lehrer sowie polytechnische Lehrer — wieder 
einheitlich und lOOprozentig vom Bund bezahlt 
werden. Diese Lehrer unterstehen selbstver­
ständlich der Diensthoheit des Landes, sollen 
aber, wie das früher war, vom Bund lOOprozen­
tig bezahlt werden. 

Einige Worte, meine Damen und Herren, zur 
Situation im Schuljahr 1966/67. Begreiflicher­
weise beschäftige ich mich ausführlicher mit 
dem Kapitel Pflichtschulwesen. 

An den Volks-, Haupt- und Sonderschulen 
und den polytechnischen Lehrgängen gibt es 
derzeit 156.382 Schüler; um 12.479 Schüler mehr 
als im vergangenen Schuljahr. Es ist das eine 
einfache Rechnung. Hier steckt das 9. Schuljahr 
drinnen. Insgesamt stehen 4854 Klassen und 
6560 Dienstposten zur Verfügung. Nach dem be­
willigten Dienstpostenplan verfügen wir also 

über 6560 Dienstposten. Eingesetzt konnten 
4339 literarische Lehrer werden. Wieso diese 
gerade literarische Lehrer heißen, weiß ich bis 
heute nicht, obwohl ich schon 40 Jahre Lehrer 
bin und mich viel mit Literatur beschäftigt 
habe. Im Lexikon steht etwas anderes drinnen. 
Ich habe heute sogar im Duden nachgeschaut; 
also Duden und Lexikon sagen etwas ganz an­
deres. Ich war auch viele Jahre ein literarischer 
Lehrer — Volksschullehrer und Hauptschullehrer. 

Eingesetzt wurden also 4339 literarische Leh­
rer, 466 Arbeitslehrerinnen, 397 Religionslehrer 
•— zusammen sind das insgesamt 5802 Lehrer. 
Wenn wir das von den 6560 abziehen, bleiben 
758. Keine Angst, ich komme mit keiner Re­
chenstunde! Es sind also derzeit — und diese 
Zahl sollen sich alle Mitglieder des Hohen Hau­
ses merken — 758 Dienstposten unbesetzt. (Un­
verständlicher Zwischenruf des Landesrates We­
gart.) 

Vielleicht braucht das der Herr Landesrat für 
die nächste Broschüre zur Förderung des Frem­
denverkehrs. Zur Herausgabe einer Broschüre 
für die Werbung des Lehrberufes ist es noch 
nicht gekommen. Aber darauf komme ich mit 
einigen Sätzen noch zu sprechen. Das war eine 
heitere Zwischenbemerkung; war nicht bös ge­
meint, aber in jeder solchen Bemerkung steckt 
ein Körnchen Wahrheit. 

Interessant ist zweifellos eine Übersicht über 
die Neuanstellungen im Lehrberuf. In diesem 
Schuljahr wurden 249 Lehrer neu eingestellt; 
davon 65 männliche Lehrer — ein Viertel Män­
ner und etwa drei Viertel Frauen. Wir müssen 
zur Kenntnis nehmen und ich glaube, daß das 
jeder Schulpolitiker und jedes Mitglied des Hau­
ses wissen soll, daß der Beruf des Volksschul­
lehrers immer mehr ein weiblicher Beruf wird. 
Wir müssen das zur Kenntnis nehmen, so un­
angenehm da und dort auch die Auswirkungen 
sind. Denn die Oberstufe der Volksschule braucht 
zweifellos auch notwendig Lehrer. Und in Graz 
— jetzt werden vielleicht die Kollegen frohlok-
ken, die zuerst dafür waren, daß man der Lan­
deshauptstadt Graz auf dem Gebiete etwas aus­
wischt, aber da können wir nichts dafür •— ist 
die Situation so: erstens sind die Lehrer sehr 
veraltet in Graz — das Durchschnittsalter liegt 
in Graz bei 53 Jahren —, ich muß also hier 
wirklich mit einem Appell kommen, daß alle 
zuständigen Stellen trachten sollen, daß eben 
der Lehrständ in Graz etwas verjüngt wird. In 
Graz, meine Damen und Herren, ist es so, daß 
von den 350 Volksschullehrern, wenn wir die 
männlichen Volksschul-Direktoren wegrechnen, 
sage und schreibe 7 männliche Lehrer übrig­
bleiben. Ich denke da an meinen geliebten Mei­
ster Gottfried Keller — ich darf das hier brin­
gen —, diese 7 Lehrer bilden ein „Fähnlein 
der sieben Aufrechten". Obwohl sie wahrschein­
lich mit ihrem Fähnlein gar nicht immer so 
aufrecht dahinmarschieren körinen, weil das gar 
nicht so einfach ist, bei einem solchen Verhältnis 
an den Schulen zu arbeiten. Also daher der Ruf, 
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daß auch hier getrachtet werden möge, daß 
etwas jüngere Lehrer nach Graz kommen. Aber 
das andere muß man zur Kenntnis nehmen, 
daß eben der Beruf des Volksschullehrers fast 
ausschließlich ein weiblicher Beruf ist. 

Oft wird gesagt, von älteren Schulmeistern 
sogar, auch von älteren Menschen, die sich öf­
ters mit der Schule beschäftigt haben, „ja das 
kommt daher, Lehrermangel und Schulraumnot, 
weil zu wenig Schüler in den Klassen sind". 
Ich binge zur Kenntnis, daß in Steiermark trotz 
aller Bemühungen wir immer noch 777 Klassen 
haben mit mehr als 40 Schülern. Das sind um 
83 Klassen mehr als im Vorjahr. Viele werden 
vielleicht sagen, „Bitte, was ist denn das schon, 
40 Schüler?" Aber es kommen unzählige Müt­
ter zu mir und Väter mit Beschwerden, mit 
Wünschen, und da sage ich immer wieder, Sie 
werden ja nicht einmal mit Ihrem einzigen Kind 
fertig, oder mit zwei Kindern, und von einem 
Lehrer verlangen Sie in der heutigen Zeit — 
wir leben heute in ganz anderen Verhältnissen 
—, daß er mit 40 oder noch mehr Schülern in 
der Klasse arbeiten soll. 

Noch eine Sache über den Lehrermangel in 
Österreich. Zuerst folgende Feststellung: — Es 
geht sehr schnell weiter, ich werde mich be­
mühen, noch dazu, wo ein führender Sports­
mann des Landes mich mit einer Zeituhr stoppt 
und genau aufpaßt, wie lange ich sprechen 
werde. Aber das rein kollegial ausgesprochen. — 
In ganz Österreich haben wir 5000 Pflichtschul­
lehrer zu wenig. Das ist der echte Lehrerman­
gel. Ich mache mir das nicht so billig — weil 
das nicht stimmt —, daß ich jetzt der Steier­
mark einen Vorwurf mache, denn ich gehöre 
ja auch dem Landtag und der Steiermark 
lOOprozentig an, weil ich ein geborener Grazer 
und Steirer bin, das soll aber kein Schuß gegen 
Nicht-Grazer und Nicht-Steirer seih. Wenn sie 
später echte Steirer werden, sind sie in Graz 
und in der Steiermark herzlich willkommen. 
Steiermark ist bei dem Lehrermangel, meine 
Damen und Herren, leider nach Oberösterreich 
an zweiter Stelle. Aber hier darf man nicht 
sagen, die verantwortlichen Stellen, die Landes­
regierung, der Landesschulrat sind daran schuld, 
denn wenn man sich dauernd bemüht und die 
verschiedensten Möglichkeiten ausschöpft und 
wirklich auf vielen Gebieten etwas Gutes leisten 
konnte, kann man nicht mit dem Vorwurf kom­
men, „Ihr seid schuld, daß in Steiermark so ein 
großer Lehrermangel ist". Nach der Person kann 
man da nicht fragen, man könnte höchstens 
fragen, welche Umstände haben dazu geführt? 
Und dazu muß ich sagen, daß ich dafür in die­
sem Hause nicht zuständig bin, außerdem würde 
das zu lange dauern, das ist eine sehr, sehr 
komplizierte, problematische Materie. Aber in 
Österreich sind es 5000 und in der Steiermark 
758. Ich kenne die Bemühungen des Landes und 
des Landesschulrates. Ich weiß, daß sich die 
zwei großen politischen Parteien des Landes 
mit ihren Lehrer-Organisationen eingehend mit 
diesem Problem beschäftigen und oftmals kon­
struktive Vorschläge machten. In ganz Öster­

reich gibt es sogenannte Matura-Lehrgänge. 29 
Matura-Lehrgänge und davon gibt es in Graz 
zwei. So werden im Sommer 1967 etwa 400 
solcher Maturanten in Graz die zweite Matura, 
die sogenannte „Lehrer-Matura" ablegen. 

Hohes Haus, an dieser Stelle — das habe ich 
schon gesagt — urgiere ich die Durchführung 
des Antrages der sozialistischen Landtagsabge­
ordneten. Als einer der Antragsteller bin ich da­
zu verpflichtet. Wann werden die zuständigen 
Stellen die Herausgabe einer Werbe-Broschüre 
für den Lehrberuf veranlassen? Hoffentlich 
gibt es hier keine Kompetenz-Schwierigkeiten, 
ich will da in kein Wespennest stechen. (Lan­
desrat Wegart: „Wer zahlt es?") Das kostet 
doch fast nichts! Man könnte es ja noch dazu 
vom Referat „Fremdenverkehr" abzwicken, da­
für haben Sie sofort meine Stimme. (Abg. 
Scheer: „Das zahlt der Herr Landeshauptmann­
stellvertreter Dr. Koren, das ist doch klar, sein 
Ressort!") So wichtig der Fremdenverkehr ist, 
so wichtig ist auch die Bekämpfung des Lehrer­
mangels in der Steiermark. Ob es das Amt der 
Landesregierung oder der Landesschulrat für 
Steiermark macht, kann uns gleichgültig sein. 

Ganz gleichgültig ist es mir nicht, wenn einige 
Abgeordnete mich dauernd mit Zwischenrufen 
beehren. Vielleicht macht es der Herr Kollege 
Scheer so, weil er auch von unserer Sparte ist. 
Er ist ja auch ein Lehrer, ein „verhinderter" 
Lehrer. (Heiterkeit.) Ein verhinderter Lehrer, 
weil er die volle Ausbildung eines Lehrers hat 
und kein Lehrer geworden ist. Und er könnte 
heute noch rein persönlich dazu beitragen, es 
wäre ein bescheidener Beitrag (Heiterkeit — 
Abg. Scheer: „Danke!"), beischeiden deshalb, 
weil er ja nur e i n e n Lehrer stellen könnte. 
Ich bin überzeugt, einen sehr guten. Er müßte 
nur die Kinder mehr reden lassen und er dürfte 
nicht immer reden (Heiterkeit — Abg. Leitner: 
„Das war eine Kritik!"). Also den Lehrermangel 
könnte man hier etwas bekämpfen. In der Stei­
ermark gibt es erfreulicherweise eine gute Zu­
sammenarbeit — ich möchte sogar sagen auf 
allen Linien —. Daß es oft auch große Gegen­
sätze gibt, das wissen wir, es geht öfter hart 
auf hart zu, aber ich rede ja jetzt über das 
Schulwesen, es können ja beide Stellen, das 
Amt der Landesregierung und der Landesschul­
rat gemeinsam die Herausgabe besorgen. Es soll 
ja keine umfangreiche Enzyklopädie herausge­
geben werden und auch kein neuer steirischer 
Atlas, es soll ja nur eine Werbeschrift für den 
Lehrberuf herausgegeben werden. Der Antrag 
auf Herausgabe einer Werbebroschüre möge so 
rasch wie möglich erfüllt werden, weil wir in 
die Zukunft blicken müssen. Trotz der Bemü­
hungen wird der Lehrermangel nicht wesentlich 
besser werden. (Landesrat Wegart: „Da brauchen 
wir so keine Werbebroschüre!") Sie verstehen 
doch, daß gerade durch die Einführung des 
9. Schuljahres wieder eine große Zahl von Leh­
rern benötigt wurde. 

Nachdem das schon mein verehrter Vorredner 
getan hat — er ist mein verehrter Vorredner, 


